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Protokoll

über die 11. Sitzung vom 21. Juli 2016

Beginn: 9:33 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren! Ich 
eröffne die 11. Sitzung des 16. Landtags von Baden-Württem-
berg.

Urlaub für heute habe ich Herrn Abg. Thomas Axel Palka so-
wie Herrn Abg. Udo Stein erteilt.

Krankgemeldet ist Herr Abg. Dr. Rainer Balzer.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich ab 14:30 
Uhr Herr Ministerpräsident Winfried Kretschmann sowie von 
10 bis 13 Uhr Herr Staatssekretär Dr. Andre Baumann, und 
ganztägig entschuldigt hat sich Frau Staatssekretärin Gisela 
Erler.

Meine Damen und Herren, unsere Kollegin Frau Dr. Kirsten 
Lehnig hat mit Schreiben vom 28. Juni 2016 mitgeteilt, dass 
sie ihr Landtagsmandat mit Ablauf des 4. August 2016 nie-
derlegen wird. 

Grund für die Niederlegung des Mandats ist der Umzug von 
Frau Kollegin Dr. Lehnig und ihrer Familie in ein anderes 
Bundesland. Durch diesen Umzug verliert Frau Kollegin Dr. 
Lehnig die Wählbarkeit, weshalb das Landtagsmandat ohne-
hin erloschen wäre.

Frau Dr. Lehnig gehört dem Landtag seit dem 4. April 2016 
an. Sie wurde als Mitglied in den Ständigen Ausschuss und in 
den Ausschuss für Verkehr sowie in den Richterwahlausschuss 
und in den Staatsanwaltswahlausschuss gewählt. 

Ich danke Ihnen, liebe Frau Kollegin Dr. Lehnig, für Ihre – 
wenn auch nur kurze – Tätigkeit als Abgeordnete herzlich und 
wünsche Ihnen und Ihrer Familie für Ihre Zukunft viel Erfolg 
und alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen und den fraktionslosen 
Abgeordneten)

Meine Damen und Herren, unter Punkt 3 unserer Tagesord-
nung ist die Zweite und Dritte Beratung des Gesetzentwurfs 
über die Feststellung eines Dritten Nachtrags zum Staatshaus-
haltsplan von Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 2016 
vorgesehen. Sie sind gemäß § 50 Satz 2 unserer Geschäfts-
ordnung mit dieser Fristverkürzung zwischen Zweiter und 
Dritter Beratung des Gesetzentwurfs einverstanden. – Es er-
hebt sich kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Damit treten wir in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Nach dem VERA-Schock – wie können 
wir in Baden-Württembergs Schulen wieder zu Bestleis-

tungen gelangen? – beantragt von der Fraktion der FDP/
DVP

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 60 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion und zehn Minuten für den Zusammenschluss frakti-
onsloser Abgeordneter zur Verfügung. Ich darf die Landesre-
gierung bitten, sich ebenfalls an den vorgegebenen Rede-
zeitrahmen zu halten. 

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
verweisen, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte die 
Aussprache in freier Rede zu führen ist.

Für die Fraktion der FDP/DVP erteile ich Herrn Abg. Dr. Kern 
das Wort. 

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kurz vor der Landtagswahl muss  
der Ministerpräsident eine Vorahnung gehabt haben, wie die 
VERA-Vergleichsarbeiten in Baden-Württemberg ausfallen 
würden. So heißt es in einem Bericht der „Bietigheimer Zei-
tung“ vom 5. Februar 2016 über eine Podiumsdiskussion – 
ich zitiere –:

Kretschmann gesteht ein, dass man (Warminski-Leitheu-
ßer) in der Bildungspolitik nicht alles richtig gemacht ha-
be. Die Abschaffung der verbindlichen Grundschulemp-
fehlung wäre besser am Ende der Reform geschehen. „So 
hat es manches erschwert“, resümiert der Regierungs-
chef, ohne seine Anspielung näher zu begründen.

Genau um dieses zu verhindern, nämlich die überstürzte und 
unvorbereitete Abschaffung der Verbindlichkeit der Grund-
schulempfehlung, redeten die Fraktion der FDP/DVP und da-
mals auch noch die Fraktion der CDU geradezu gebetsmüh-
lenartig auf die grün-rote Regierungsmehrheit ein – vergeb-
lich. Die ideologische Dampfwalze rollte ungerührt über die 
sorgenvollen Einwände hinweg.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Stattdessen wurde die Gemeinschaftsschule ohne vorangegan-
genen Modellversuch, ohne Erprobung in der Praxis, ohne Er-
fahrungen aus anderen Bundesländern einfach ins Schulge-
setz hineingeschrieben, als könnte man den Erfolg einer völ-
lig neuen Schulart per Dekret verordnen, und dies auch ohne 
Bildungsplan, ohne Lehrerfortbildung und ohne Konzept für 
ihre Aufgabe der Inklusion.
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(Dr. Timm Kern) 

Zur Erinnerung: Die FDP/DVP-Fraktion hat damals einen An-
trag auf Einrichtung eines Modellversuchs für die erste Run-
de der 42 Gemeinschaftsschulen – samt sorgfältiger Evalua-
tion – gestellt. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie ah-
nen es: Auch diese Alternative war der grün-roten Koalition 
kein Nachdenken wert.

Gewarnt haben wir Freien Demokraten damals auch vor der 
versuchten oder tatsächlichen Demontage von Leistungsan-
forderungen, und davon legte Grün-Rot eine ganze Serie hin:

Erstens: Die Mindestnote zum Besuch der Klasse 10 der 
Werk realschulen wurde gekippt.

Zweitens: Das gilt ebenso für die Mindestnote zum Besuch 
der zweijährigen Berufsfachschule.

Drittens: Das Sitzenbleiben wurde nicht nur an den Gemein-
schaftsschulen abgeschafft, sondern – viertens – auch in der 
Orientierungsstufe an der Realschule.

Fünftens: Mit dem Papier „Gymnasium 2020“ plante das Kul-
tusministerium Niveauabsenkungen beim Abitur, genauer ge-
sagt: bei der zweiten Fremdsprache und durch ein Prüfungs-
fach weniger.

Sechstens: Der damalige Kultusminister brachte sogar eine 
generelle Abschaffung der Noten ins Spiel, nachdem die Ge-
meinschaftsschule hier schon Vorreiterin ist. 

Da aber Noten im Allgemeinen auch für Leistungsrückmel-
dungen stehen, ging hiervon ein gefährlich missverständliches 
Signal an junge Menschen aus. Denn die Demontage von 
Leistungsanforderungen wirkt demotivierend – gerade für die-
jenigen, deren Eltern eben nicht konsequent ein Auge auf die 
schulischen Leistungen ihrer Kinder haben können. Diese 
Schüler geben sich dann der trügerischen Botschaft hin, Leis-
tung werde überschätzt.

Diesen Zusammenhang sollten sich Grüne und Sozialdemo-
kraten einmal bewusst machen, wenn sie Bildungserfolge von 
der sozialen Herkunft unabhängig machen wollen. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen von SPD und Grünen, im Grunde wol-
len Sie den Bildungserfolg nicht von der sozialen Herkunft 
abkoppeln, sondern sie wollen den Bildungserfolg von der 
Leistung abkoppeln. Das ist aber etwas anderes.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Damit erreichen Sie im Grunde genau das Gegenteil von dem, 
was Sie eigentlich erreichen wollen. Dass nun bei den VERA-
Vergleichsarbeiten ein Drittel der Achtklässler mit Ausnahme 
der Gymnasiasten bei der Rechtschreibung und über die Hälf-
te in der Mathematik nicht über das Grundschulniveau bzw. 
den Mindeststandard hinauskommen, ist ein Desaster für ein 
Land, das seinen Wohlstand dem Können, dem Fleiß und der 
Leistungsbereitschaft seiner Einwohner verdankt.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Ich möchte an dieser Stelle gar nicht behaupten, dass eine 
Landesregierung allein hierfür die Verantwortung tragen wür-
de, aber fest steht auch: Die vergangenen fünf Jahre unter 
Grün-Rot waren nicht nur fünf verlorene Jahre, sondern sie 

waren fünf Jahre des Rückschritts für die Bildung in Baden-
Württemberg.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Grünes Weltverbessern und rotes Herumdilettieren haben 
wahrlich kein Upgrade für unser Bildungswesen in Baden-
Württemberg gebracht, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und fraktionslo-
sen Abgeordneten)

und jetzt besteht die Gefahr, dass sich grüner Unwille zur 
Kurs umkehr und schwarze Unfähigkeit zur Veränderung ge-
paart haben.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Die CDU-Kultusministerin hat diesem gemeinsamen Kind 
auch schon einen Namen gegeben: Schulkonsens. 

Nun könnte man einwenden, der FDP/DVP müsste ein Schul-
konsens doch eigentlich sehr sympathisch sein. 

(Zurufe der Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU und 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Schließlich haben wir im Jahr 2014 als bislang einzige Land-
tagsfraktion ein konkretes Konzept für einen Schulfrieden vor-
gelegt. Doch unser liberales Schulfriedenskonzept unterschei-
det sich ganz wesentlich vom grün-schwarzen Schulkonsens. 
Darauf gibt der grün-schwarze Koalitionsvertrag auch schon 
einen Vorgeschmack; ich nenne einige Punkte: 

Der grün-schwarze Schulkonsens sucht nach dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner zwischen Grünen und CDU, anstatt zu 
prüfen, was für die Verantwortlichen vor Ort die beste Lösung 
wäre. 

Konkretes Beispiel: die Verlängerung des sogenannten G-
9-Schulversuchs. Die Grünen wollen sein Auslaufen, die CDU 
vollständige Wahlfreiheit.

(Lachen des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Das ist die Schlechteste aller denkbaren Varianten.

Die FDP/DVP setzt sich nach wie vor dafür ein, dass alle 
Gymnasien die gleiche Personalausstattung und zugleich die 
Freiheit erhalten, hieraus acht- oder neunjährige Angebote zu 
entwickeln.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Außerdem ist der grün-schwarze Schulkonsens bevormun-
dend. Wäre er freiheitlich, hätten Grüne und CDU sich im Ko-
alitionsvertrag darauf verständigt, zusätzlich zur verpflichtend 
rhythmisierten auch die offene Ganztagsschule mit Unterricht 
am Vormittag und offenen Angeboten am Nachmittag ins 
Schulgesetz aufzunehmen. Dann könnte vor Ort das jeweils 
passende Angebot auch frei gewählt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der AfD 
und fraktionslosen Abgeordneten – Zuruf: Jawohl!)
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Der grün-schwarze Schulkonsens ist außerdem nicht stabil, 
weil er Formelkompromisse statt eindeutiger Vereinbarungen 
enthält. Die CDU feiert sich dafür, dass sie die Zahl der Ge-
meinschaftsschuloberstufen auf zehn begrenzt hat. Im Koali-
tionsvertrag aber heißt es, man gehe nicht von mehr als zehn 
Oberstufen aus. Da ist doch der Konflikt schon programmiert. 
Die FDP/DVP ist der Auffassung, dass es klarer Rahmenbe-
dingungen bedarf, wenn ein stabiler Schulfrieden auch tat-
sächlich erreicht werden soll.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Der grün-schwarze Schulkonsens ist außerdem nicht konse-
quent am Ziel der Qualität ausgerichtet. Denn sonst hätte der 
Koalitionsvertrag eben nicht die Unverbindlichkeit der Grund-
schulempfehlung festgeschrieben, sondern die Entscheidung 
auf der Grundlage einer fundierten Analyse der Situation an 
den Schulen getroffen.

Der grün-schwarze Schulkonsens ist schließlich Rosstäusche-
rei, solange er nur zwischen den Regierungsfraktionen ge-
schlossen wird.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Denn bei diesem Schulkonsens haben beide Regierungsfrak-
tionen nur ihre jeweiligen bildungspolitischen Vorstellungen 
angeglichen. Das reicht dann vielleicht für geheime Neben-
abreden,

(Heiterkeit des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [frakti-
onslos])

aber nicht für einen verlässlichen Rahmen für das Schulwe-
sen in Baden-Württemberg, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Kurzgefasst: Der grün-schwarze Schulkonsens ist bevormun-
dende Rosstäuscherei, ein Hemmschuh für die Qualität und 
völlig untauglich für einen stabilen Schulfrieden. Ein echter 
Schulfrieden muss auf einer breiten Basis stehen und bezieht 
Regierung wie Opposition ein. Die FDP/DVP will einen über-
parteilichen Schulfrieden, der Verlässlichkeit und Planbarkeit

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

in der Bildungspolitik über die Dauer von Legislaturperioden 
hinaus garantiert.

Nachdem die CDU, lieber Kollege Röhm, seinerzeit als ein-
zige im Landtag vertretene Partei eine Teilnahme an Schul-
friedensgesprächen verweigerte, hat sie nun als Regierungs-
fraktion eine zweite Chance erhalten. Wir sind gespannt, was 
die Kultusministerin hierzu heute sagt.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Frau Abg. Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wie einfach ist doch die Welt von Dr. Kern. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD 
– Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ja, ja!)

Nehmen Sie doch einfach einmal Ihre ideologische Brille ab,

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

und schauen Sie sich die VERA-Ergebnisse an. Reden Sie mit 
den Schulen über die Ergebnisse, und dann werden Sie zu an-
deren Erkenntnissen kommen als zu dem, was Sie uns hier 
vorgetragen haben.

(Beifall bei den Grünen)

Ich glaube auch kaum, dass die Schulen im Land jetzt gerade 
auf einen Schulfrieden warten.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Doch! Dann müs-
sen Sie einmal wieder hinausgehen!)

Die Schulen warten nicht auf den Schulfrieden, sondern sie 
warten darauf, dass wir sie auch weiterhin bei der Bewälti-
gung ihrer Herausforderungen unterstützen. Dazu stehen wir, 
und das werden wir auch in Zukunft machen.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Karl-Wilhelm 
Röhm CDU)

Wenn man sich die VERA-Ergebnisse anschaut, sieht man: 
Ja, die sind ernüchternd. Sie sind aber für viele auch nicht 
überraschend. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Denn die Herausforderungen an den Schulen sind sehr groß. 
Baden-Württemberg lag ja nicht zum ersten Mal nicht an der 
Spitzenposition in den IQB-Leistungsvergleichen. Ich erinne-
re an den IQB-Leistungsvergleich im Jahr 2012 in Naturwis-
senschaften, wo uns das IQB schon damals mit auf den Weg 
gegeben hat, dass die Leistungsergebnisse in Baden-Württem-
berg seit dem Jahr 2000 kontinuierlich schlechter werden.

Wir haben uns damals mit den Ergebnissen genau auseinan-
dergesetzt und haben unsere Konsequenzen und die richtigen 
Schlüsse daraus gezogen – im Gegensatz zu Ihnen, Herr Dr. 
Kern.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Darum geht es im-
mer weiter abwärts!)

Damals war eines der Ergebnisse, die uns auf den Weg gege-
ben wurden, beispielsweise der hohe Anteil des fachfremden 
Unterrichts an den Haupt- und Werkrealschulen. Deswegen 
haben wir in der letzten Legislatur endlich die regionale Schul-
entwicklungsplanung eingeführt, die Sie kontinuierlich kriti-
siert haben, die aber einen großen Beitrag dazu leistet, dass 
endlich Schulstandorte entstehen, an denen es möglich ist, 
Lehrerinnen und Lehrer in qualitätsvollem Umfang einzustel-
len, damit dem fachfremden Unterricht entgegengewirkt wer-
den kann.

Wir haben auf der anderen Seite mit auf den Weg bekommen, 
dass die Fächerverbünde, die im Jahr 2004 eingeführt wur-



396

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 11. Sitzung – Donnerstag, 21. Juli 2016
(Sandra Boser) 

den, einen Teil des Problems darstellen. Wir haben daher mit 
dem neuen Bildungsplan diese Fächerverbünde in der Mittel-
stufe abgeschafft, um den Schülerinnen und Schülern in der 
Mittelstufe mehr Fachlichkeit mit auf den Weg zu geben.

Wir haben auf diese ersten Erkenntnisse reagiert, und wir wer-
den das auch weiterhin tun.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Karl-Wilhelm 
Röhm CDU)

Daher darf man diese VERA-Ergebnisse nicht allein auf die 
Schularten beziehen. Denn wenn man sich mit Vertretern der 
Schulen unterhält, dann erkennt man, dass es sehr unterschied-
liche Ergebnisse gibt. Wie kann man den Wegfall der Verbind-
lichkeit der Grundschulempfehlung, den Sie ins Feld führen, 
auf die VERA-Ergebnisse umlegen?

Die Haupt- und Werkrealschulen, die inzwischen eigentlich 
mit die homogensten Schularten sind und vom Wegfall der 
Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung her dahin gehend 
wenig negative Folgen zu erwarten haben, haben mit die 
schlechtesten Ergebnisse, Herr Dr. Kern. Wie können Sie dann 
sagen, dass der Wegfall der Verbindlichkeit der Grundschul-
empfehlung einen Teil des Problems verursacht? 

Ihre damalige Analyse, dass an den Gemeinschaftsschulen in 
der ersten Tranche der überwiegende Anteil aus Kindern mit 
Haupt- und Werkrealschulempfehlung besteht, stimmt ja zum 
großen Teil. Sie kommen aber jetzt in den VERA-Ergebnissen 
an die Ergebnisse der Realschulen heran. Ist es nun schlecht, 
wenn 60 bis 70 % der Schülerinnen und Schüler mit Werkre-
alschulempfehlung an den Lernstand der Realschüler heran-
kommen? Ganz im Gegenteil: Dies zeigt, dass der Weg rich-
tig ist. Wir werden ihn auch weiter gehen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Gerhard Kleinböck SPD)

Daher haben wir uns in der Koalition darauf geeinigt, dass das 
Wichtigste, was wir als nächsten Schritt in den nächsten Jah-
ren angehen werden, die Qualität in Schule und Unterricht 
sein muss. Darauf werden wir uns konzentrieren.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Deshalb werden wir analysieren: Was macht eine gute Schul-
leitung aus? Sind die Fortbildungen gut angelegt? Welche Be-
deutung hat der Schulbau für den Lernerfolg? Welche Aus-
wirkungen kann die Zusammensetzung der Schülerschaft ha-
ben? Wie sind die Lernmaterialien? 

Wir wollen uns damit auseinandersetzen, und zwar in einem 
breiten Beteiligungsfeld. Da bringt es nichts, dass sich Partei-
en über einen Schulkonsens einigen, sondern wir wollen alle 
an Schule Beteiligten an einen Tisch holen. Im Parlament gibt 
es sehr gute Möglichkeiten, um dies umzusetzen. Wir brau-
chen die Lehrerverbände, die Elternverbände und Bildungs-
wissenschaftler an einem Tisch, um zu schauen: Welches sind 
die notwendigen Konsequenzen, die wir aus VERA ziehen 
wollen? Dafür wollen wir uns einsetzen, und ich denke, mei-
ne Damen und Herren, wir sind auf einem guten Weg.

Es wäre falsch, jetzt irgendwelche Schuldigen zu suchen; denn 
wir müssen dabei auch die Unterschiedlichkeit von Kindern, 

die an die Schulen kommen, berücksichtigen, und wir müs-
sen auch die Eltern stärker in die Erziehungspartnerschaft an 
den Schulen einbeziehen. Welche Auswirkungen hat der Um-
gang mit Medien – jeder spricht gerade von „Pokémon GO“ 
– auf die Schülerinnen und Schüler? Wie kann man die Me-
dienbildung an den Schulen verbessern? Dafür wollen wir uns 
auch in Zukunft einsetzen, und das bringt auch der neue Bil-
dungsplan mit sich.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Denn mit dem neuen Bildungsplan werden wir ab dem kom-
menden Schuljahr beispielsweise in der Grundschule die Stun-
den in Deutsch und Mathematik ausbauen.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sehr sinnvoll!)

Dies bietet eine wichtige Grundlage, gerade für Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund, um ihre Deutsch-
kenntnisse zu verfestigen. Wir werden die Medienbildung ab 
der Grundschule ausbauen, damit die Schülerinnen und Schü-
ler den Umgang mit Medien besser erlernen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Sehr gut!)

– Danke, Herr Kollege Salomon. – All dies sind Vorausset-
zungen, die die Kinder auch in Zukunft brauchen. Sie brau-
chen einen guten Umgang mit den neuen Medien. 

Die Digitalisierung ist ein weiteres Thema, das auf uns zu-
kommt und in das wir auch die Schulen in verstärktem Maße 
einbinden werden. Deshalb, Herr Kollege Dr. Kern, wäre es 
wirklich wünschenswert, wenn Sie sich einmal von den ideo-
logischen Debatten der Vergangenheit lösen würden. Nehmen 
Sie sich die Ergebnisse vor. Schauen Sie sie sich an. Tauschen 
Sie sich einmal mit Schulen aus, was diese dazu sagen, und 
dann können wir gemeinsam darüber sprechen, welches die 
besten Lösungen sind, um die Bildung in Baden-Württemberg 
auf einen besseren Weg zu bringen. Aber so, wie Sie vorge-
hen, indem Sie das an einzelnen Punkten festmachen – es tut 
mir leid –, kann man in diesem Fall nicht vorgehen;

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Thema verfehlt!)

denn es gibt ein großes Ganzes, und wir wollen uns dem Gan-
zen widmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Röhm.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Frau Präsidentin, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich richte den Blick heute 
ausschließlich nach vorn – 

(Lachen bei der SPD – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-
NE: Sehr gut!)

auf den Lehrer. Für uns gilt der Grundsatz: Auf den Lehrer 
kommt es an.
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(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der AfD 
und fraktionslosen Abgeordneten – Abg. Dr. Wolf-

gang Reinhart CDU: Ja!)

Er allein entscheidet, was im Unterricht geschieht – Klammer 
auf: oder auch nicht geschieht; Klammer zu –, und wir, die 
CDU-Fraktion, vertrauen auf die methodisch-didaktischen Fä-
higkeiten unserer bestens ausgebildeten Lehrerinnen und Leh-
rer. Wir lassen ihnen dazu auch die notwendige pädagogische 
Freiheit. Ihr selbst gewählter Methodenmix sorgt für vielfäl-
tige Lernanreize und damit auch für den notwendigen Lerner-
folg. Aus diesem Grund rücken wir zusammen mit unserem 
grünen Koalitionspartner Unterricht und Wissensvermittlung 
wieder in den Mittelpunkt des Lernorts Schule. Dort gehören 
sie nach unserem Verständnis auch hin.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Endlich! Ja-

wohl!)

In Baden-Württemberg haben erstmalig alle weiterführenden 
Schularten an VERA 8 teilgenommen. Die Ergebnisse wur-
den Anfang des Monats den einzelnen Schularten mitgeteilt. 
Dies ist für jede einzelne Schule eine außerordentlich wert-
volle Rückmeldung zum Leistungsstand ihrer Schülerinnen 
und Schüler. In der Summe zeigen die Ergebnisse – Frau Kol-
legin Boser hat es bereits gesagt –, dass in Deutsch, Mathe-
matik, Englisch oder Französisch sehr unterschiedliche Leis-
tungsstände in den verschiedenen Schularten bestehen. 

Wir, die CDU-Fraktion, erkennen vor allem in Mathematik 
und Orthografie mehr als einen deutlichen Handlungsbedarf. 

(Zuruf: Absolut!)

Hier gilt es, in der laufenden Legislaturperiode weiterhin die 
richtigen Schritte einzuleiten. Deshalb werden wir gemein-
sam mit unserem Koalitionspartner ein Augenmerk – das ist 
für uns das Entscheidende – auf die Qualität des Unterrichts 
richten. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Ein wichtiges Fundament hierfür ist unser Koalitionsvertrag. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Welcher?)

Es ist uns mit dem Koalitionsvertrag gelungen, die entschei-
denden Grundlagen für den Bildungskonsens in unserem Land 
zu legen. Kollege Kern, ich bin mir sicher, Sie werden sich 
alsbald anschließen.

Die Schulstrukturdebatte ist überwunden. Diese Tatsache macht 
den Weg frei, um die Qualität in den einzelnen Schularten 
nachhaltig zu stärken.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Höchste Zeit!)

Das ist ein erster und wichtiger Erfolg der grün-schwarzen 
Landesregierung unter der Kultusministerin Susanne Eisen-
mann.

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Abg. Dr. 
Wolfgang Reinhart CDU: Eine neue Ära bricht an!)

Die im Koalitionsvertrag vereinbarten ganz konkreten Maß-
nahmen zur Lehrerfortbildung, Kollege Rülke, zum Ausbau 

der Poolstunden an Realschulen, auch zur Leistungsdifferen-
zierung in Gemeinschaftsschulen und Realschulen gilt es jetzt 
gezielt in den jeweils einzelnen Schularten umzusetzen. Da-
mit ermöglichen wir – das ist das, was Sie, Timm Kern, im-
mer gefordert haben; geben Sie es heute einmal zu – einen 
fruchtbringenden Wettbewerb unter den Schulen im Land, den 
Sie seit Jahrzehnten fordern.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Jawohl!)

Die Richtung heißt für uns, für Grün-Schwarz: vorwärts für 
eine bessere Bildung. Das wollen wir in den vor uns liegen-
den fünf Jahren mit aller Kraft anpacken. Wir sind es dem 
wirtschaftsstarken Land Baden-Württemberg schuldig, und 
dazu brauchen wir, meine Damen und Herren, auch ein ver-
nünftiges Miteinander von Eltern, Lehrern und Schülern.

In unserem Koalitionsvertrag haben wir dazu bereits zahlrei-
che Maßnahmen vereinbart, die wichtig sind. Ich möchte die-
se in der gebotenen Kürze darlegen. Wir werden bei den 
Jüngsten beginnen, getreu dem Motto „Auf den Anfang kommt 
es an“. Dazu streben wir eine schrittweise Umsetzung des Ori-
entierungsplans an. Die erfolgreichen Bildungshäuser für Drei- 
bis Zehnjährige bieten unseres Erachtens die besten Voraus-
setzungen für einen nahtlosen Übergang vom Kindergarten in 
die Grundschule. Daher legen wir großen Wert auf deren Fort-
bestand. Wir wollen, dass alle Kinder am Ende ihrer Grund-
schulzeit wieder verlässlich lesen, schreiben und rechnen kön-
nen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU, Abgeordneten der Grünen und 
der AfD sowie fraktionslosen Abgeordneten – Abg. 
Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Höchste Zeit! – Zuruf 

des Abg. Dr. Heiner Merz AfD) 

Frau Kollegin Boser hat bereits angesprochen, dass dazu den 
Fächern Deutsch und Mathematik schrittweise zwei weitere 
Stunden gewährt werden, welche die Schulen auch ganz drin-
gend brauchen.

Meine Damen und Herren, die Grundschulempfehlung wird 
zukünftig den weiterführenden Schulen mitgeteilt, und zusam-
men mit der Lernstandserhebung in Klasse 5 wird es uns ge-
lingen, dass die Qualität auch nach dem Übergang an die wei-
terführende Schule durch Hilfsmaßnahmen gewährt werden 
kann.

Aber wir belassen es eben nicht nur beim Übergang, sondern 
wir wollen die Unterrichtsqualität vor allem auch an den wei-
terführenden Schulen verbessern. Dazu haben wir bereits 
Wichtiges auf den Weg gebracht. Ich nenne zwei zusätzliche 
Stunden für die Klassenstufe 10 in den Pflichtabiturfächern. 
Des Weiteren haben wir uns darauf geeinigt – dies ist ein kla-
res Zeichen der Leistungsdifferenzierung –, dass den Gymna-
sien in der Oberstufe – ähnlich wie bereits bei MathePlus – in 
Deutsch, Mathe und Fremdsprachen zwei weitere Stunden zur 
Leistungsdifferenzierung gewährt werden.

An den Realschulen – das ist, glaube ich, das allerbeste Bei-
spiel – wird in Zukunft wieder die Chance auf leistungsdiffe-
renzierten Unterricht im Sinne der äußeren Differenzierung 
eröffnet. Damit ist eine passgenaue Förderung möglich. Wir 
haben vereinbart, dass die Realschulen, die übrigens das höchs-
te Maß an Heterogenität zu bewältigen haben, auch die erfor-
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derlichen Mittel bekommen, dass sie differenzierte Unter-
richtsangebote machen können. Deswegen werden wir bis 
zum Ende der Legislaturperiode für Gleichheit bei den Pool-
stunden sorgen: 20 Poolstunden für jeden Realschulzug, wie 
es auch in der Gemeinschaftsschule der Fall ist.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP bedient sein Mo-

biltelefon.)

– Kollege Kern, aufgepasst, nicht nebenher sich mit Medien 
beschäftigen! Als Schulleiter würde ich Ihnen das Gerät ent-
ziehen. Aber das ist eine kleine Nebenbemerkung.

(Heiterkeit – Beifall bei der CDU und Abgeordneten 
der Grünen – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Er 
will die Medienkompetenz in der Schule verbessern! 
– Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ich wollte das 

überprüfen, was Sie sagen!)

– Das hält der Überprüfung jederzeit stand, Kollege Kern. 

Auch in der Gemeinschaftsschule – ich finde, das ist ein ver-
nünftiger Kompromiss – eröffnen wir die Möglichkeit, wenn 
die am Schulleben Beteiligten das wollen, ab Klasse 8 leis-
tungsdifferenziert zu unterrichten.

Lassen Sie uns die Haupt- und Werkrealschulen nicht verges-
sen, meine Damen und Herren. Ich möchte in Erinnerung ru-
fen, dass sie es waren, die in wirtschaftlich schwierigen Zei-
ten die ihnen anvertrauten Kinder hervorragend auf das dua-
le System vorbereitet haben. Deswegen schätzen wir die Ar-
beit der Haupt- und Werkrealschullehrer weiterhin wert. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen, 
der SPD und der AfD sowie des Abg. Dr. Timm Kern 

FDP/DVP)

Lassen Sie mich zusammenfassen und noch ein persönliches 
Wort sagen. VERA 8 ist für uns, für die grün-schwarze Koa-
lition, ein klares und eindeutiges Warnsignal,

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Ein Weckruf!)

das wir deutlich vernommen haben. Jetzt gilt es aber nicht, in 
gegenseitige Schuldzuweisungen zu verfallen, wie es viel-
leicht auch das Ziel dieser heutigen Aktuellen Debatte ist. Es 
gilt vielmehr, gemeinsam die Ärmel hochzukrempeln und die 
erkennbaren Probleme anzupacken. Es ist nicht mehr die Zeit, 
über Strukturen zu diskutieren, sondern es gilt, ausschließlich 
über Qualität von Unterricht zu diskutieren. 

Deshalb ist unser Koalitionsvertrag weitsichtig angelegt. Er 
setzt die richtigen Akzente. An der Qualität unserer Schulen 
wollen wir den Erfolg unserer grün-schwarzen Bildungspoli-
tik messen.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Eine persönliche Schlussbemerkung: Nach mehr als vier Jahr-
zehnten im Schuldienst unseres Landes darf ich noch ein paar 
eigene Gedanken aus meiner Schulpraxis darlegen. Entschei-
dender Gelingensfaktor für guten Unterricht ist die Bezie-
hungsebene zwischen Lehrer und Schüler. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Jawohl!)

Es bedarf des Lobs und Tadels, der Liebe und Geduld sowie 
einer grundlegenden Herzenswärme des Lehrers.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der FDP/DVP, 
der AfD und fraktionslosen Abgeordneten – Abg. Dr. 

Wolfgang Reinhart CDU: Ja!)

Ein erfahrener Pädagoge weiß, dass ein Schüler nicht in jeder 
Lebenslage motivierbar ist oder gar stets motiviert oder wiss-
begierig zum Unterricht kommt. Deshalb bedarf es der pas-
senden Ansprache und ganz besonders auch der Förderung 
und Unterstützung der schwachen Schülerinnen und Schüler 
– nach meiner persönlichen Erfahrung primär in Form extrin-
sischer Motivation. Ein guter Lehrer zeichnet sich dadurch 
aus, dass er durch sein pädagogisches Wirken die Schülerin-
nen und Schüler in seinen Unterricht einbezieht, Wissen ver-
mittelt, Haltungen und auch Kompetenzen vermittelt und stets 
Herr des Unterrichtsgeschehens ist. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Ja!)

Neudeutsch nennt man so etwas Classroom-Management, fast 
noch schlimmer als Wildtiermanagement. 

(Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten der CDU und 
der Grünen)

Wir, die CDU-Landtagsfraktion, wollen in der laufenden Le-
gislaturperiode erreichen, dass die verfügbare Lernzeit wie-
der effizienter und effektiver genutzt werden kann. Eine Ver-
besserung der Lernergebnisse ist damit eng verbunden. Da-
für, meine Damen und Herren – ich glaube, darin sind wir uns 
alle einig –, sind nicht nur die Lehrerinnen und Lehrer verant-
wortlich, sondern auch sorgende und erziehende Eltern und – 
ich sage das auch deutlich – disziplinierte Schüler, die zu ei-
nem guten Lernklima beitragen und den Lernfortschritt ihrer 
Mitschüler nicht behindern.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Das Wort für die SPD-Frakti-
on erteile ich Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Alles gesagt!)

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Kollege Röhm, ich gebe zu: 
Ich konnte eine Träne der Rührung eben fast nicht mehr un-
terdrücken. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Sie sollten Demut 
zeigen!)

Ich habe mitgeschrieben: „weiterhin die richtigen Schritte“. 
Ich darf mich für diese späte Anerkennung der Politik der letz-
ten fünf Jahre bedanken. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

– Jimmy, zuhören!

(Heiterkeit)

Ich habe jetzt auch verstanden, weshalb der Ministerpräsident 
in seiner Regierungserklärung von der kreidelosen Zeit ge-
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sprochen hat. Das kann nur daran liegen, dass die CDU so viel 
von der Kreide weggefuttert hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. 
Andreas Deuschle CDU) 

Ich darf noch einen Hinweis geben: Ich glaube, Sie liegen 
fachlich falsch, wenn Sie sagen, bei Schülern käme es vor al-
lem auf die extrinsische Motivation an. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja, bei den Schwa-
chen!)

Es geht gerade um die intrinsische Motivation, darum, dass 
der Schüler erkennt, dass er für sich selbst etwas leisten muss. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bei allen anderen!)

Wenn Sie dennoch dabei bleiben, dass es vor allem auf die ex-
trinsische Motivation ankommt, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Bei Lernschwa-
chen!)

haben Sie Hattie völlig falsch verstanden. Da kann ich Ihnen 
nur empfehlen: Lesen Sie dort einmal nach, Herr Röhm. Da 
liegen Sie fachlich falsch. 

Aber mir geht es heute gar nicht um Sie. Bei der vollmundi-
gen Überschrift „Nach dem VERA-Schock – wie können wir 
in Baden-Württembergs Schulen wieder zu Bestleistungen ge-
langen?“ habe ich mich wirklich gefragt, Kollege Kern – – 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP unterhält sich mit 
Abg. Georg Wacker CDU.)

– Ich muss, glaube ich, einmal warten, bis er mir zuhört.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP unterhält sich wei-
terhin mit Abg. Georg Wacker CDU.)

– Timm! 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ja! – Heiterkeit – 
Abg. Nicole Razavi CDU: Das war jetzt extrinsisch 

motiviert!)

– Genau. – Ich habe mich bei dem von euch gewählten De-
battentitel wirklich gefragt: Was kommen denn für Lösungs-
ansätze der FDP/DVP? 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP) 

Entweder habe ich es heute mit den Ohren, oder ich habe 
nichts dazu gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Bei allem Respekt: Wären Sie eine Schallplatte, hätte ich Sie 
aus dem Schrank genommen, weil ich seit fünf Jahren immer 
nur die gleiche Leier vernehme; das hilft uns hier nicht wei-
ter. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Stefan Räpple AfD)

Frau Kollegin Boser hat vorhin – das war ja wie in den alten 
Zeiten – an die IQB-Ländervergleichsstudie 2012/2013 erin-

nert, die gezeigt hat, dass wir da Defizite zu verzeichnen ha-
ben. Wir haben eben auch im überkommenen dreigliedrigen 
System Defizite vorgefunden. 

Aber was ich echt zynisch fand, war der Vorwurf, die SPD 
wolle von der Leistung abkoppeln und das gesamte Soziale 
völlig ausblenden. Erinnern Sie sich noch an die Bertelsmann-
Studie 2010? Erinnern Sie sich noch daran, um was es sich 
bei den ominösen 131 € gehandelt hat? Das waren die Kos-
ten, die laut Bertelsmann-Studie in Baden-Württemberg pro 
Elternhaushalt anfallen, sofern Nachhilfe in Anspruch genom-
men wird. 131 € pro Monat! Da können Sie mir nicht erzäh-
len, dass es keinen Zusammenhang zwischen Leistungserfolg 
und sozialem Hintergrund bzw. Geldbeutel der Eltern gebe. 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Das habe ich doch 
gar nicht behauptet!)

Da müssen wir rangehen und an nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Unsinn!) 

Sie müssen sich auch, wenn Sie sich mit VERA auseinander-
setzen – – 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Eine typische fulst-
bleische Verkürzung!)

– Kollege Kern, Sie müssen sich an irgendeiner Stelle mal ent-
scheiden, ob Sie hier den Schulfriedensmann spielen oder das 
alte Gemeinschaftsschul-Bashing weiter fortführen und den 
Kreuzritter der Dreigliedrigkeit geben. Wir haben hier nicht 
ohne Grund diese Reformen durchgeführt, denn dort gibt es 
Probleme. 

Wenn wir uns jetzt einmal die Ergebnisse von VERA genau-
er anschauen, dann bin ich ja völlig bei Ihnen, dass wir insbe-
sondere in den Bereichen Mathematik und Orthografie die Er-
gebnisse so nicht stehen lassen können und daran arbeiten 
müssen.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Kritische Fünf-
jahresbilanz, Herr Kollege! Ganz kritisch!)

Und es bestätigt uns auch im Nachhinein, dass es richtig war, 
dass wir da massiv Ressourcen im Bereich der individuellen 
Förderung bereitgestellt haben.

Ich darf Sie aber auch darauf hinweisen, dass es bei VERA 
auch bestimmte Fragestellungen gibt. Mich freut ja das Er-
gebnis der Gymnasien, aber es gibt z. B. keine Aussagen da-
rüber, Kollege Röhm, wie es mit der sogenannten Drop-out-
Quote auf dem Weg in die achte Klasse aussieht, wie viele 
Schüler da möglicherweise herausgefallen sind. 

Übrigens stelle ich als Vater fest, dass es an der Schule mei-
ner Söhne ein Drittel Sitzenbleiber von der siebten auf die ach-
te Klasse gibt. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Mannheim!)

Das muss man auch erwähnen. Das ist kein Einzelfall. Da 
muss man schon genauer hinschauen, insbesondere auch was 
das Thema „Unterstützungsleistung durch die Eltern“, also 
Nachhilfe, angeht. Ich behaupte immer noch: Es war eben kein 
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Zufall, dass das erste Kind, das in der Klasse meines älteren 
Sohnes sitzengeblieben ist, der Sohn einer alleinerziehenden 
Mutter war. Diese konnte die Kosten für die Lateinnachhilfe 
einfach nicht finanzieren. Deswegen mussten wir an diesen 
Bereich herangehen und müssen wir auch weiterhin verstärkt 
dort etwas tun.

Im Bereich der Realschulen stellen wir in der Tat fest, dass es 
dort erhebliche Defizite gibt. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Heterogene Schü-
lerschaft!)

Deswegen war es richtig, dass wir in der vorherigen Legisla-
turperiode für diesen Bereich massiv Mittel bereitgestellt ha-
ben. Es ist auch richtig, dass Sie hier im Grunde noch aufsto-
cken. Das entspricht einer Forderung, die wir, die SPD, auch 
erhoben haben. 

Das Ergebnis bei den Hauptschulen ist in der Tat mehr als er-
schreckend. Ich darf aus dem „Mannheimer Morgen“ zitieren. 
Direktor Pfeiffenberger – mir bekannt – von der Geschwister-
Scholl-Werkrealschule sagt: „Wir merken diesen Leistungs-
abfall über die letzten Jahre. Ein Riesenproblem ist für uns 
insbesondere die Erreichbarkeit der Eltern. Dort fehlt sozusa-
gen die nötige Unterstützung.“ Er sagt, sie zu erreichen sei – 
wörtlich – „sehr, sehr schwierig“. Das ist eine Aufgabe, der 
wir uns stellen müssen.

Ein Wort noch – das Thema stand jetzt doch nicht im Mittel-
punkt, auch nicht beim Kollegen Kern, obwohl ich dies ei-
gentlich erwartet hatte – zum Thema Gemeinschaftsschule. 
Hierzu ein methodischer Hinweis – das kommt auch in der 
Studie von Herrn Bohl zur Gemeinschaftsschule zum Aus-
druck –: Wir haben bislang noch relativ wenige Studienerfah-
rungen, was das Thema „Individualisierung im Unterricht“ 
angeht. Konkret: Ich kann eine Schule eben nicht pauschal be-
urteilen; ich muss auch schauen, auf welchem Niveau welche 
Schüler in welcher Zusammensetzung in der Differenzierung 
von G-, M- oder E-Niveau arbeiten. Das ist von Schule zu 
Schule unterschiedlich, kann aber auch von Lerngruppe zu 
Lerngruppe unterschiedlich sein. Wir haben auch die Hinwei-
se bekommen, dass bei VERA 8 bestimmte Qualifikationen, 
die an der Gemeinschaftsschule verstärkt vermittelt werden – 
Lernmethodik, Sozialkompetenz, Selbstorganisation –, von 
dem Test gar nicht erfasst werden können. Da muss man in 
der Tat schauen: Wo ordnet man die Schule ein? 

Noch einmal ein Artikel aus dem „Mannheimer Morgen“. Thi-
lo Engelhardt, Waldparkschule in Heidelberg, hat sinngemäß 
gesagt: „Vom Start her sind wir gar nicht mal so schlecht, weil 
man am Anfang eine sehr starke Schülerzusammensetzung 
mit Hauptschulempfohlenen hatte. Da ist die Gemeinschafts-
schule im Verhältnis der Leistungsziffern ganz gut herausge-
kommen.“ Er selbst sagt, er sei optimistisch, dass sich das 
weiterhin verbessert. 

Summa summarum: Leistungsvergleiche sind zulässig. Man 
muss wissen, wo sie ihre Grenzen haben. Für uns ist in der 
Nachfolgezeit interessant, Frau Ministerin: Wie gehen Sie mit 
den Daten um, wie transparent ist das, wie transparent und 
wie gut einbezogen sind die beteiligten Schulen, was die Ana-
lyse angeht, auch was, daraus abgeleitet, die Zielsetzung durch 
das Kultusministerium angeht? Es gibt gegenüber der neuen 

Kultusspitze bestimmte Vorbehalte. Man fragt: Gibt es dort 
bestimmte Steuerungspräferenzen – ich drücke es einmal so 
aus –, wie werden die Daten dort genutzt? Frau Ministerin, 
ich bin gespannt auf Ihre Ausführungen. 

Aber alles in allem – das sage ich auch durchaus in Richtung 
von Kollegen der Grünen – ist die Botschaft doch diese: Wir 
dürfen nicht nachlassen in den Anstrengungen, was das Bil-
dungssystem angeht. Bildung kostet vor allem Geld, und Bil-
dung darf eben kein Steinbruch für irgendwelche Sparrunden 
sein. Es hat mich schon befremdet, dass – wenn ich bei mei-
ner Heimatstadtzeitung bleibe – die neue Finanzministerin 
Sitzmann im ersten Interview, das ich von ihr gelesen habe, 
gegenüber dem „Mannheimer Morgen“ ausdrücklich gesagt 
hat, dass auch der Bildungsetat in die Sparrunden einbezogen 
wird. Das kann es eben nicht sein. Wir brauchen eher mehr 
Geld für die Bildung und nicht weniger. Wir werden uns ins-
besondere bei den Haushaltsberatungen genau ansehen, ob 
das hier mehr als Lippenbekenntnisse sind, die auch vonsei-
ten der Grünen zum Thema Bildung kommen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion der AfD er-
teile ich Herrn Abg. Räpple das Wort. 

Abg. Stefan Räpple AfD: Verehrte Kollegen! 

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Das heißt, die Frauen 
können gehen, oder was?)

Im Jahr 2009 war eine Gruppe von Lehramtsstudenten zum 
Schulpraktikum in einer siebten Klasse bei Freiburg zu einer 
Lehrprobe. Ein Student führte an diesem Tag den Unterricht 
und wurde von einem Professor der Pädagogischen Hochschu-
le beim Unterrichten beobachtet. Es war in Gemeinschafts-
kunde, und der Student zeigte den Kindern ein Bild. Auf dem 
Bild stand „Happy Independence Day“. Eine Schülerin frag-
te den Lehrer: „Was heißt jetzt ,happy‘?“ Der Lehrer sagte: 
„Das weißt du doch.“ Die Schülerin hat sich ein bisschen er-
schrocken: „Nee, das weiß ich nicht, sonst hätte ich ja nicht 
gefragt.“ Der Lehrer hat gesagt: „Das weißt du.“ Die Schüle-
rin hat gesagt: „Nein, das weiß ich nicht.“ Der Lehrer hat ge-
sagt: „Das weißt du.“ Die Schülerin hat wieder gesagt: „Nein, 
das weiß ich nicht.“ Dann hat der Lehrer gefragt: „Worin 
kommt ,happy‘ noch vor?“ 

(Abg. Thomas Blenke CDU: So bekommt man fünf 
Minuten auch rum!)

Dann sagte die Schülerin: „Happy Birthday.“ Dann hat der 
Lehrer gefragt: „Ja, und, was heißt ,happy‘?“ Sagte die Schü-
lerin: „Ah,“ – dann hat es bei ihr Klick gemacht – „fröhlich.“ 

Das Kind ist in diesem Moment zwei Zentimeter gewachsen, 
weil dieses Wissen aus ihr heraus gekommen ist. Nicht der 
Lehrer hat es ihr gesagt, sondern das Kind hat es selbst ent-
wickelt.

Was ist am Ende dieses Tages passiert? Die Studenten kamen 
zusammen, der Hochschullehrer, der Professor hat das evalu-
iert und hat gesagt: „Sie, Herr Lehramtsanwärter, sind jetzt 
durch das Praktikum gefallen; denn so, wie Sie das Kind vor 
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der gesamten Klasse bloßgestellt haben, das geht überhaupt 
nicht. Und solche Lehrer können wir nicht brauchen.“ 

(Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE)

Meine Damen und Herren, dieser Student hat alles richtig ge-
macht. Das „Fördern durch Fordern“ von gestern hat er 1 : 1 
umgesetzt, ein richtiger pädagogischer Ansatz. Was ist pas-
siert? Er ist deshalb durchgefallen, weil er das Richtige getan 
hat. 

Ja, wenn man in Baden-Württemberg denn das Fordern jetzt 
nur zuließe! Aber wie ist es denn in unseren Hochschulen? 
Was wird den jungen Lehrern an unseren Hochschulen beige-
bracht? Diese Gutmenschenpädagogik, dieser Relativismus, 
die Krankheit des Zeitgeistes seit 1968, 

(Lachen und Widerspruch bei Abgeordneten der Grü-
nen)

diese Laissez-faire-Pädagogik – einfach machen lassen, die 
Kinder selbst darüber entscheiden lassen –, das ist die Seuche 
unseres Bildungssystems. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE) 

Im Namen einer völlig falsch verstandenen Toleranz und An-
tidiskriminierung lassen linksgrüne Bildungsideologen die 
Kinder sukzessive geistig und moralisch verwahrlosen.

(Beifall des Abg. Dr. Heiner Merz AfD – Vereinzelt 
Lachen)

Grenzen werden den Kindern überhaupt nicht mehr aufge-
zeigt, Regeln gibt es nicht mehr, und wenn es doch einmal Re-
geln gibt, hat kaum ein Lehrer noch die Zeit oder ist konse-
quent genug, um diese Regeln auch wirklich durchzusetzen. 
Wie sollen sie es auch, wenn schon im Studium die guten Leh-
rer, die strengen Lehrer, die konsequenten Lehrer plötzlich 
ausgeschlossen werden? Weg.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Setzen, Sechs!)

Wie kann es sein, dass Hochschulprofessoren selbst so grau-
enhaft schlechte Pädagogen sind und die fähigsten Studenten 
durch das Praktikum fliegen lassen? Wie kann das sein?

Ich fordere Kultusministerin Eisenmann und Wissenschafts-
ministerin Bauer – in Abwesenheit; schade, dass sie heute 
nicht da ist; denn zur Lehrerausbildung gehört auch die Wis-
senschaft dazu – auf, endlich eine Positivauslese unter den 
Lehramtsstudenten vorzusehen. Ich fordere Sie dazu auf. Ge-
stalten Sie die Rahmenbedingungen des Studiums so, dass für 
die Kinder die Besten und die Leistungsfähigsten 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

für den Lehrerberuf ausgebildet werden 

(Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE) 

und nicht diejenigen Studenten, die am besten auswendig ler-
nen und wieder vergessen können und Ihre linksgrüne Ideo-
logie am besten reproduzieren können.

(Lachen des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Diese Leute sind nicht die besten Lehrer. Wir haben sehr gu-
te Leute, und die müssen wir finden, aufspüren und an unse-
ren Hochschulen professionell ausbilden. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Rainer Hinderer SPD) 

Ich sehe das nämlich genauso wie Herr Röhm, 

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Nein, nein, nein! – 
Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Davor muss man 

Kollegen Röhm schützen!)

nämlich dass jeder – – „Auf die Lehrer kommt es an.“ Was 
machen Sie? Statt die Lehrerausbildung zu verbessern, füh-
ren Sie nun auch noch Bachelor und Master ein. Geht es ei-
gentlich noch, liebe Kollegen? Geht es noch? 

(Heiterkeit der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

Jetzt zum Wintersemester gibt es beim Lehramtsstudium Ba-
chelor und Master. In anderen Bundesländern wurde diese Irr-
lehre schon wieder abgeschafft. Was machen Sie? Sie führen 
es neuerdings ein. 

Das Ergebnis haben wir ja jetzt schon präsentiert bekommen. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das hat 
doch aber mit Bachelor und Master gar nichts zu tun!) 

– Das hat richtig etwas mit Bachelor und Master zu tun.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Die Leu-
te sind noch gar nicht an den Schulen!)

Das werde ich Ihnen in einer anderen Sitzung, wenn es dar-
um geht, noch erklären. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Lachen bei Ab-
geordneten der Grünen und der SPD)

Die einschneidendste Irrlehre, praktisch die Mutter aller Irr-
lehren,

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Was?)

sind die Irrlehren, die aus der Erziehungswissenschaft und der 
Didaktik über Ihre GEW-Leute dort produziert werden.

(Zuruf von den Grünen: Implementiert!)

– Produziert werden. Das wird dort einfach erfunden;

(Zurufe von den Grünen und der SPD)

das sind irgendwelche sinnlosen Irrlehren, die unter dem Be-
griff „Neue Lernkultur“ subsumiert werden. „Neue Lernkul-
tur“ – diese im Spannungsverhältnis zwischen Konstruktivis-
mus und Kognitivismus verlaufende Irrlehre bedeutet in der 
praktischen Umsetzung: absolut keine Regeln mehr. Es ist ei-
ne Kultur, die Kinder in einer grenzenlosen Entscheidungs-
freiheit restlos überfordert. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Stefan Fulst-Blei SPD) 

Die Kinder sind mit dieser neuen Lernkultur restlos überfor-
dert. 
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(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Setzen Sie sich mit 
den Forschungsergebnissen auseinander! Ein biss-

chen mehr Substanz!)

– Die Forschungsergebnisse sind genau das richtige Thema. 
Denn das wird von diesen linksgrünen Professoren an den 
Universitäten auf Papier gerotzt. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE – Weitere Zurufe) 

Eine Unterirrlehre der großen Irrlehre „Neue Lernkultur“ ist 
das Schreiben nach Gehör. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich bitte Sie, was passiert da an diesen Hochschulen? Das ist 
jene Ideologie, nach der Grundschulkindern plötzlich nicht 
mehr beigebracht werden soll, wie man richtig schreibt. Die 
Kinder dürfen Vater „Fata“ – F-a-t-a – und Mutter „Muta“ 
 schreiben. Der Lehrer ist angehalten, das zwei Jahre lang nicht 
zu korrigieren. Und dann wundern Sie sich bei den VERA-
Ergebnissen über grassierende Lese- und Rechtschreibschwä-
chen. Leute, haben Sie wirklich noch ein Gehirn? 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Abg. Beate 
Böhlen GRÜNE: Hei! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: Im Gegensatz zu Ihnen sehr wohl! Wann 
waren Sie denn das letzte Mal in der Schule? Ich las-
se mir nicht bieten, was Sie hier machen! – Weitere 

Zurufe)

Den Kindern nicht beizubringen, wie man richtig schreibt, und 
sich hinterher zu wundern – ...

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Moment! 

Abg. Stefan Räpple AfD: ... das ist für mich hirnlose Politik. 

(Beifall des Abg. Hans Peter Stauch AfD)

Ich kann es nicht anders beschreiben. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Unglaublich! – 
Abg. Sabine Wölfle SPD: Eine Unverschämtheit! – 
Abg. Sandra Boser GRÜNE: Ihre Kollegen lachen 
Sie nur aus! – Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei 

SPD – Weitere Zurufe – Unruhe)

– Das hören Sie nicht gern. Wenn Ihnen das nicht passt, soll-
ten Sie einmal um den Block herumgehen; dann geht es Ih-
nen wieder besser.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Bitte? – Anhaltende 
Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um Ruhe bitten! – 
Herr Abgeordneter, hören Sie bitte mit pauschalen Beleidi-
gungen auf. Sie können nicht unterstellen, dass hier niemand 
ein Gehirn hat. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Doch, ei-
ner! – Weitere Zurufe)

– Ich darf um Ruhe bitten! – Fahren Sie fort. 

Abg. Stefan Räpple AfD: Was haben wir an Alternativen? 
Wir sind die Alternative. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ja, ja! – Unruhe)

Sie können froh sein, dass wir hier sind. Und die Bürger kön-
nen noch viel froher sein, dass es die AfD endlich gibt, weil 
wir die Alternativen haben. 

Was ist die Lösung? 

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Vorschlag!)

Was für Lösungen hat die SPD? Mehr Sozialpädagogen – sehr 
gut. Was haben die Grünen für Lösungen? Mehr Ritalin – 
wunderbar. Was hat die FDP/DVP für Lösungen? Sie hat gar 
keine Lösungen; das haben wir auch gehört. Herr Röhm hat 
die Lösung, aber die CDU setzt sie trotz ihrer Regierungsver-
antwortung leider nicht um.

Wir müssen an die Qualität der Lehrerausbildung gehen, so 
wie Sie es gesagt haben. In Ihrer Rede kam aber nichts dazu. 

Gestern ging es, Frau Hoffmeister-Kraut – in Abwesenheit –, 
um ein exzellentes duales Ausbildungssystem. Aus den Rei-
hen der CDU kam sogar der Hinweis auf die vorbildlichen du-
alen Studiengänge, in denen die duale Ausbildung ins Studi-
um integriert ist. 

Warum schaffen wir in Baden-Württemberg nicht einfach ein 
duales Lehramtsstudium mit 50 % Theorie und 50 % Praxis? 
Wo ist das Problem? Das ist ein Erfolgskonzept, das weltweit 
anerkannt ist. 

Die fruchtbare Verbindung von Theorie und Praxis entwickelt 
eine unvorstellbare Macht. Das frühe Heranführen an die Pra-
xis ist für jeden jungen Lehrer, für jeden jungen Studenten ein 
wichtiges Element. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Stefan 
Fulst-Blei SPD) 

Das Austesten und die Früherkennung in der Praxis, ob der 
Beruf des Lehrers im konkreten Fall der Traumberuf ist, wird 
dazu führen, dass es hier von allein zu einer Aussortierung 
kommt. Wenn die Leute zunächst fünf Jahre studieren, bevor 
sie ins kalte Wasser geworfen werden, ist ihre Ausbildung ei-
nerseits teuer, und andererseits ziehen diese Leute ihr Studi-
um irgendwie durch und werden Lehrer, obwohl das vielleicht 
gar nicht ihrer innersten Überzeugung entspricht, nicht ihr 
Traumberuf und schon gar nicht ihre Berufung ist. 

Der Leistungsgedanke wird bei diesem Modell ebenfalls be-
rücksichtigt, weil Theorie und Praxis dann im Wettbewerb 
miteinander stehen. Die Studenten profitieren von der Praxis, 
weil sie das theoretische Wissen aus der Universität sogleich 
in der Praxis ausprobieren können. Die Theorie, die an den 
Universitäten gelehrt wird, Frau Ministerin Bauer – in Abwe-
senheit –, wird durch die Praxis befruchtet, die die Studenten 
sukzessive in die Universitäten einbringen. 

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Jesses!)

Das ist ein wunderbares Prinzip. Dann gäbe es keine teure 
Universitätsausbildung ohne Gegenwert. Die Lehrer könnten 
im Unterricht sofort unterstützend tätig sein. Es gäbe weniger 
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Unterrichtsausfall. Die Studenten verdienten im Studium Geld; 
das BAföG entfiele. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das BAföG entfällt? Das 
ist hochinteressant!)

Das Land sparte Geld durch die günstigen Lehrer in Form von 
Azubis; Lohnkosten in Milliardenhöhe entfielen. Das Land 
sparte Geld durch die Entbürokratisierung, wenn man die Mi-
nisterien für Wissenschaft und Kultus zusammenlegen wür-
de. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das ha-
ben Sie alles durchgerechnet?)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, kommen 
Sie bitte zum Schluss. 

Abg. Stefan Räpple AfD: Ich komme zum Schluss. – Und 
die Schüler profitierten – das ist das Allerwichtigste – durch 
eine höhere Qualität der Lehre. Mit einem solchen dualen 
Lehramtsstudium wäre Baden-Württemberg in kürzester Zeit 
das Vorzeigeländle in Deutschland. 

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Mein Gott!)

Setzen Sie das duale Lehramtsstudium um, und die Kinder in 
unserem Land werden dann endlich wieder die besten Schul-
leistungen erzielen. 

Danke. 

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für den Zusammenschluss der 
fraktionslosen Abgeordneten erteile ich Frau Abg. Martin das 
Wort. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: AfD Teil 2! 
– Gegenruf der Abg. Sandra Boser GRÜNE: Und 
dann kommt noch Teil 3! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: So viel zum Thema Fraktionsvermehrung! 
– Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Der geis-
tige Führer kommt! – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich 

Sckerl GRÜNE) 

Abg. Claudia Martin (fraktionslos): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Stel-
len Sie sich vor, Sie nehmen einen Hammer und schlagen mit 
voller Wucht auf Ihre Hand. Würden Sie sich wundern, wenn 
das wehtut? Sicherlich nicht. Umso mehr wundert es mich, 
dass manche die Ergebnisse des VERA-8-Leistungsvergleichs 
als Schock bezeichnen. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Wer sich mit dem baden-württembergischen Bildungswesen 
ausführlich beschäftigt hat, der hat nichts anderes erwartet. 

Bildungsland Baden-Württemberg: Viele Jahre zeichnete ge-
nau das unser Land aus. Doch wir haben uns darauf ausge-
ruht, und Fehlentscheidungen in der Politik führten dazu, dass 
uns andere Bundesländer um Längen überholten. „Gravieren-
de Mängel“ lautet das Urteil zu grundlegenden Fähigkeiten 
wie Schreiben und Rechnen. Als „unteres Mittelmaß“ be-
schreibt es die Kultusministerin. Ist das die Erwartung an die 

Zukunft unseres Landes? Man erntet, was man sät. So zeigt 
sich nun, was der grün-rote Irrsinn der Gemeinschaftsschule 
erreicht hat. Schüler werden in ein Mittelmaß gezwängt, bei 
dem die Schwachen überfordert und die Leistungsstarken un-
terfordert sind. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Es kann nicht unser Ziel sein, einen grauen Einheitsbrei aus 
mittelmäßigen Schülern zu züchten.

Im Koalitionsvertrag von 2011 hieß es noch: 

Unsere bildungspolitischen Ziele lassen sich in der Ge-
meinschaftsschule für alle Kinder bis Klasse 10 am bes-
ten erreichen.

Zur Frage, ob dies tatsächlich erreicht wurde, heißt es nun im 
Regierungsprogramm der CDU, also dem aktuellen Koaliti-
onspartner der Grünen: 

Durch die ideologisch geprägte, völlig übereilte und nicht 
durchdachte Einführung der Gemeinschaftsschule sowie 
die überhastete Abschaffung der verbindlichen Grund-
schulempfehlung hat Grün-Rot die Axt an unser erfolg-
reiches, differenziertes Schulsystem gelegt.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Lehrerinnen und Lehrer stellen mehr und mehr fest, dass vie-
le Schülerinnen und Schüler dem Unterricht nicht mehr fol-
gen können.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Die CDU 
verkauft ihr Tafelsilber!)

Frau Eisenmann, Sie fragen sich zu Recht, ob die sehr leis-
tungsheterogenen Gruppen in den Gemeinschaftsschulen 
wirklich der richtige Ansatz sind. Doch diese Erkenntnis 
kommt zu spät. So haben Sie doch im grün-schwarzen Koa-
litionsvertrag Folgendes beschlossen:

Die Gemeinschaftsschulen werden weiter nach ihrem pä-
dagogischen Konzept arbeiten. 

Doch was bedeuten die Ergebnisse der VERA-8-Studie für 
Gymnasien? Immerhin bereiten die dem Gymnasium vorge-
schalteten Schulen den Weg zum Abitur und zum Studium. 

Die hohe Qualität des baden-württembergischen Abiturs 
und die Studierfähigkeit der Studenten müssen gesichert 
werden, 

heißt es weiter im Regierungsprogramm der CDU. Ein lobens-
werter Gedanke, sind doch die baden-württembergischen Gym-
nasien im bundesweiten Vergleich weiterhin an der Spitze. 

Auf den ersten Blick erweckt der Koalitionsvertrag den Ein-
druck, als hätte die CDU ihr Ziel erreicht. Die Gymnasien 
werden hier als „tragende Säule der Schullandschaft in Ba-
den-Württemberg“ bezeichnet – nichts als leere Worte. Denn 
wer genauer hinschaut, der stellt schnell fest, dass überall dort, 
wo die Gemeinschaftsschule eine Mindestschülerzahl von 60 
erreicht, der Einrichtung einer Oberstufe nichts im Wege steht. 
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Das bedeutet, dass mittelfristig das Gymnasium, das die er-
folgreichste Schulart unseres Bundeslands ist, der Gemein-
schaftsschule weichen soll. Das, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU, kann und darf nicht sein. Wenn Ihnen 
auch nur annähernd an der Einhaltung Ihres Wahlversprechens 
liegt, dann setzen Sie sich weiterhin nur für das dreigliedrige 
Schulsystem ein. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Der Koalitionsvertrag ist angeblich mit schwarzer Tinte ge-
schrieben. Doch was nützt ein Koalitionsvertrag zum Thema 
Bildung, wenn kurz vor den Koalitionsverhandlungen die al-
te Regierung einen Bildungsplan durchdrückt, der den Plänen 
des neuen Koalitionspartners keine Chancen lässt?

Wir brauchen keinen grünen Bildungsplan, der den Kindern 
die Zukunft verbaut. Darum: Nehmen Sie, Frau Ministerin Ei-
senmann, die Ergebnisse des VERA-8-Vergleichs zum Anlass, 
endlich im Bildungsbereich die schwarze Tinte wirklich aus 
der Schublade zu holen, oder verwenden Sie am besten gleich 
die blaue. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Dass die SPD Gemeinschaftsschulen befürwortet, ist spätes-
tens seit gestern verständlich. Würde es nämlich nur Gemein-
schaftsschulen geben, dann hätte Frau Hinz ihren Lebenslauf 
vielleicht nicht fälschen müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei fraktionslosen Abgeord-
neten und Abgeordneten der AfD – Abg. Reinhold 

Gall SPD: Wie billig!)

Wir, die AfD, sprechen uns in unserem Landtagswahlpro-
gramm für ein Ende der staatlichen Bevorzugung der Gemein-
schaftsschule und für die Bewahrung des bewährten dreiglied-
rigen Schulsystems aus.

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Und für die Abschaf-
fung der Schulpflicht!)

Lassen Sie die Kinder keine Opfer eines fahrlässigen Bil-
dungsexperiments werden. Baden-Württemberg war spitze in 
der Bildung. Sorgen Sie dafür, dass es wieder so sein wird.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Jawohl!)

Das sind wir den Kindern in unserem Land schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Frau Ministerin Dr. Eisenmann.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Grundsätzlich waren wir uns, glaube 
ich, insgesamt einig, dass uns die Ergebnisse, die wir in den 
VERA-8-Untersuchungen vorgefunden haben, definitiv nicht 
zufriedenstellen können.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

– Herr Kern, es freut mich, dass Sie hier so intensiv klatschen. 
Allerdings konnte ich nicht vernehmen, welche Erkenntnisse 
Sie aus der Untersuchung ziehen, außer, dass die Erkenntnis-
se, die wir aus ihr ziehen, falsch seien. 

Das Nicht-Zufriedenstellen ist das eine. Es besteht jedoch 
auch kein Grund zur Panik. Aber klar ist – Frau Boser, Sie ha-
ben es bereits angesprochen; auch so viel gehört zur Wahrheit 
–, dass sich die Ergebnisse im Bereich der Qualitätsanalyse in 
Baden-Württemberg zunehmend und Schritt für Schritt ver-
schlechtert haben.

Wir haben im Übrigen auch im Gymnasialbereich, der im 
 VERA-8-Vergleich sehr gut dasteht, die Erkenntnis ziehen 
können, dass andere Bundesländer durchaus qualitativ zule-
gen und wir auf unserem Niveau verharren. Auch dies muss 
in einer ehrlichen Analyse festgehalten werden. Daraus wird 
aber auch deutlich, dass wir auch im Bereich der Gymnasien 
künftig schauen müssen, wie wir dort die Qualität halten kön-
nen.

Über die Begrifflichkeiten „Schulkonsens“ und „Schulfrie-
den“ lässt sich streiten, Herr Kern. Ich glaube jedoch, dass 
deutlich wird, was damit gemeint ist, nämlich, dass wir uns 
nicht weiter über ideologische Schulstrukturen austauschen 
und erfreuen – oder auch nicht erfreuen –, sondern dass es da-
rum geht, welcher Inhalt mit welcher Qualität in den einzel-
nen Schularten vermittelt wird.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie des Abg. 
Dr. Heinrich Kuhn [fraktionslos])

Lassen Sie mich ein klares Bekenntnis zum leistungsstarken 
Bildungssystem abgeben. Die Vergleiche können Sie von 
Finnland über Asien oder auch in anderen Ländern vorneh-
men. Eine Gemeinsamkeit werden Sie finden, nämlich ein kla-
res Bekenntnis zu leistungsbezogenen Standards auf der ei-
nen Seite und Verlässlichkeit und Behutsamkeit in der Wei-
terentwicklung der Strukturen auf der anderen Seite.

Dazu kommt – daran müssen wir auch alle gemeinsam gesell-
schaftlich noch arbeiten – eine hohe Wertschätzung von Poli-
tik und Bevölkerung für die Arbeit der Lehrinnen und Lehrer 
und den Lehrerberuf an sich. 

Deshalb kann ich Ihnen nur sagen, Herr Räpple: Das, was Sie 
heute den Lehrerinnen und Lehrern unterstellt haben – sie hät-
ten nicht die richtige Qualität und richtige Motivation –, fin-
de ich ungeheuerlich. Ich schätze die Arbeit unserer Lehrerin-
nen und Lehrer sehr. Sie geben sich in einer immer schwieri-
ger werdenden Zeit sehr viel Mühe. Deshalb kann ich Ihnen 
nur sagen: Auf Lehrern „rumzuhauen“ hat uns noch nie wei-
tergeführt. Dies trägt auch zu keiner qualifizierten inhaltlichen 
Debatte bei.

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP)

Bei diesem Thema den Fokus auf die Qualität von Bildung zu 
richten ist die Grundaussage der grün-schwarzen Landesre-
gierung und des Koalitionsvertrags. Meine große Hoffnung 
ist, dass wir parteiübergreifend darüber streiten mögen, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)
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wie wir diese Qualität in den einzelnen Schularten darstellen, 
uns aber darauf verständigen, dass wir eben keine Schulstruk-
turdebatten benötigen, sondern uns vor Augen führen müssen, 
was in einem Haus tatsächlich unterrichtet wird und mit wel-
chem Erfolg. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: So machen wir es!)

Welche Lehren können wir aus VERA 8 ziehen? Was die Spra-
chen anbetrifft, stehen wir traditionell nach wie vor sehr gut 
da. Wir haben z. B. im Bereich der deutschen Orthografie ein 
ganz zentrales Problem. Außerhalb der Gymnasien klaffen die 
Ergebnisse der Schularten hier sehr weit auseinander. Deshalb 
müssen wir uns und werden wir uns – es wurde bereits in ver-
schiedenen Beiträgen angesprochen – der Themen Recht-
schreibung und „Erlernen von Mathematik“ – von Rechnen – 
in der Grundschule annehmen. 

Dort wird die Basis insgesamt gelegt. Ich muss Ihnen schon 
eines sagen: Insgesamt ist es gut, was in den Grundschulen 
alles an zusätzlichen Erwartungen definiert wird. Ich lese zu-
nehmend über Medienkompetenz und Programmierung, lese 
davon, dass man jetzt an den Grundschulen programmieren 
lernen muss. Wunderbar. Mir ist in Bezug auf die Grundschu-
len nur eines wichtig – dies zeigt VERA 8 auch –: Bevor man 
programmieren lernt, wäre es mir persönlich wichtiger, wenn 
die Schüler lesen, schreiben und rechnen könnten, 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der FDP/DVP, der 
AfD und den fraktionslosen Abgeordneten)

weil für eine gute Präsentation, eine souveräne Präsentation 
am interaktiven Whiteboard eben auch die richtige Recht-
schreibung wichtig ist. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Und le-
serlich schreiben, das wäre auch einmal gut! – Ge-

genruf: Wahnsinn! – Oh-Rufe)

– Konzentrieren wir uns jetzt einmal auf das Wesentliche. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD – Heiterkeit – Zuruf: Genau!)

Für das Thema Rechtschreibung im Bereich der Grundschu-
le besteht bereits eine Rechtsverordnung, die schon in der ver-
gangenen Legislaturperiode in Kraft getreten ist. Darin geht 
es darum, wie Rechtschreibung in Grundschulen erlernt wird.

Es gibt verschiedene Methoden – es wurde angesprochen: 
Schreiben nach Hören –, und es gibt verschiedene Konzepte.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 

Mir geht es nicht darum, den Druck auf die Kinder insgesamt 
zu erhöhen; er ist aus verschiedenen Gründen ohnehin schon 
sehr hoch. Aber ich glaube sehr wohl, dass Kompetenzen im 
Lesen, Schreiben und Rechnen das sind, was in Klasse 4 in 
der Grundschule erreicht sein muss.

Ich glaube nicht, dass die Sekundarstufe I dazu da ist, die 
Mängel, die in diesem Bereich entstanden sind, zu beheben. 
Denn die Sekundarstufe I hat andere Inhalte. 

Wir werden uns diese anschauen. Wir werden die Lehrerin-
nen und Lehrer sehr konkret darin unterstützen, dieses Ver-

mögen durch gezielte Konzepte an die Kinder heranzubrin-
gen. Ich glaube, dass es manchmal besser ist, auf das eine oder 
andere Konzept zu verzichten und sich darauf zu konzentrie-
ren, was insgesamt tatsächlich die Zielsetzung ist.

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Ministerin, lassen Sie ei-
ne Zwischenfrage der Frau Abg. Dr. Baum zu?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Selbstverständlich.

Präsidentin Muhterem Aras: Bitte.

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Vielen Dank. – Frau Minis-
terin, meinen Sie wirklich, dass es Kindern, die einmal das 
Schreiben nach Gehör gelernt haben, es also falsch gelernt ha-
ben, später leichter fällt, es richtig zu tun?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Wenn Sie mir zugehört hätten, 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

wüssten Sie, dass ich eben sagte, dass es Konzepte in der 
Grundschule gibt, die wir überprüfen werden. Dass das Schrei-
ben nach Hören ein Konzept davon ist, ist allgemein bekannt.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Gescheitert!)

Es gibt auch noch andere Konzepte, und wir schauen uns die-
se an. Das war eben meine grundsätzliche Aussage. Wir kön-
nen Kindern in den Klassen 1 und 2 nicht etwas vermitteln, 
wenn in den Klassen 3 und 4 andere Ansprüche erhoben wer-
den. Diese Einschätzung teile ich.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Dr. Chris-
tina Baum AfD: Danke schön!)

– Schön, dass wir da einer Meinung sind. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Endlich eine Kul-
tusministerin, die es erkannt hat!)

Das Zweite, was uns Sorgen machen muss, ist das Thema 
„Mathematik, Rechnen“. Man muss auch sagen, dass dabei 
die Ergebnisse gerade in der Werkrealschule – es wurde schon 
angesprochen – schlichtweg nicht gut, vielmehr beängstigend 
schlecht sind. Nach dem Wegfall der verbindlichen Grund-
schulempfehlung ist die Übertrittsquote auf die Werkrealschu-
le von ehemals 24 % auf nunmehr 16 % eingebrochen. Mo-
mentan sind in der Gesamtschau noch rund 6 % der Schüle-
rinnen und Schüler auf Werkrealschulen. Das führt dazu, dass 
die Schülerinnen und Schüler dort ein deutlich niedrigeres 
Leistungsniveau haben, die Klassen relativ klein sind und da-
durch auch das Problem besteht, dass fachfremder Unterricht 
erteilt werden muss. Das haben Sie verschiedentlich zu Recht 
angesprochen.

Wir müssen uns anschauen, wie wir bei den Werkrealschulen, 
aber auch – meine sehr geehrten Damen und Herren, auch das 
gehört zu einer ehrlichen Diskussion – bei den Gemeinschafts-
schulen gerade im Bereich Mathematik die Ergebnisse, die ei-
nen nicht zufriedenstellen können, insgesamt verbessern kön-
nen.

Ich glaube, dass es da Möglichkeiten und Zielsetzungen gibt. 
Auch dies ist im Koalitionsvertrag verankert, nämlich die 
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Überarbeitung und die Bewertung dessen, wie wir dies in den 
Schularten verlässlich und behutsam, aber zielorientiert bezo-
gen auf die Qualität deutlich weiterentwickeln können. Wir 
müssen dort nachjustieren, wo es notwendig ist, um den Leis-
tungserfolg der Kinder und Jugendlichen zu ermöglichen.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Tosender Applaus 
bei den Grünen!)

Lassen Sie mich noch eines sagen – auch dies als klares Be-
kenntnis –: Leistungsnachweise sind keine Schande.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU, der 
FDP/DVP und der AfD)

Der Sinn der Schule ist, dass Schülerinnen und Schüler dort 
etwas lernen. Natürlich darf man nicht alles völlig überhöhen 
und muss man auch bei Eltern werben, nicht alles, was an No-
ten hängt, in den Mittelpunkt zu stellen. Aber insgesamt brau-
chen wir Leistungsnachweise, um zu wissen, wo die Kinder 
und Jugendlichen stehen, welche Perspektiven sie haben und 
wo wir nacharbeiten und unterstützen müssen.

Herr Röhm, auch das ist ein Thema, das wir angehen werden 
– Sie haben es angesprochen –: Auf den Lehrer kommt es an. 
Das stimmt. Wir müssen ihn begleiten und unterstützen. Das 
werden wir tun. Wir werden deshalb unter dem Gesichtspunkt 
der Fachlichkeit die Lehrerausbildung kritisch überprüfen, um 
zu erreichen, dass der Unterricht verbessert wird und die fach-
lichen und fachdidaktischen Kompetenzen der Lehrerinnen 
und Lehrer weiter gestärkt werden.

Es ist schwierig. Die Heterogenität der Schülerschaft ist längst 
in allen Schularten ein Thema. Ganz besonders stark – das 
wissen wir – gilt das für Gemeinschaftsschulen, es gilt aber 
in gleichem Maß für Realschulen. Deshalb ist der Weg – das 
wurde angesprochen; es läuft nun einmal viel über zusätzli-
che Lehrerinnen und Lehrer –, die Realschulen zu stärken, in-
dem dort zusätzliche Deputate zur Verfügung gestellt werden, 
richtig. Wir werden das entsprechend für den Haushalt 2017 
anmelden, um dort dann auch beginnen zu können.

Sie entscheiden heute bei der Zweiten und Dritten Beratung 
des Dritten Nachtrags für 2016 über die Bereitstellung zusätz-
licher Deputatsstunden für die Grundschulen und die Gymna-
sien. Das ist gerade auch im Grundschulbereich dringend not-
wendig, weil diese Stunden dort genau in die Bereiche Deutsch 
und Mathematik gehen sollen. Auch dies geht in die richtige 
Richtung. 

Wir müssen weiter daran arbeiten, wie wir die Qualität entwi-
ckeln können, wie wir die Lehrerinnen- und Lehrerausbildung 
auch begleitend hinsichtlich der Frage: „Was wird mit wel-
cher Qualität in den einzelnen Fächern gemacht?“ unterstüt-
zen können. Dieses betrifft natürlich die Grundschule, aber 
auch insgesamt alle weiterführenden Schulen. Da gibt es Auf-
gabenstellungen, denen wir uns stellen wollen.

Herr Fulst-Blei, Sie haben das Thema Transparenz angespro-
chen. Die Vergleichsarbeiten VERA 8 sind bisher als Instru-
ment ausschließlich für die innere Schulentwicklung angelegt. 
Wir werden das in dieser Hinsicht ändern. Wir wollen, dass 
die Befunde künftig von der Schulaufsicht auch mit den Schu-
len besprochen werden können.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD)

Es geht mir dabei nicht darum – damit es nicht missverstan-
den wird –, Schulen an den Pranger zu stellen oder irgendein 
Schulart-Bashing zu machen. Es geht mir vielmehr darum, 
mit den Schulen gemeinsam daran zu arbeiten: Was muss in 
den einzelnen Klassen, in den einzelnen Niveaus verbessert 
werden? Wie können wir seitens der Schulaufsicht dabei hel-
fen? Wo müssen die Lehrerinnen und Lehrer unterstützt wer-
den? Dies kann durch VERA 8 sehr zielgerichtet gemacht wer-
den. Dies wollen wir deshalb künftig als Instrument dafür ein-
setzen, um beim Qualitätsthema – Verlässlichkeit und Quali-
tät – konkret weiterzukommen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Wie gesagt, wir müssen den Schularten, die wir haben, hel-
fen, sich so aufzustellen, wie sie es müssen, um die Schüle-
rinnen und Schüler, die dort unterrichtet werden, bestmöglich 
auf den beruflichen Weg und auf das Leben, auf das, was sie 
sich künftig wünschen und vorstellen, vorzubereiten. Daran 
müssen wir gemeinsam arbeiten. Ich lade Sie ausdrücklich 
ein, dies gemeinsam mit mir zu tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich für die Fraktion der FDP/DVP Herrn Abg. Dr. Kern das 
Wort.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin! Diese Ak-
tuelle Debatte war dringend notwendig, weil sie für jede Frak-
tion in einer eigenen Art und Weise sehr erhellend war. 

Zunächst zu dem, was Frau Boser gesagt hat: Sie hatten ge-
sagt, es sei doch ein toller Erfolg, dass beim Lernstand der 
Abstand zwischen Realschulen und Gemeinschaftsschulen 
kleiner geworden sei, und das sagen Sie angesichts von ins-
gesamt sehr schlechten Ergebnissen. Das erinnert mich ein 
bisschen an das sozialdemokratische und offensichtlich auch 
das grüne Verständnis von sozialer Gerechtigkeit. Die ist näm-
lich dann verwirklicht, wenn es allen gleich schlecht geht.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Zum Kollegen Dr. Fulst-Blei: Uns „Gemeinschaftsschul-Ba-
shing“ vorzuwerfen, wenn wir uns dafür einsetzen, dass die 
Gemeinschaftsschule nicht privilegiert wird, sondern eine Er-
gänzung des vielfältigen Bildungssystems ist, ist ein Witz, 
weil wir sagen: Für uns darf es keine Schüler erster und zwei-
ter Klasse geben, was die finanzielle Ausstattung der Schulen 
angeht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD) 

Nein, die Gemeinschaftsschule hat bei uns selbstverständlich 
ihren Platz. Im Schulsystem von Baden-Württemberg hat es 
sie immer gegeben – wir haben nie etwas anderes gesagt –, 

(Zuruf von der SPD: Doch!)

aber als Ergänzung, nicht als Ersatz des gegliederten Bil-
dungswesens. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der FDP/DVP, Abgeordneten der AfD 
und fraktionslosen Abgeordneten sowie des Abg. 

Winfried Mack CDU) 
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Die Kontroverse zwischen SPD und CDU, ob die intrinsische 
Motivation oder die extrinsische Motivation das Entscheiden-
de ist, zeigt doch, dass beide Parteien den Lehrern in Baden-
Württemberg im Grunde misstrauen. 

(Zurufe von der CDU: Oje!)

Die FDP/DVP weiß: Die Lehrer wissen selbst, wann die in-
trinsische und wann die extrinsische Motivation die richtige 
ist.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Letzter Punkt – ich komme 
zum Schluss – an die Kultusministerin: Frau Eisenmann, Sie 
haben gesagt, Sie hätten nichts an Vorschlägen gehört, wie wir 
Qualität ins Bildungswesen bringen können. Ich kann Ihnen 
mit zwei Punkten helfen: 

Erstens: Wir, die FDP/DVP-Landtagsfraktion, haben im Jahr 
2014 ein Impulspapier genau zu diesem Thema vorgelegt, 

(Der Redner hält das Impulspapier „Für mehr Frei-
heit und Eigenverantwortung in unserem Bildungs-
wesen – Ein liberales Schulkonzept als Diskussions-
grundlage für einen stabilen Schulfrieden in Baden-

Württemberg“ hoch.)

das ich Ihnen gern zur Verfügung stellen kann. Wenn Sie sa-
gen, das sei zu dünn, Sie wollten mehr lesen, sage ich: Es gibt 
auch Landtagsabgeordnete, die vernünftige Bücher schreiben: 
„Friede den Schulen! Gedanken zur Bildungspolitik“. 

(Der Redner hält das genannte Buch hoch. – Beifall 
bei der FDP/DVP, der AfD und den fraktionslosen 
Abgeordneten – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Von 

wem? Zeig mal her! – Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um Ruhe bitten! – Für 
die Fraktion GRÜNE erteile ich Frau Abg. Boser das Wort. 

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wenn es etwas ruhiger ist – – Danke schön.

Ich möchte nochmals betonen: Für uns in der Koalition wird 
es wichtig sein, das Thema „Qualität in Schulen und Unter-
richt“ für die nächsten Jahre als eines der Schwerpunktthe-
men zu definieren und dabei alle an einen Tisch zu holen. Da 
bin ich der Frau Ministerin sehr dankbar für ihre Herange-
hensweise auch jetzt im Zusammenhang mit VERA, die noch 
einmal genau definiert hat, wie wir das Thema umsetzen wol-
len, wie wir auch die Problemstellung angehen wollen. Ich 
glaube, es wird für alle Beteiligten im Schulleben wichtig sein, 
dass man da jetzt gut analysiert und die richtigen Schlüsse da-
raus zieht.

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

Zum Kollegen Fulst-Blei: Natürlich brauchen wir auch die 
Unterstützung durch zusätzliche Lehrerstellen für bestimmte 
Maßnahmen. Das machen wir mit dem Nachtrag, über den wir 
heute Mittag beraten. Wir müssen uns aber auch im Bildungs-
system – das war schon in den vergangenen fünf Jahren ein 

wichtiges Thema für uns – genau die Maßnahmen daraufhin 
anschauen, welche Wirkungen sie haben. Dabei müssen wir 
manche Maßnahmen vielleicht auch überdenken.

Ich glaube, es ist richtig, dass wir in unser Bildungssystem in-
vestieren, wie wir es auch in den vergangenen fünf Jahren ge-
macht haben, aber im Bildungssystem braucht es nicht immer 
nur mehr Geld, sondern es braucht für die Bildung richtig an-
gelegtes Geld, und dafür stehen wir, die Fraktion GRÜNE. 
Wir stehen für eine nachhaltige Finanzpolitik. Das muss auch 
für den Bildungsbereich gelten.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Ich möchte schon noch ein Wort zu den VERA-8-Ergebnis-
sen sagen. Denn natürlich ist es richtig, hier über die Leis-
tungsergebnisse zu diskutieren. Auch für uns ist es wichtig, 
dass wir ein leistungsstarkes Bildungssystem haben. Wir wol-
len nicht, dass es leistungsfrei ist und jedes Kind tun und las-
sen kann, was es will. Nein, wir wollen ein leistungsstarkes 
Bildungssystem. Davon lebt Baden-Württemberg als Wirt-
schaftsstandort. Das ist unser wichtigstes Kapital.

Wir müssen uns aber auch bei den einzelnen Schularten die 
Unterschiede bewusst machen. Viele Schularten leben auch 
davon, dass sie eine hohe Sozialkompetenz, eine hohe Fach-
lichkeit und handwerkliche Fähigkeiten vermitteln, und wir 
sollten diese Fähigkeiten nicht kleinreden, sondern wir soll-
ten sie genauso hoch anrechnen. Denn wir brauchen auch Kin-
der und Jugendliche, die soziale Fähigkeiten haben, die hand-
werkliche Fähigkeiten haben. Dass natürlich eine Leistungs-
grundlage vorhanden ist, spricht ja für sich selbst. Das ist kei-
ne Frage. Aber wir sollten daher auch in diesem Zusammen-
hang ganz klar die Wertigkeit und die hohe Qualität von Schu-
len in anderem Zusammenhang nicht vergessen.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Konrad Epple 
CDU)

In diesem Sinn wünsche ich mir tatsächlich, dass wir diese 
Diskussion weiter versachlichen, dass wir uns ideologiefrei-
er zeigen und dass wir wirklich alle am Schulleben Beteilig-
ten an einen Tisch holen, um die Ergebnisse zu analysieren – 
innerhalb der Schularten, auch innerhalb der einzelnen Ergeb-
nisse, was denn die Fortbildung für Lehrerinnen und Lehrer 
bedeutet, welchen Einfluss die Schulbauten haben, ob die rich-
tigen Schulangebote vorhanden sind, was mit den sächlichen 
Ausstattungen ist usw. Wir sollten alle an einen Tisch holen. 
Wir sollten mit allen Beteiligten reden, um dann zu analysie-
ren: Was können die nächsten Schritte sein? Wie können wir 
unser Bildungssystem in Baden-Württemberg weiter voran-
bringen?

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei.

(Zuruf)

– Sie haben keine Redezeit mehr; deshalb.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)
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Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Frau Ministerin Eisenmann, 
vielen Dank für die Ausführungen. Wir werden Sie kritisch 
begleiten; das kann ich Ihnen zusagen. Insbesondere wird es 
mich interessieren, wie Sie in der Zukunft vorgehen. Die For-
derung ist Ihnen ja sicherlich bekannt, gerade auch zur Ana-
lyse der VERA-8-Ergebnisse eine schulartenübergreifende Ar-
beitsgruppe einzurichten, um die Datenanalyse auch einmal 
vorwegzunehmen. 

Ich möchte Ihnen mitgeben – diesen Hinweis habe ich auch 
in meinem ersten Redebeitrag deutlich zu machen versucht –: 
Wenn Sie von einem Leistungsvergleich reden, sage ich: Die-
ser Leistungsvergleich ruht auf klaren Zieldefinitionen. Dann 
ist es umso wichtiger, dass ein breiter Konsens darüber be-
steht, dass diese Zieldefinitionen allen Schularten die gleichen 
fairen Chancen geben. Denn ansonsten wird im Grunde ein 
Schrauben an genau dieser Größe am Ende, in fünf Jahren ir-
gendwann einmal dazu führen können, dass manche Schular-
ten in der Möglichkeit der Leistungsbeurteilung bevorzugt 
werden und manche eben nicht.

Auch das kann ich Ihnen zusagen: Wir werden ein sehr, sehr 
kritisches Auge darauf haben. Denn die ersten Gespräche auch 
von Leuten aus dem Gemeinschaftsschulbereich mit der Mi-
nisteriumsspitze endeten eher unter dem Kontext „sehr er-
nüchternd“. Das spiegle ich Ihnen zurück. Vielleicht haben 
Sie auch die Möglichkeit, da nachzuarbeiten.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wir wollen den 
Schulen doch gar nichts wegnehmen!)

Kollegin Boser, war ich enttäuscht, oder war ich im Grunde 
an alte Zeiten erinnert? Sie werden nicht mehr Geld zur Ver-
fügung stellen, sondern Sie werden darüber nachdenken, wo 
das Geld richtig angelegt wird. Nachtigall, ick hör’ dir trap-
sen. Das ist der Pfad zur Streichung von 11 600 Lehrerstellen. 
Das ist genau die gleiche Argumentation wie damals. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Absolut sinnvoll!)

Ich kann Sie nur ausdrücklich davor warnen. Wir haben Ih-
nen gerade vor dem Hintergrund der großen Baumaßnahmen, 
die wir im Bildungsbereich immer noch haben, nachweisen 
können, dass wir mehr Geld brauchen

(Abg. Tobias Wald CDU: Wissen Sie, was wir Ihnen 
nachweisen können?)

und dass es auch bei aller Mär von wegen Schülerrückgang 
gerade auch vor dem Hintergrund übrigens der aktuellen Mi-
grationszahlen in unser Bundesland hinein eine völlige Illu-
sion ist, den Bildungshaushalt als Steinbruch für irgendwel-
che Sparrunden heranzuziehen. Da werden wir Sie auch stel-
len.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Räpple, ich fand Ihren Beitrag durchaus amüsant. Ich 
gestehe Ihnen dies an einer Stelle zu. Für mich lautete der 
Schlüsselsatz: „Hochschulprofessoren sind grauenhafte Päd-
agogen.“ Offensichtlich haben Sie mit Ihrer heutigen Rede Ih-
re Erfahrungen mit dem Kollegen Meuthen verarbeitet.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für den Zusammenschluss der 
fraktionslosen Abgeordneten erteile ich das Wort Herrn Abg. 
Dr. Meuthen. Er war zumindest gemeldet.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Jetzt kommt die 
Antwort auf Räpple! – Zuruf: Jetzt kommt eine per-
sönliche Erklärung! – Zuruf: Wo ist denn die Krawat-

te geblieben? – Weitere Zurufe)

Abg. Dr. Jörg Meuthen (fraktionslos): Es kommt eher die 
Antwort auf Sie, Herr Fulst-Blei. – Der Kollege Räpple hat 
vielleicht deshalb einen schlechten Eindruck, weil er natür-
lich bei mir nie Hochschulunterricht genossen hat.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Okay! – Abg. Karl-
Wilhelm Röhm CDU: Das lässt sich nachholen!)

– Bitte?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das lässt sich nach-
holen!)

Herr Kern, ich gehe einmal zum Ausgangspunkt zurück. Na-
türlich gab es keine Modellversuche zur Gemeinschaftsschu-
le. Deren vernichtendes Ergebnis wäre auch vorhersehbar ge-
wesen und hätte das allein sozialistisch-ideologisch motivier-
te Projekt der Gemeinschaftsbeschulung gleich zu Beginn ent-
larvt.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sie haben 
bei Herrn Räpple gelernt! – Zuruf von der CDU: Du 

lieber Gott! Redet der über Schule?)

Mit der Gemeinschaftsschule und der schrittweisen Abschaf-
fung des dreigliedrigen Schulsystems

(Zuruf von FDP/DVP-Fraktion: Viergliedrig!)

– ja, eigentlich viergliedrig, ich weiß – wird bewusst und aus 
rein ideologischen Gründen der Weg in den Egalitarismus un-
ter dem Deckmäntelchen der Chancengleichheit gesucht. Da-
mit wird ganz bewusst eine Leistungsfeindlichkeit propagiert.

Es ist nicht glaubwürdig, wenn Sie hier behaupten, dass Leis-
tung noch gefördert werden sollte. Nein, darum geht es nicht. 
Es ist tief erschreckend, was sich da vollzieht. Die Abschaf-
fung von Noten als Leistungsnachweis und Abschaffung von 
Versetzung und differenzierter Beschulung sind ein so offen-
kundiger und vollständiger pädagogischer Offenbarungseid, 
dass man ein solches Vorgehen schon nicht mehr allein mit 
Dummheit entschuldigen kann. Nein, dahinter steckt mehr. Es 
ist der gezielte und schleichende Weg in den Bildungssozia-
lismus, der hier völlig bewusst, behaupte ich, eingeschlagen 
wird. Ich sage Ihnen das nicht vornehmlich als Politiker, son-
dern ich sage Ihnen das vornehmlich als Vater von Kindern 
und inzwischen auch als Großvater.

Rechnen Sie, was das betrifft, mit unserer erbitterten Gegner-
schaft gegenüber diesem unverantwortlichen Anschlag auf die 
Bildungschancen unserer Kinder und Enkel. Sie zerstören auf 
dem Altar der sozialistischen Gleichmacherei die Grundlagen 
unserer Zukunft und die Entfaltungschancen junger Men-
schen; das ist das Schlimmste daran.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)
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Herr Röhm, Sie haben ja recht, wenn Sie vor allem in den Be-
reichen Mathematik und Orthografie massive Defizite bekla-
gen. Wie katastrophal die Lage in diesen Fächern bereits ist, 
kann ich gerade als Hochschullehrer bestätigen – obwohl ich 
Abiturienten bekomme! Es ist eine Katastrophe, kann ich Ih-
nen nur sagen, die noch viel größer wird, wenn man sich die 
anderen Schulzweige anschaut. Allein, mir fehlt jeder Glau-
be, dass Sie mit diesem Koalitionspartner der immer weiter 
fortschreitenden bildungspolitischen Talfahrt in irgendeiner 
Weise Einhalt gebieten können. Im Gegenteil: Der Nieder-
gang geht weiter, und Sie drohen, da jetzt mitzumachen.

Ihre Ansätze, Frau Kultusministerin Eisenmann, habe ich mir 
angehört und sie auch gelesen. Ich finde sie, muss ich Ihnen 
sagen, nicht schlecht. Setzen Sie sie durch, und wagen Sie – 
ich bitte Sie darum – auch den offenen Konflikt mit dem Ko-
alitionspartner. Er wird dringend notwendig sein, um eine ver-
nünftige Schulpolitik zu machen.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Wissen Sie übrigens, wohin das alles führt? Es führt in ein 
zweigliedriges Schulsystem, ungerechter und unfairer, als es 
je zuvor gewesen ist. Die einen – die vielen – werden ihre Kin-
der mangels Alternativen auf staatliche Gemeinschaftsschu-
len schicken müssen, weil sie sich etwas anderes nicht leisten 
können. Das ist dann die schwache staatliche Bildung. Das 
wird die Masse sein. Die anderen, eher wenigen, können es 
sich leisten, ihre Kinder diesem Wahnsinn zu entziehen, in-
dem sie sie auf teuren Privatschulen unterbringen. Schauen 
Sie doch einmal, wohin bereits heute die Einkommenselite ih-
re Kinder schickt.

(Zuruf von der CDU: Nie im Leben! Das ist doch gar 
nicht wahr!)

Auf staatliche Gemeinschaftsschulen? Nein, vielmehr auf teu-
re Privatschulen. Salonsozialismus nennt man so etwas auch.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Es geschieht somit das exakte Gegenteil dessen – ich wüsste 
sogar Namen zu nennen, aber das tue ich nicht –, was unsere 
Bildungssozialisten wollen: Die breite und arme Masse ver-
liert auf Gemeinschaftsschulen ihre Bildungschancen, wäh-
rend finanziell potente Familien ihren Kindern wirkliche Bil-
dung auf teuren Privatschulen angedeihen lassen können. So 
ergibt sich, anders als gewollt, ein Zweiklassensystem. Das 
wollen Sie nicht, aber das ist es, was Sie mit Ihrer Politik er-
reichen.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Sie produzieren mit Ihrem Gemeinschaftsschulweg ein staat-
liches Schulsystem, dem jene entfliehen, die es sich leisten 
können.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Unser Auftrag aber ist, ein leistungsfähiges und faires, den in-
dividuellen Fähigkeiten der Kinder – und die sind höchst dif-
ferenziert – gerecht werdendes Schulsystem bereitzustellen. 

Genau davon entfernt man sich mit der derzeitigen Politik lei-
der in riesigen Schritten. 

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie bitte zum Schluss, 
Herr Abg. Dr. Meuthen.

Abg. Dr. Jörg Meuthen (fraktionslos): Das ist ein sehr trau-
riger Vorgang. – Damit bin ich am Schluss, Frau Präsidentin.

(Abg. Gernot Gruber SPD: Gott sei Dank!)

Präsidentin Muhterem Aras: Danke schön.

Abg. Dr. Jörg Meuthen (fraktionslos): Danke schön.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 1 der Tagesordnung erle-
digt.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Autonomes Fahren und Digitalisierung 
der Mobilität – Auswirkungen auf das Verkehrssystem der 
Zukunft – beantragt von der Fraktion GRÜNE

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Redezeit von 60 Minuten festgelegt. Darauf 
wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. Für die 
Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je Frakti-
on und zehn Minuten für den Zusammenschluss fraktionslo-
ser Abgeordneter zur Verfügung. Ich darf die Mitglieder der 
Landesregierung bitten, sich ebenfalls an den vorgegebenen 
Redezeitrahmen zu halten.

Schließlich verweise ich auch hier auf § 60 Absatz 4 der Ge-
schäftsordnung, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte 
die Aussprache in freier Rede zu führen ist.

Ich erteile das Wort für die Fraktion GRÜNE Frau Abg. Dr. 
Lehnig.

Abg. Dr. Kirsten Lehnig GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Stellen Sie 
sich vor, Sie müssten morgen zur Arbeit, zu einem Wahlkreis-
termin – wenn Sie als Abgeordnete oder Abgeordneter im 
Landtag sind – oder zu einer Plenarsitzung. Am Abend vor-
her nehmen Sie Ihr I-Pad, Ihr Telefon oder Ihr normales Tab-
let – ich will hier keine Schleichwerbung machen, wie gele-
gentlich gern für eigene Bücher geworben wird – 

(Vereinzelt Heiterkeit)

und geben ein, wann Sie wo sein müssen. Dann wird Ihnen 
mitgeteilt: Um 8:45 Uhr steht Ihr Carsharing-Fahrzeug vor 
der Tür. Sie fahren zum Bahnhof. Dort steigen Sie um, das 
Auto bewegt sich selbstständig auf den Carsharing-Parkplatz. 
Sie fahren mit der Bahn jetzt z. B. nach Stuttgart, und dort hat 
Ihnen Ihr System mitgeteilt: Am besten ist es, Sie nehmen das 
Fahrrad oder laufen zu Fuß. Wenn Sie nun nicht gern laufen 
oder Fahrrad fahren, dann steht Ihnen hier ein weiteres auto-
nom fahrendes Fahrzeug zur Verfügung, das Sie vor den Land-
tag oder vor das Haus der Abgeordneten bringt. 
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Das ist momentan eine Vision, und es gibt dieses schöne Zi-
tat: „Wer Visionen hat, soll zum Arzt gehen.“ Ich bin der Mei-
nung, wir sollten mit solchen Visionen nicht zum Arzt gehen, 
sondern wir sollten als Politikerinnen und Politiker in der La-
ge sein, Visionen zu entwickeln, um Ziele zu haben, die wir 
verfolgen können, und um damit auch unsere Umwelt und un-
sere Zukunft gestalten zu können.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Der Anlass dieser Debatte könnte aktueller nicht sein. Gera-
de wurde an das Konsortium aus Karlsruhe das Testfeld ver-
geben. Gerade hat Daimler mitgeteilt, ab 2020 teilautomati-
sierte Busse in Serie herstellen zu wollen, und hat auch in 
Amsterdam auf einer Expressbuslinie einen teilautomatisier-
ten Bus fahren lassen, bei dem der Fahrer nur noch die Auf-
sicht hatte, aber nicht mehr selbst fahren musste.

Herr Bundesverkehrsminister Dobrindt hat verkündet, er möch-
te einen Gesetzentwurf auf den Weg bringen, der das automa-
tisierte Fahren vorantreiben möge. Daraufhin wurde er vom 
VDA aufgefordert, möglichst schnell zu agieren. Hier darf ich 
Ihnen als Juristin versichern: „Möglichst schnell“ entsteht nie 
ein gutes Gesetz. 

(Zuruf des Abg. Willi Stächele CDU) 

Es wäre mir lieber, es wird langsam und gründlich entwickelt, 
damit wir ein gutes Gesetz haben, welches alle Chancen und 
Risiken hervorragend bearbeitet, sodass man hinterher als Ju-
rist nicht dasitzt und sich fragt: Ja wer und wie und was, und 
bitte kann einmal jemand nachbessern?

Worum geht es genau? Wir alle haben schon Assistenzsyste-
me, sofern wir moderne Fahrzeuge haben. Diese helfen uns, 
die Spur zu halten, sie helfen beim Bremsen, sie helfen beim 
Einparken. Es gibt nicht wenige, die sich nur noch auf die Ein-
parkhilfe mit dem Piepston verlassen, die das eine oder ande-
re Mal aber eine Stange nicht sieht, weswegen es doch zu ei-
nem Unfall kommt. 

Die Vision geht hier bis zum völlig automatisierten Fahrzeug, 
sodass man – wie jetzt schon viele Bus- und Bahnfahrer wis-
sen – die Fahrtzeit nutzen kann, um zu arbeiten, zu lesen, sich 
zu erholen oder vielleicht sogar ein Nickerchen zu halten, wo-
bei da dann die Frage der Haftung wieder auftaucht.

Wir sollten aber natürlich nicht nur an die automatisierten 
Fahrzeuge denken – also an den Individualverkehr –, sondern 
insbesondere auch an den öffentlichen Nahverkehr und vor 
allem an die Vernetzung aller Verkehrssysteme miteinander. 
Wir unterstützen das, weil das Ganze einer industriellen Re-
volution gleichkommt, vielleicht vergleichbar mit der Ent-
wicklung des Fließbands.

Dann gibt es natürlich die Aspekte der Sicherheit im Straßen-
verkehr, die durch automatisiertes oder teilautomatisiertes 
Fahren deutlich verbessert werden. Es gibt den Aspekt des 
Umweltschutzes, des effizienteren Fahrens und vor allem auch 
der Erhöhung des Fahrkomforts. Deshalb unterstützte auch 
der Deutsche Verkehrsgerichtstag 2015 die Entwicklung des 
automatisierten Fahrens.

Dann müssten wir, das Land Baden-Württemberg, als Pionier-
region für Technik und Automobilindustrie natürlich den Vor-

reiter spielen. Wir sollten hier mit unserer Entwicklung vor-
nedran sein und nicht dem Silicon Valley die Zukunft über-
lassen. Wir sollten selbst in diese Zukunft gehen und diese Zu-
kunft ge- und mitgestalten.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Durch die Umgehung der Fehlerquelle Mensch können wir 
die Verkehrssicherheit erheblich erhöhen. Natürlich macht 
auch die Maschine einmal Fehler, wobei man in diesem Sinn 
nicht von Fehlern sprechen kann, weil die Maschine ja nicht 
selbst agiert. Aber die Verbesserung z. B. hinsichtlich der Re-
aktionszeit beim Bremsen würde schon eine Menge Unfälle 
vermeiden. 

(Vereinzelt Beifall)

Die Infrastruktur könnte wesentlich besser ausgelastet wer-
den, und wir könnten durch die Vernetzung der Verkehrssys-
teme und der verschiedenen Systeme überhaupt Staus vermei-
den und insgesamt effizienter fahren und die Infrastruktur we-
sentlich besser nutzen, als es derzeit der Fall ist.

(Beifall des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

– Danke. – Was ich besonders schön finde, ist, dass wir die 
Verkehrsmittel so vernetzen können, dass genau das, was ich 
eingangs geschildert habe, eintreten kann, nämlich dass wir 
für den konkreten Bedarf das perfekt passende Verkehrsmit-
tel auswählen können, um schnellstmöglich am Ziel anzukom-
men.

McKinsey sieht noch einen anderen Vorteil. In ihrem Bericht 
schreiben sie, dass jede Minute im Auto, in der Menschen un-
gestört surfen, ein Umsatzpotenzial von 5 Milliarden € jähr-
lich bringen kann. Auf diese rein wirtschaftliche Sichtweise 
möchte ich es jedoch nicht reduzieren, sondern vor allem noch 
auf die urbane Mobilität zu sprechen kommen. 

Nutzerinnen und Nutzer werden angehalten, mehr Carsharing 
zu nutzen. Wenn nämlich das Fahrzeug irgendwann einmal 
autonom kommt, ich dann einsteige und es selbstständig fährt, 
dann erleichtert das die Nutzung dieser Möglichkeiten mas-
siv und wird auch die Akzeptanz des Carsharing massiv ver-
bessern. Das heißt, weniger Menschen haben ein eigenes Au-
to, was wiederum dazu führt, dass wir weniger Parkraum brau-
chen. Weniger Parkraum vor allem in den Städten bedeutet, 
dass wir mehr Lebensraum haben, dass man mehr Grün in der 
Stadt haben kann, dass wieder Stätten der Begegnung und 
mehr Platz entstehen kann anstatt Autowüsten, in denen die 
Autos ja doch einen Großteil der Zeit stehen und nicht fahren. 

Denn seien wir doch einmal ehrlich: Die meisten Menschen 
fahren mit dem Fahrzeug zur Arbeit. An dem Arbeitsplatz 
parkt das Fahrzeug den ganzen Tag, und abends wird zurück-
gefahren. Wie viel schöner wäre es, wenn mich das Fahrzeug 
aussteigen lässt, zum Carsharing-Parkplatz oder zum nächs-
ten Nutzer fährt und in dieser Zeit dieser Parkraum frei für 
Sonstiges ist. Da gibt es diese neue Entwicklung in Stuttgart, 
dass Parkräume zu Lebensräumen werden – ganz interessan-
te Gestaltungen.

Ferner ist auch noch verbesserungsfähig und verbesserungs-
würdig, was beim Carsharing stattfindet, wenn es um Elekt-
roautos geht. Im Flottenbetrieb habe ich dann nämlich nicht 
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mehr das Problem, dass mein E-Auto nach einiger Zeit den 
Geist aufgibt, weil die Batterie leer ist. Im Flottenbetrieb neh-
me ich das nächste. 

Dieses System vergleiche ich gern einmal mit dem Pferdekut-
schensystem von anno dazumal, als noch niemand darüber 
nachgedacht hat, dass es überhaupt Autos geben könnte. Auch 
das sind ja Visionen, die einmal entstanden sind und sich ent-
wickelt haben. Da wurde mit der Pferdekutsche von A nach B 
gefahren. An der nächsten Posthaltestelle wurden die Pferde 
ausgespannt, frische Pferde eingespannt, und dann ging es 
weiter. Genau so kann es jetzt in dem modernen System der 
Elektromobilität im Carsharing ablaufen.

Natürlich möchte ich die Risiken nicht verhehlen. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es gibt auch Unfälle mit automatisier-
tem Fahren. Ich habe es eingangs schon gesagt: Auch auto-
matische Systeme haben Fehler. Deswegen habe ich es jetzt 
auch so gemacht, wie man es vielleicht zu Beginn machen 
sollte: Man nimmt das digitale System und sicherheitshalber 
das analoge noch dazu. Wenn man dann feststellt, dass das di-
gitale einwandfrei funktioniert, dann kann man in Zukunft 
vielleicht nur noch auf das digitale zugreifen. Aber man muss 
auch den Vergleichswert sehen, und der Vergleichswert ist 
nicht ein perfekt funktionierendes 100-%-kein-Unfall-mehr-
System, sondern der Vergleichswert ist der Mensch. Es tut mir 
leid, aber rein statistisch gesehen ist der Mensch derjenige, 
der, glaube ich, 90 % der Unfälle verursacht, und nicht das 
System. Das heißt, bezogen auf den Vergleichswert Mensch 
ist das automatische System definitiv besser.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Felix Schreiner CDU: Wie wahr!)

Um eine solche vernetzte digitalisierte Automobilität erfolg-
reich erreichen zu können, brauchen wir natürlich eine große 
Akzeptanz der Nutzerinnen und Nutzer, und diese hängt mei-
nes Erachtens ganz stark von der Haftungsfrage ab. Es muss 
geklärt sein – deswegen habe ich eingangs gesagt, es ist wich-
tig, dass Gesetze gründlich und nicht schnell gemacht werden 
–, wer im Fall eines Falles haftet, der Hersteller oder der Fah-
rer, der ja vielleicht nur ein Teilfahrer ist. 

Für diese Herausforderung muss auch klar sein, wer in dem 
betreffenden Moment die Hoheit über das Fahrzeug hatte. Das 
heißt, dies muss dokumentiert sein, und zwar sicher dokumen-
tiert sein, etwa mit einer Art Blackbox, welche jedes Auto 
dann hat. Gleichzeitig müssen diese Daten aber auch geschützt 
sein. Das heißt, man darf auch nicht von außen darauf zugrei-
fen oder sie abändern können. Denn jedes digitale System ist 
auch immer anfällig. Das heißt, wahrscheinlich sogar unab-
hängig und getrennt von der Vernetzung müsste die Blackbox 
aufzeichnen, wer in welcher Situation die Hoheit über das 
Fahrzeug hatte. Das bedeutet, der Opferschutz muss klar ge-
regelt sein.

Dann kommen wir noch zu der Frage der Ethik, sofern man 
bei digitalen Systemen überhaupt von Ethik sprechen kann. 
Aber das digitale System entsteht ja nicht von selbst, das di-
gitale System wurde ja programmiert. Da gibt es Algorithmen, 
da gibt es einen Programmierer und jemanden, der das Pro-
gramm initiiert hat. Da muss klar sein, wie Konfliktsituatio-
nen aufgelöst werden sollen und müssen. Da muss eine gro-
ße und breit gefächerte Diskussion stattfinden, damit das deut-

sche Autofahrervolk, von dem momentan noch 50 % Angst 
haben, in ein autonom fahrendes Auto einzusteigen – obwohl 
der Mensch fehlerhafter ist als die Technik –, das akzeptiert 
und damit auch klar ist, wer im Fall eines Unfalls die Risiken 
zu tragen hat. Wir müssen also Vertrauen in eine bestmögli-
che Software aufbauen. Die Software macht zwar Fehler, aber 
die Software macht weniger Fehler als der Mensch.

Insgesamt unterstützt deswegen die Regierungskoalition und 
vor allem natürlich unsere grüne Koalition,

(Zurufe von der CDU: Grün-schwarze!)

dass die Rahmenbedingungen für ein vernetztes und automa-
tisiertes Fahren geschaffen werden. 

(Abg. Felix Schreiner CDU: Grün-schwarze!)

– Das können Sie dann gleich sagen.

Wir sehen alle Probleme, die sich stellen, als Herausforderun-
gen – ich habe noch zwei Sekunden; lassen Sie mich fertig 
sprechen –, die wir mit Mut, Tatkraft und Zuversicht lösen 
können. 

Damit nutze ich jetzt – ich überziehe nur ganz kurz – diesen 
Moment, zu dem ich heute hier stehen darf – Sie haben alle 
gehört, dass ich mich verabschieden muss –, um Ihnen allen, 
Kolleginnen und Kollegen, alles Gute, Mut, Zuversicht und 
Kraft für Ihre Tätigkeit im Landtag von Baden-Württemberg 
zu wünschen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen sowie frak-
tionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: Das Wort für die CDU-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Schreiner.

Abg. Felix Schreiner CDU: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Kollegin Dr. Lehnig, auch wenn es 
Ihre Abschiedsrede war: Wir sind uns ja in großen Teilen ei-
nig. Daher könnte ich mich einfach nur anschließen, will das 
in großen Teilen auch tun.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Aber natürlich gibt es auch von unserer Fraktion noch ein paar 
Sätze dazu zu sagen.

Die Utopien oder Visionen von den Propheten des autonomen 
Fahrens, die die Vorrednerin erwähnt hat, sind schon vielver-
sprechend, wenn man sich das Ganze mal vor Augen führt. 
Demnach sitzen wir irgendwann in mittelferner Zukunft in 
miteinander vernetzten Autos, fahren computergesteuert durch 
das Land, können dabei Bücher lesen, die Herr Dr. Kern ge-
schrieben hat

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Aber bitte 
bloß die von ihm!)

– ganz sicher –, und können uns auf die Plenardebatten vor-
bereiten. Der Risikofaktor Mensch ist quasi ausgeschaltet. Da 
es keine Unfälle mehr gibt, gibt es auch keine Staus mehr. Der 
Verkehr fließt, alles ist im Fluss, weil alle Fahrzeuge ihre Weg-



412

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 11. Sitzung – Donnerstag, 21. Juli 2016
(Felix Schreiner) 

strecken und Geschwindigkeiten aufeinander abstimmen. Die 
Wirtschaft prosperiert, die Menschen sind glücklich. Ist das 
nicht schön?

(Abg. Nicole Razavi CDU: Paradiesisch! Herr Schrei-
ner zeichnet das Paradies!)

Man kann diese Vision aber naturgemäß auch etwas kritischer 
sehen. Man kann es auch ein bisschen in einem dunkleren 
Licht erscheinen lassen: Demnach fahren in mittelferner Zu-
kunft auf unseren Straßen nur noch Autos von Google, Apple 
und Microsoft. Ab und zu springt noch ein Pokémon durch 
das Bild. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Das ist sicherlich keine schöne Vorstellung. Der Autofahrer 
ist entmündigt. Algorithmen aus Cupertino treffen auf den 
Straßen die Entscheidung über Leben und Tod. Und überhaupt 
liegt das Automobilland Deutschland darnieder. 

Ich glaube, wir einigen uns in der Einschätzung auf die Mit-
te, und die Wahrheit liegt vermutlich auch irgendwo in der 
Mitte. Aber wir können nicht beeinflussen, welche globalen 
Unternehmen welchen Erfolg auf dem Mobilitätsmarkt erzie-
len. Wir können auch nicht vorschreiben, was Daimler, Por-
sche oder Audi als Nächstes bauen und entwickeln sollen. 
Aber ich hoffe inständig, dass wir die Rahmenbedingungen 
dafür schaffen. Denn eines ist klar: Wir stehen vor einer ech-
ten Revolution der Mobilität; denn die Mobilität der Zukunft 
bringt innerhalb kürzester Zeit massive Veränderungen für uns 
alle, für unsere Gesellschaft, ja für unser ganzes Land. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Der Fall vom Tod des Tesla-Fahrers ist bereits erwähnt wor-
den. Aber wir müssen natürlich ernst nehmen, dass in der Be-
völkerung auch eine große Skepsis gegenüber diesen neuen 
Technologien herrscht. Das liegt zum einen natürlich daran, 
dass wir das Land der Autobauer, aber auch das Land der Au-
tofahrer sind. Viele Menschen wollen sich gern hinter das 
Lenkrad ihres Autos setzen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Da geht es um Eigenverantwortlichkeit, da geht es auch um 
ein Stück Freiheit. Diese Einstellung in den Köpfen der Au-
tofahrer zu ändern, das wird sicherlich nicht ganz einfach. 

Aber auch der Sicherheitsaspekt ist wichtig. Er spielt eine ent-
scheidende Rolle. Denn sofern ich nicht überzeugt bin, dass 
es wirklich sicherer ist, in einem selbstfahrenden Auto zu sit-
zen, werde ich schlicht und ergreifend kein solches Auto kau-
fen. Das Thema Sicherheit hat auch noch einen weiteren As-
pekt – auch das haben wir gehört –, das ist vor allem die Si-
cherheit der Daten. Es ist schon eine gruselige Vorstellung, 
wenn ich an Hackerangriffe denke, die dann vielleicht sogar 
ermöglichen, dass das Auto in eine andere Richtung fährt, als 
ich mir das vorher überlegt habe. In Bezug auf die Sicherheit 
der Daten muss man das gewährleisten. Es ist auch keine ein-
fache Frage. 

Wir haben es gehört: Es sind vor allem rechtliche Fragen, die 
uns umtreiben. Was passiert z. B., wenn ein Unfall droht? Wie 
entscheidet das computergesteuerte Fahrzeug, ob es einen Un-
fall vermeidet oder gar einen anderen auslöst? Alles das ist 

nicht einfach, auch für den Gesetzgeber nicht. Aber ich möch-
te ganz bewusst die Chancen und nicht die Risiken annehmen. 
Denn es sind vor allem Chancen, vor denen unser Land in die-
ser Frage steht. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Vereinzelt 
Beifall bei der AfD)

Es ist eine Chance für unser Land Baden-Württemberg als Au-
tomobilland Nummer 1, das Land der Tüftler und Denker, das 
Erfinderland des Automobils. Bei dieser rasanten Entwick-
lung, die der Automobilmarkt nimmt, stehen auch in Baden-
Württemberg und vor allem in Baden-Württemberg Hundert-
tausende Arbeitsplätze nicht nur auf dem Spiel, sondern es ist 
unsere Chance, dass wir uns diesem Thema widmen, um auch 
künftig ein starkes Automobilland zu sein. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Vereinzelt 
Beifall bei der AfD)

Ich habe bereits erwähnt und möchte daran auch keinen Zwei-
fel lassen, dass das autonome Fahren die Sicherheit aller Ver-
kehrssysteme im Ergebnis deutlich erhöhen wird. Menschli-
che Fahrer von Pkws, Lkws, aber auch von Bussen und Stra-
ßenbahnen sind natürlich anfällig für Fahrfehler, für Fehlein-
schätzungen und auch für emotionale Fehlentscheidungen. Ich 
bin mir also sicher, dass die Einführung eines flächendecken-
den Systems für autonomes Fahren auch diese Unfälle ver-
hindern wird, sodass sich sogar die Unfallzahlen drastisch sen-
ken werden. Allein das ist eine Chance, die wir nutzen soll-
ten, weil das natürlich eine großartige Chance ist. 

Wir können das schon jetzt beobachten, wenn wir uns die Sys-
teme ansehen, die auch schon auf dem Markt sind. Es gibt au-
tomatische Einparksysteme, die Notbremsfunktion, die Spur-
halte- und Spurwechselassistenten. Wir sehen also schon seit 
Jahren einen Rückgang der Zahl der Verkehrstoten, und man 
wird in den nächsten Jahren auch hier einen Quantensprung 
sehen können.

Jetzt ist die Frage, ob wir dadurch zu einer Reduzierung der 
Staus im Land kommen. Da wage ich Zweifel zu hegen. Aber 
eines ist klar: Die Verkehrseffizienz wird mit der zunehmen-
den Automatisierung natürlich zunehmen. Denn durch auto-
nomes Fahren werden die Ursachen von Staus verringert, weil 
die Autos miteinander kommunizieren können. Durch diese 
Vernetzung können Fahrzeuge zudem deutlich besser auf den 
wenig ausgelasteten Strecken fahren. Wir haben uns vor ein 
paar Wochen an dieser Stelle über Feinstaubbelastungen un-
terhalten. Auch in dieser Hinsicht sind das natürlich alles 
Chancen. 

Wir wissen, dass allein durch Staus in der Bundesrepublik 
Deutschland pro Jahr ein volkswirtschaftlicher Schaden zwi-
schen 25 und 100 Milliarden € entsteht. Wir wissen, wenn es 
um die Emissionen geht, dass durch eine Verringerung des 
Verbrauchs von Kraftstoff natürlich Emissionen vermieden 
werden können. Allein durch die Staus werden in Deutsch-
land 1,2 Milliarden Liter Sprit im Jahr unnötig „verblasen“. 
In der Stadt Stuttgart hätte man 2014  27 Millionen Liter Sprit 
einsparen können, wenn es weniger oder gar keine Staus ge-
geben hätte. 

(Zuruf von den Grünen: Mehr Bahnfahren!) 
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Es ist eine Frage, die wir uns natürlich vor allem hier im Land-
tag von Baden-Württemberg stellen müssen, weil wir uns als 
Landesgesetzgeber und als Verkehrspolitiker zusammen mit 
dem Verkehrsministerium auf den Weg machen müssen, um 
diese Prozesse zu begleiten.

Aus unserer Sicht gibt es ein paar Punkte, die wir begleiten 
können. Wir können und müssen eine politische, gesellschaft-
liche, rechtliche und vor allem eine ethische Diskussion über 
die Zukunft dieser Projekte in Gang setzen. Wir können und 
müssen einen zuverlässigen und sicheren Rechtsrahmen für 
künftige Entwicklungen schaffen. Wir können und müssen da-
für sorgen, dass die digitale Infrastruktur und die Verkehrsin-
frastruktur für die Zukunft geschaffen werden. Denn seien wir 
ehrlich: Mir nützt es recht wenig, wenn mein Auto allein durch 
meinen Wahlkreis im Schwarzwald fährt, wenn es kein Mo-
bilfunknetz gibt, auf das es zurückgreifen kann. Ein EU-Kom-
missar hat neulich gesagt: „Wir brauchen mehr Schlaglöcher 
als Funklöcher.“ Dem würde ich mich jetzt so nicht ganz an-
schließen. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Was? So hat er es 
nicht gesagt! – Abg. Nicole Razavi CDU: Er hat es 
anders gesagt: Lieber Schlaglöcher als Funklöcher! 

– Weitere Zurufe)

– Mehr Funklöcher statt Schlaglöcher. – Aber in der Sache hat 
er recht. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sagen Sie 
einfach, Sie haben sich geirrt! – Zuruf: Weniger 

Funk löcher! – Weitere Zurufe)

– Dann habe ich es nicht richtig verstanden. Natürlich weni-
ger Funklöcher. Okay, Eigentor. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Weniger Schlaglö-
cher, weniger Funklöcher! – Abg. Nicole Razavi 
CDU: Lieber Schlaglöcher als Funklöcher! – Abg. 

Gabi Rolland SPD: Am besten keine Löcher!)

– Genau, okay. Ich habe mich einfach geirrt, genau. Pardon. 

Wir müssen eine Diskussion mit unserer Wirtschaftsministe-
rin, Frau Dr. Hoffmeister-Kraut, darüber in Gang setzen, wie 
wir in unserem Land die Entwicklungen bei Start-up-Unter-
nehmen gerade in diesem Bereich noch stärker forcieren kön-
nen.

Kurzum: Wir können Rahmenbedingungen schaffen, die al-
len Akteuren Rechtssicherheit gewährleisten und optimale 
Chancen eröffnen. Ich glaube, wir alle sind dazu bereit und 
sollten diese Chancen nutzen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Abg. Nicole 
Razavi CDU: Lieber Schlaglöcher als Funklöcher!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Rivoir.

Abg. Martin Rivoir SPD: Frau Präsidentin, meine Kollegin-
nen und Kollegen! Dies scheint jetzt eine Aktuelle Debatte zu 
sein, die nicht von großen Kontroversen geprägt ist, 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Mal schauen, was die 
SPD jetzt sagt! – Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich 

Rülke FDP/DVP) 

sondern bei der man sich in der großen Richtung eigentlich 
einig ist. 

Ich denke, wir haben auch hier in unserem Bundesland wirk-
lich Großes vor uns. Es ist eine Zeitenwende für das Autofah-
ren, vergleichbar eigentlich nur mit der Elektrifizierung des 
Verkehrs, was ja zurzeit stattfindet. Dies sind zwei Bewegun-
gen, die ineinandergreifen. 

Aber man darf auch nicht zu euphorisch sein. Das Bild, das 
gerade von der Kollegin gezeichnet worden ist, dass wir uns 
alle autonom bewegen und ohne selbst am Steuer zu sitzen 
hier am Landtag ankommen, kommt vielleicht in den Dreißi-
ger- oder Vierzigerjahren dieses Jahrhunderts auf uns zu. Der 
Weg dorthin ist lang. 

Vor drei Jahren fand die erste Fahrt statt, und zwar auf der 
„Bertha Benz Memorial Route“ von Mannheim nach Pforz-
heim; Daimler hat dort erstmals ein autonom fahrendes Fahr-
zeug als Versuchsfahrzeug fahren lassen. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Eine Frau hat’s hinge-
kriegt!)

Drei Jahre später ist die technische Entwicklung gerade so 
weit, dass man vom teilautomatisierten Fahren in den hoch-
klassigen, hochwertigen Fahrzeugen ins hochautomatisierte 
Fahren übergeht. Der Weg zu einem wirklich autonomen Fah-
ren ist noch sehr weit. 

Wir, die SPD, begrüßen diese Entwicklung; wir sehen sie als 
große Chance auch für die Industrie, für den Mittelstand in 
Baden-Württemberg. Ich sage jetzt einmal: Wer solche Autos 
bauen will, der muss gut programmieren können und auch gu-
te Autos bauen können. Wir in Baden-Württemberg können 
beides: Wir können gute Autos bauen, und Unternehmen wie 
Bosch können auch gut programmieren. Die Konkurrenz in 
Amerika kann nur gut programmieren; beim Bauen guter Au-
tos sind Unternehmen wie Apple noch nicht so weit. 

Einen Aspekt, der hier jetzt noch keine Rolle gespielt hat, will 
ich hier kurz anreißen – nachher werde ich noch einmal dar-
auf eingehen –: Das Thema „Autonomes Fahren“ ist auch ein 
ganz wichtiger Aspekt für unsere älter werdende Gesellschaft. 
Darauf will ich später noch eingehen.

Wie meine Vorrednerinnen und Vorredner es gemacht haben, 
will auch ich das Thema der rechtlichen Problematik durch-
aus kurz streifen. In der Tat stellt sich die Frage, wer bei ei-
nem Unfall mit autonomem oder automatisiertem Fahren zur 
Haftung herangezogen wird, wer schuld ist. Deswegen ist es, 
finde ich, völlig richtig, dass man neben den technischen Fra-
gen, die uns hier in Baden-Württemberg in den letzten Mona-
ten beschäftigt haben, auf Bundesebene auch die rechtlichen 
Fragen der Gesetzesänderung in den Fokus rückt. Es wurde 
bereits beschrieben, was zu beachten und zu diskutieren ist. 

Ich bin der Meinung, dass wir für eine lange Übergangszeit 
in die Gesetze schreiben müssen, dass immer ein aufmerksa-
mer Fahrer, der jederzeit in das System eingreifen kann, an 
Bord des solchen Fahrzeugs sein muss. Bis zum Kartenspie-
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len oder Bücherlesen neben dem Fahren auf der Autobahn 
muss man, glaube ich, noch einige technische Entwicklungen 
und Entwicklungen bei der Sicherheit abwarten. 

Außerdem sind Datenschutzfragen zu klären. Es wurde ange-
sprochen: Wer haftet bei einem Unfall? Wer bekommt die Da-
ten: der Fahrer, der Hersteller, die Polizei, die Versicherung? 
Diese Fragen müssen sorgfältig abgewogen werden. Sie sind 
nicht trivial. 

Auch das Thema Hackerangriffe – als dritter Redner hat man 
es immer schwer, wenn man ein Thema noch einmal aufgreift 
– wurde schon angesprochen. Ein autonom fahrendes Fahr-
zeug, das sich auf der Autobahn oder in der Stadt bewegt, be-
findet sich in einem permanenten Datenaustausch. Über Sa-
tellit oder Funkmasten ist es möglich, von außen in das Sys-
tem einzugreifen. Wie wird die Sicherheit gewährleistet? Wie 
ist der Austausch der Daten geschützt? Wie schützt man sich 
vor Angriffen von außen? 

Ich glaube, dass das Thema „Autonomes und assistiertes Fah-
ren“ – dieser Aspekt wird noch zu wenig diskutiert – auch ei-
ne Chance für unsere älter werdende Gesellschaft ist. Wenn 
man 30, 40 oder 50 Jahre lang den Führerschein hatte und 
selbst Auto gefahren ist, 

(Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU) 

möchte man den Führerschein im hohen Alter nicht abgeben. 
Es gibt durch ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger verschul-
dete Unfälle. Wenn jedoch dem Fahrer entsprechend assistiert 
wird, wenn er Bremsunterstützung oder Unterstützung beim 
Fahren in die Garage oder beim Einparken erhält, kann er im 
Alter länger selbstbestimmt mobil und unterwegs sein. Ich 
glaube, das ist ein ganz wichtiger Aspekt beim Thema „Au-
tonomes und assistiertes Fahren“ hier in Baden-Württemberg. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Seit den letzten Monaten rückt für diejenigen, die in der ent-
sprechenden Forschung und Entwicklung tätig sind, das The-
ma „Autonomes und assistiertes Fahren im Lkw- und Güter-
verkehr“ immer stärker in den Mittelpunkt. Gestern gab es 
wieder einen schweren Unfall auf der A 8; vier Lastwagen 
sind ineinandergefahren. Unfälle, die auf Übermüdung der 
Fahrer zurückzuführen sind, sind durch solche assistierten 
Systeme zu verhindern. Das ist ein großer Schwerpunkt. Da 
kann man relativ schnell in die Markteinführung gehen; das 
ist ein wichtiger Punkt. 

Das hat für den Lkw- und Güterverkehr auch ganz klare wirt-
schaftliche Gründe. Womöglich ist dann denkbar, dass für ei-
nen Fahrer, dessen Fahrzeug halbwegs autonom fährt, länge-
re Lenkzeiten gelten. Das sind wirtschaftliche Aspekte, die 
auch diskutiert werden müssen. Es kann auch darum gehen, 
den Beruf des Kraftfahrers durch solche Systeme wieder at-
traktiver zu machen. 

Auch im ÖPNV sind die entsprechenden Auswirkungen zu 
erwarten. Die Szenarien wurden bereits genannt. In Nürnberg 
gibt es eine fahrerlose U-Bahn. An sich haben die schienen-
gebundenen Systeme einen Vorteil bei der Automatisierung, 
wenn es darum geht, den Menschen im Leitstand der Fahr-
zeuge zu ersetzen. Aber auch hier sind Haftungsfragen zu klä-

ren. Auch die Berufsbilder Busfahrer und Straßenbahnfahrer 
werden sich in den nächsten Jahren entsprechend verändern. 

Auch das Thema Robotaxi – ich will es einmal so nennen – 
spielt hierbei eine Rolle. Es wurde schon beschrieben: Selbst-
fahrende Autos könnten einen abholen und irgendwohin fah-
ren. Es kann ein völlig neuer ÖPNV entstehen, nämlich ein 
individueller öffentlicher Nahverkehr. Jemand könnte sich ein 
Taxi rufen, auf dem Weg zum Ziel noch andere Menschen mit-
nehmen und wiederum andere wieder absetzen, sodass man 
in Zukunft einen sehr individuellen, aber trotzdem gemein-
schaftlichen Nahverkehr haben wird. 

Zu Baden-Württemberg: Wir haben in den letzten Wochen und 
Monaten über das Testfeld für autonomes Fahren diskutiert. 
Die ehemalige Landesregierung hat einen Wettbewerb ins Le-
ben gerufen. Drei Standorte haben sich beworben: 

(Zuruf: Schwieriges Thema!)

Karlsruhe, Ludwigsburg/Stuttgart und Ulm. Die Entscheidung 
in diesem wettbewerblichen Verfahren ist auf Karlsruhe ge-
fallen. Das tut mir als Ulmer natürlich schrecklich weh; aber 
es ist jetzt so. Das muss man sehen. In dem Bewusstsein, dass 
dieser ganze Wettbewerb und dieses Verfahren in unserer Re-
gierungsverantwortung gestartet worden sind, will ich durch-
aus die Fragen in den Raum stellen, ob es wirklich sinnvoll 
und gut war, hier die drei Standorte in Baden-Württemberg, 
die stark sind, bei diesem Wettbewerb sozusagen gegeneinan-
der laufen zu lassen, sie in gegenseitigen Wettbewerb zu stel-
len, oder ob es nicht gescheiter gewesen wäre, die wirklichen 
Stärken der einzelnen Standorte zu identifizieren und dann die 
entsprechenden Stärken weiter zu fördern. 

Denn ich sage eines: Im Silicon Valley ist wesentlich mehr 
Geld und sind wesentlich stärkere und massivere Kompeten-
zen vorhanden als hier in Baden-Württemberg. Das heißt, hier 
noch unter den einzelnen Standorten zu teilen ist, wie ich mei-
ne, wenig sinnvoll. 

Herr Minister, Sie haben ja schon angekündigt, dass Sie die 
beiden Standorte, die jetzt nicht zum Zuge gekommen sind, 
entsprechend wieder mit einbinden wollen. Ich glaube, da 
muss eine klare Strategie her, weil wir die Standorte, die in 
Baden-Württemberg beim Thema „Autonomes Fahren“ stark 
sind, wieder zusammenbringen und gemeinsam nach vorn 
bringen müssen.

Bei Daimler ist es so, dass es beim Thema „Autonomes Fah-
ren“ einen Standort für Forschung und Entwicklung gibt, der 
für Sensorik verantwortlich ist. Der befindet sich im For-
schungszentrum in Ulm. Alles andere, was Daimler und das 
Thema „Autonomes Fahren“ angeht, sitzt in Kalifornien. Das 
heißt, der Schwerpunkt ist auch bei deutschen, bei baden-
württembergischen Firmen durchaus außerhalb unseres Lan-
des. Wir müssen schauen, dass die Kompetenz, die hier ist, 
gestärkt wird und nach vorn gebracht wird. 

Da sind Sie, Herr Minister, jetzt am Zuge. Es gibt, wie wir ge-
lesen haben, in dieser Nebenabsprache auch eine Festlegung 
für Geld für ein Digitalisierungspaket. Vielleicht können Sie 
uns hier nachher berichten, was diesbezüglich geplant ist. Ich 
denke, man muss dort auch in den Bereich „Autonomes Fah-
ren“ deutlich mehr investieren und diesen nach vorn bringen, 
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damit der Standort Baden-Württemberg in diesem Bereich 
nicht zurückfällt. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Dr. Leh-
nig, es ist fast schade, dass Sie schon wieder aus dem Land-
tag ausscheiden; denn dies ist eine zielgerichtete, innovative 
Debatte zur Verkehrspolitik, wie ich sie hier im Parlament – 
initiiert seitens der grünen Fraktion – viele Jahre vermisst ha-
be. Herzlichen Dank dafür.

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Andreas Schwarz 
GRÜNE: War das etwa eine Kritik?)

Die FDP/DVP hat sich immer für innovative Mobilität, für 
nachhaltige Mobilität eingesetzt. Ich darf an die McKinsey-
Studie aus dem Jahr 2010 zu wirtschaftlichen und technolo-
gischen Perspektiven in Baden-Württemberg erinnern. 2010 
wurden von McKinsey vier Handlungsfelder mit einem Volu-
men von 50 bis 80 Milliarden € Wachstumspotenzial festge-
macht. 

Eines der Handlungsfelder war die nachhaltige Mobilität. Das 
betraf also genau die Themen, die in der heutigen Aktuellen 
Debatte angesprochen wurden und werden und die mit dem 
digitalen Testfeld in Karlsruhe hier in Baden-Württemberg 
neue Impulse bekommen. 

Ich darf auch daran erinnern, was alles unter Schwarz-Gelb 
bereits initiiert wurde und was von Grün-Rot zumindest zum 
Teil fortgeführt wurde. Ich darf an die Landesinitiative Elek-
tromobilität erinnern, die 2011 in der zweiten Stufe weiterge-
führt wurde, an e-mobil BW, an die Leichtbau BW, an den 
Batterieforschungsstandort in Ulm, das Helmholtz-Institut, 
die Fraunhofer-Institute, also an eine Vielzahl von Themen-
feldern, die belegen, dass man schon sehr früh mit nachhalti-
ger Verkehrspolitik, mit nachhaltiger Mobilität begonnen hat 
und nicht erst unter der jetzigen Regierung. Vielmehr wurden 
schon in den 2000er-Jahren erhebliche Investitionen geleis-
tet. Das ist ein Verdienst der damaligen schwarz-gelben Lan-
desregierung.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Vom Verkehrsminister wurde uns immer wieder einmal vor-
geworfen, wir brächten keine Innovationen in der Verkehrs-
politik. Ich darf daran erinnern, dass wir 2013 hier im Land-
tag eine „Mobilitätsoffensive Baden-Württemberg 23“ mit 
vier Handlungsfeldern vorgestellt haben, nämlich mit Ver-
kehrsmanagement, Zukunftstechnologien, Mobilitätsdiensten 
und auch Logistik. 

Das letztgenannte Thema ist eines der ganz wichtigen The-
men. Denn wir wissen, dass gerade auch in der Logistik die 
Herausforderungen zunehmen. Unternehmen wie Daimler set-
zen seit Jahren auch im Bereich der Güterverkehre autonomes 
Fahren ein und erstellen Testfelder, auf denen beispielsweise 

drei Lkws auch hintereinander fahren können. Hier müssen 
wir von der Politik her wesentlich aktiver begleiten, als es in 
Baden-Württemberg bisher der Fall war, meine sehr geehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Dr. Albrecht 
Schütte CDU)

Wenn ich die letzte Legislaturperiode Revue passieren lasse, 
dann fällt mir auf: Wir hatten eben gerade viel zu wenige sol-
cher Debatten. Wir hatten Debatten über die Verhinderung des 
Feldversuchs zum Lang-Lkw; wir haben vier Jahre lang ge-
kämpft, bis der Verkehrsminister aufgrund des Drucks des Mi-
nisterpräsidenten nachgegeben hat. Wir hatten gleich zu Be-
ginn der vergangenen Legislaturperiode über die Citymaut ge-
sprochen. Wir hatten über Fahrverbote und all diese Dinge de-
battiert.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Das ist jetzt eine 
olle Kamelle!)

Ich muss sagen: Ich konnte bisher nicht erkennen, dass der 
Verkehrsminister wirklich eine wertfreie nachhaltige Mobili-
tät in Baden-Württemberg umsetzen wollte, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Zuruf der Abg. Andrea 
Lindlohr GRÜNE) 

Deswegen ist dies nun der richtige Zeitpunkt. 

Wenn ich mir den Koalitionsvertrag anschaue, sehe ich: Die-
se Landesregierung will zu einer Ideenschmiede für nachhal-
tige Mobilität in Baden-Württemberg werden. Ich wünsche 
mir, zu erfahren – vielleicht können wir das gleich hören –, 
wie der Masterplan für diese Ideenschmiede für nachhaltige 
Mobilität in Baden-Württemberg aussieht. 

Das Testfeld für autonomes Fahren befindet sich jetzt in Karls-
ruhe. Aber auch Sie haben im Koalitionsvertrag ausdrücklich 
die Zielstellung einer nachhaltigen Mobilität in der Mobili-
tätsregion Stuttgart angesprochen, und dafür gilt diese Ziel-
stellung ebenfalls. Das ist ein ganz wichtiges Element. Wir 
müssen die Situation, die wir in Stuttgart haben, auch tatsäch-
lich intensiv angehen.

Es gibt in Baden-Württemberg bei 10,8 bzw. 10,9 Millionen 
Einwohnern 7,6 Millionen Fahrzeuge. Wir haben im Jahr 2015 
im Pkw- und Güterverkehr noch einmal eine Verkehrszunah-
me in Höhe von 2,5 % verzeichnen können. Das zeigt, wie 
wichtig auch das Thema „Nachhaltige Mobilität“ in Baden-
Württemberg ist. 

Ich will auch noch auf weitere Stichpunkte eingehen. Alle 
meine Vorredner haben das Thema „Silicon Valley“ angespro-
chen. Wir müssen Schritt halten mit dem Silicon Valley. 

(Zuruf des Abg. Felix Schreiner CDU) 

Ich bitte darum, dass man sich nicht nur mit der technischen 
Seite des Silicon Valley beschäftigt. Denn wenn man an den 
Technologiestandorten mit den Zulieferern der Automobilin-
dustrie spricht, dann hört man, dass auch Rahmenbedingun-
gen benötigt werden, die es ermöglichen, dass innovativ ge-
forscht und produziert werden kann. Als Stichwort will ich 
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hier die Arbeitszeitflexibilisierung und die unsägliche Ver-
schärfung hinsichtlich der Werkverträge nennen. Diese füh-
ren dazu, dass diese Forschungsthemen zunehmend ins Aus-
land verlagert werden müssen, weil es hier nicht mehr mög-
lich ist, Werkverträge so abzuschließen, dass man Vorhaben 
noch umsetzen kann. Das sagt übrigens nicht die FDP/DVP, 
sondern das sagen diejenigen, die in der Praxis forschen und 
tätig sind. 

Wer vor einigen Wochen auf Einladung von Daimler im Tech-
nologielabor vor Ort war – Frau Lindlohr, Sie waren ebenfalls 
anwesend, vielleicht haben Sie es auch gehört –, konnte ver-
nehmen, dass mehr Flexibilität für solche Gestaltungen benö-
tigt wird, damit wir gegenüber dem Silicon Valley wettbe-
werbsfähig bleiben. Das ist auch ein Appell an die CDU und 
die SPD, die in Berlin regieren, diese Themen ins Auge zu fas-
sen. Ansonsten verlieren wir den Anschluss an das Silicon Val-
ley.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Kollege Rivoir hat es bereits angesprochen – das halte ich 
ebenfalls für wichtig –: Wir brauchen eine politische Diskus-
sion für die Verkehrsteilnehmer. Die demografische Entwick-
lung erfordert es eben zunehmend, dass ältere Verkehrsteil-
nehmer auch mit dieser Innovation Schritt halten. Wenn man 
mit Seniorinnen und Senioren spricht, wird klar: Hier besteht 
eine große Sorge, ob sie – in Baden-Württemberg und in 
Deutschland – künftig noch in der Lage sein werden, Schritt 
zu halten. Deswegen brauchen wir auch diese ethische, diese 
unterstützende, diese politische Diskussion, damit wir alle 
Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer mitnehmen, damit 
gerade auch ältere Fahrzeuglenkerinnen und -lenker im Stra-
ßenverkehr mobil sein können. Ich sehe das genauso wie Sie 
als eine große Chance.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Wir erwarten, dass der Verkehrsminister den Masterplan vor-
stellt und wir uns nicht immer mit Nebenkriegsschauplätzen 
beschäftigen, wie wir es in den letzten fünf Jahren getan ha-
ben. Dann wird ein Schuh daraus, und dann können wir auch 
Baden-Württemberg nach vorn bringen. Dabei haben Sie die 
FDP/DVP an Ihrer Seite. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Gögel das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und fraktionslo-
sen Abgeordneten)

Abg. Bernd Gögel AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Was wir hier in einer sehr harmoni-
schen Debatte über das autonome Fahren gehört haben, hat 
mich doch etwas stutzig gemacht. Vor allem hat mich stutzig 
gemacht – darauf komme ich später –: Es fehlt komplett die 
soziale Komponente. Da muss ich die Kollegen von der SPD 
ansprechen. Da hat man vielleicht nicht über den Tellerrand 

geblickt und auch kein bisschen weiter über die Auswirkun-
gen nachgedacht. 

Zum Beitrag von Frau Lehnig möchte ich sagen: Ich halte es 
da lieber mit Helmut Schmidt: In der Politik haben Visionen 
nicht viel verloren.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Wo man bei Visionen hinmuss, hat er schon einmal ganz klar 
gesagt. In der Politik geht es vielmehr um das Erkennen von 
Entwicklungen und darum, daraus die richtigen Schlüsse zu 
ziehen, die richtigen Entscheidungen zu treffen und die rich-
tigen Wege einzuleiten. 

Wir sprechen im Moment über diesen wunderbaren Individu-
alverkehr der Senioren, für die es etwas besser sein soll, au-
tonom zu fahren. Ich sage Ihnen: Fahren Sie einmal auf der 
Autobahn durch Deutschland. Dann werden Sie zu der Über-
zeugung kommen, dass es für die Deutschen insgesamt bes-
ser wäre, autonom zu fahren. Denn dort wird Krieg veranstal-
tet, und das ist eine Charakterschwäche des deutschen Auto-
fahrers. Darum bin ich persönlich und ist auch die AfD insge-
samt sicher nicht abgeneigt, zukünftig Fahrzeuge autonom 
fahren zu lassen.

Aber verlassen wir den etwas lustigen Teil der ganzen Ge-
schichte und kommen wir einmal auf die rechtliche Seite zu 
sprechen – ohne EU-Recht und ohne Überarbeitung des Wie-
ner Übereinkommens von 1968, das ja erstaunlicherweise 
schon 2014 auch Assistenzsysteme aufgenommen hat und 
noch weit weg ist von Level 3, Level 4 oder Level 5 im auto-
nomen Fahren. Sie, meine Damen und Herren, müssen in der 
EU für die Überzeugung sorgen, dass dort erst einmal die ent-
sprechenden Gesetze und Vorschriften, die notwendig sind, 
um hier weiterzukommen, umzusetzen sind.

Aber verlassen wir den Blick auf den Individualverkehr, den 
Pkw-Verkehr und betrachten wir einmal die Wirtschaftsver-
kehre auf der Straße, auf der Schiene. Dahinter stehen Arbeits-
plätze, meine Damen und Herren. Dahinter stehen im Spedi-
tionsgewerbe ca. 600 000 Arbeitsplätze, im öffentlichen Nah-
verkehr in Baden-Württemberg auch ca. 100 000 Arbeitsplät-
ze. 

Vielleicht erinnern Sie sich noch an die Demonstrationen der 
Taxifahrer 2014. Es wurde demonstriert, weil man versucht 
hat, einen Wettbewerb zu schaffen, den Individualverkehr 
auch über den technologischen Fortschritt, über Apps einzu-
beziehen und 20 % Provision dafür zu verlangen. Vergegen-
wärtigen Sie sich einmal, was sich damals abgespielt hat. 
Dann können Sie weiter darüber nachdenken, was passieren 
wird, wenn es insgesamt so weitergeht. Ich denke an Paket-
dienste, Fahrschullehrer etc.

Denken wir einfach einmal ein bisschen weiter. Wir sprechen 
hier über ungefähr eine Million Arbeitsplätze, die in diesem 
Bereich dann verloren gehen. Wir sprechen auch nicht von ei-
ner Entwicklung über Zenturien, sondern von einer Dekade, 
in der diese Themen umgesetzt werden sollen. Und sie wer-
den umgesetzt. 

Wir können und wollen den technischen Fortschritt, die Tech-
nologie auch gar nicht aufhalten. Sie nimmt ihren normalen 
Lauf. Was der Mensch denkt, setzt er in der Regel auch um. 
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Es wird aber nicht zunächst einmal das Positive für den ein-
zelnen Bürger umgesetzt, sondern zunächst werden logischer-
weise wirtschaftliche Interessen berücksichtigt und umgesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das ist bei diesem Punkt das Entscheidende.

Wir schaffen jedoch nicht nur mit dem autonomen Fahren 
neue Probleme, sondern das autonome Fahren ist ein Teil der 
evolutionären Entwicklung zur Industrie 4.0. Da geht es um 
Drohnen, 3-D-Drucker und andere Entwicklungen, die eben-
falls Arbeitsplätze im niedrigen Lohnsegment vernichten. Das 
heißt, Menschen, die schnell angelernt werden können, we-
nig Schulbildung brauchen und relativ schnell im Arbeits-
markt zu integrieren sind, werden von diesen verdrängt.

Jetzt kommt das Tolle – da ist das Harmonische zwischen uns 
heute schnell vorbei –: In diesem Segment holen Sie im Mo-
ment Hunderttausende und Millionen von flüchtenden Men-
schen und Wirtschaftsflüchtlingen hinzu,

(Abg. Nicole Razavi CDU: Unglaublich!)

denen Sie vorgaukeln, hier eine Zukunft zu haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Gleichzeitig applaudieren Sie für technische Entwicklungen, 
die diese Arbeitsplätze in weniger als zehn Jahren vernichten 
werden. 

(Beifall bei der AfD)

Aber herzlichen Glückwunsch, liebe Kollegen: eine superhar-
monische Debatte über dieses Thema.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das ist eine Art Paranoia! 
– Abg. Felix Schreiner CDU: Vom 3-D-Drucker zur 
Flüchtlingsproblematik! – Zuruf: Mein lieber Mann! 

– Gegenruf des Abg. Sascha Binder SPD)

– Ich glaube, man braucht keine Paranoia, liebe Kollegin, son-
dern man muss einfach mal über die Entwicklungen und ihre 
Konsequenzen nachdenken.

(Abg. Felix Schreiner CDU: Reden Sie doch mal über 
die Chancen! – Abg. Sascha Binder SPD: Sind Sie 

jetzt dagegen?) 

Sie müssen den Bürgern Wahrheiten erzählen und ihnen er-
klären, wie Sie darauf reagieren, und nicht nur vorab techni-
schen Entwicklungen applaudieren, ohne über ihre negativen 
Auswirkungen zu sprechen.

(Abg. Sascha Binder SPD: Sind Sie jetzt dagegen? – 
Abg. Felix Schreiner CDU: Zurück in die Vergangen-

heit!)

– Wir wollen in keinem Fall zurück in die Vergangenheit. 

(Abg. Felix Schreiner CDU: Aber in die Zukunft auch 
nicht!)

Sie wollen nur irgendwie AfD-Bashing betreiben 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das machen Sie zum 
Glück schon selbst!)

und stellen sich keiner Diskussion. Wenn Sie darüber nach-
denken, werden Sie meinen Argumenten folgen können und 
von sich aus Lösungsansätze suchen. 

Ich kann Ihnen sagen: Wir müssen Lösungsansätze zum The-
ma „Maschinensteuer“

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Was?)

suchen, eine Robotersteuer einführen. Wir müssen Lösungs-
ansätze suchen und in der Gesellschaft diskutieren, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und fraktionslo-
sen Abgeordneten)

ob wir nicht auch ein bedingungsloses Grundeinkommen schaf-
fen müssen.

(Vereinzelt Beifall – Zuruf: Zur Sache!)

Ja, es ist uninteressant, ob Frau Wagenknecht oder jemand von 
der AfD das vorschlägt. Wir haben das in der Partei noch nicht 
diskutiert. Aber gesamtgesellschaftlich werden Sie dieses The-
ma diskutieren müssen.

Sie müssen sich Ihren Haushaltsplan anschauen, um zu sehen, 
was Sie in Baden-Württemberg aus der Körperschaftsteuer 
einnehmen. 

(Zuruf: Was hat das mit dem Haushalt zu tun?)

Dann gehen Sie zu den Menschen hinaus und erklären ihnen, 
warum dieser Anteil mit knapp 1 Milliarde € der niedrigs- 
te – –

(Abg. Nicole Razavi CDU: Thema verfehlt!)

– Da ist nicht das Thema verfehlt. Da müssen Sie hingehen 
und sagen: Das liegt daran, dass wir nicht bereit sind, 

(Zurufe von der SPD, u. a.: Er hat das Thema nicht 
verstanden!)

Lizenzverträge zu überarbeiten, dass wir nicht bereit sind, es 
abzustellen, dass Gewinne von Körperschaften ins Ausland, 
in Steuerparadiese verschoben werden. Sie machen seit Jahr-
zehnten Politik für die globale Industrie, und Sie vergessen 
seit Jahrzehnten den Mittelstand und den Arbeitnehmer.

(Beifall bei der AfD)

Daran müssen Sie sich in Zukunft wieder ausrichten, wenn 
Sie die Gesellschaft zusammenhalten wollen – sonst spren-
gen Sie sie.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und fraktionslo-
sen Abgeordneten – Zuruf der Abg. Nicole Razavi 

CDU) 

Ich kann Ihnen versichern, dass Sie auch in Zukunft mit uns 
über diese Themen diskutieren werden. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das glaube ich eher nicht!)

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD – Abg. Nicole Razavi CDU: 
Geisterfahrer AfD!)
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Präsidentin Muhterem Aras: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich Herrn Abg. Baron das 
Wort.

(Zuruf: Mal sehen, ob er zum Thema spricht! – Abg. 
Nicole Razavi CDU: Jetzt kommt Geisterfahrer AfBW!)

Abg. Anton Baron (fraktionslos): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit großer Freude, 
wenn auch nicht ohne ein gerütteltes Maß an Verwunderung, 
vernehmen wir, dass die Grünen ihre notorische Technik- und 
Automobilfeindlichkeit zumindest teilweise abzulegen gewillt 
sind.

(Heiterkeit und Beifall bei den fraktionslosen Abge-
ordneten und der AfD)

Dass das Automobil im Autoland Baden-Württemberg bei Ih-
nen nicht mehr länger nur als zu bekämpfendes Teufelszeug 
gilt, ist in jedem Fall schon einmal ein erfreuliches Signal.

Wenn es Ihnen, meine Damen und Herren von den Grünen, 
jetzt auch noch gelingt, Ihre dogmatische und ziemlich lust-
feindliche Parteijugend 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Lustfeindlich? – Abg. Fe-
lix Schreiner CDU: Lustfeindlich? Wir haben Lust! 

– Unruhe)

– Ihre lustfeindliche Parteijugend – mit dem Automobil zu 
versöhnen, dann betrachte ich das mit großem Wohlwollen. 
Die Grüne Jugend ist u. a. Mitglied im „World Carfree Net-
work“, das autofreie Lebensstile unterstützt und die Abkehr 
von autogerechten Planungen von Städten und Kommunen 
fordert.

Aber nun zum eigentlichen Thema.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD – Abg. Felix Schreiner CDU: Sehr gut! – 

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Bravo!)

Aus unserer Sicht ist es geboten, dass wir alle die stetig wach-
sende Bedeutung von intelligenter Mobilität und die Chancen 
der Digitalisierung für den Verkehrsbereich anerkennen und 
dass wir die optimalen Rahmenbedingungen für dieses Zu-
kunftsthema schaffen. Eine verkehrsträgerübergreifende Stra-
tegie zur intelligenten Mobilität ist längst überfällig. Wir, die 
Alternative für Baden-Württemberg, unterstützen sehr gern 
entsprechende Initiativen aus den Reihen der Koalitionsfrak-
tionen. Die Alternative für Baden-Württemberg setzt sich da-
für ein, diesem Thema einen besonderen Stellenwert in der 
Verkehrspolitik des Landes zu geben. Im Rahmen von Pilot-
projekten sollen konzeptionelle und praktische Ansätze ent-
wickelt werden,

(Abg. Reinhold Gall SPD: Da hat aber die Alternati-
ve-Fraktion etwas anderes erzählt als Sie gerade!)

um solche Technologien in Baden-Württemberg zunächst in 
Testform möglichst schnell nutzbar zu machen. Hierzu soll 
das Verkehrsministerium entsprechende Pilotprojekte etablie-
ren. Damit das Autoland Baden-Württemberg bei dieser zen-
tralen Entwicklung eine Vorreiterrolle spielen kann, muss die 
Landesregierung klare Prioritäten setzen. Unabdingbar sind 

aus unserer Sicht eine umfassende Digitalisierungsstrategie, 
ein Zukunftskonzept und Leitinvestitionen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Wollen Sie auch 
einen Roboter steuern?)

Zu den notwendigen Schritten zählt aus Sicht der Alternative 
für Baden-Württemberg, dass zunächst einmal ein „Digitales 
Straßengesetz“ erarbeitet wird,

(Abg. Felix Schreiner CDU: Sie können alle Geset-
ze im Internet abrufen!)

das konkrete Handlungsschritte zum Aufbau einer intelligen-
ten Verkehrsinfrastruktur enthält.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

In Verhandlungen mit dem Bund sowie auch auf europäischer 
Ebene sollte sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass 
das automatisierte Fahren bzw. das teilautomatisierte Fahren 
ermöglicht wird. In Modellregionen und auf weiteren Testfel-
dern sollte das Land in Kooperation mit dem Bund den Auf-
bau einer intelligenten Straßeninfrastruktur fördern. Entlang 
der Autobahntrassen und Schienenwege ist zudem dringlich 
– das kann man nicht oft genug wiederholen, gerade auch als 
Abgeordneter aus dem ländlichen Raum; ich weiß, wovon ich 
spreche –, schnelles und mobiles Internet bereitzustellen. So 
schnell wie möglich ist zu diesem Zweck auch die Einführung 
des Mobilfunkstandards 5G zu unterstützen.

Auch die Automatisierung des Schienenverkehrs sehe ich als 
eine vordringliche Aufgabe an, die voranzutreiben wir uns ge-
meinsam als Ziel setzen sollten.

Meine Damen und Herren, das selbstfahrende Auto kommt. 
Die Frage ist nur: Werden wir in Deutschland wieder einmal 
aus Furcht und wegen einer verbreiteten Ängstlichkeit eine 
Zukunftstechnologie verschlafen, oder werden wir diesmal 
selbst Chancen stärker gewichten als Risiken? Werden wir 
diesmal aktiv mitgestalten, statt, wie schon so oft, nur teil-
nahmslos zuzuschauen? Vorausschauende Politik kann sich 
nicht damit begnügen, dumpfen Stimmungslagen nachzuge-
ben. Sie sollten vielmehr abwägen, um eine rationale Ent-
scheidungsgrundlage zu haben.

Schon im Jahr 2030 soll der Mensch nichts mehr tun, außer 
sich ins Auto zu setzen, das Fahrtziel zu nennen und dann zu 
lesen, zu spielen oder fernzusehen – so die hochfliegenden 
Pläne der Automobilindustrie. Der derzeitige Stand der Tech-
nik bietet derweil jedoch ein etwas nüchternes Bild. Richtig 
ist: Die neue Mercedes-E-Klasse wird bis Tempo 60 weitest-
gehend selbstständig unterwegs sein und ihren Fahrer bis 
Tempo 120 unterstützen, aber ganz ohne Fahrer geht es eben 
noch nicht.

Wie schon erwähnt, sind auch die Frage der Haftung und die 
Klärung der Schuldfrage wichtig: Wer soll im Schadensfall 
haften? Soll der Fahrer, der Systemhersteller oder der Auto-
bauer zur Kasse gebeten werden? Überschwängliche Erwar-
tungen, wie sie am Beginn jeder neuen Technologie stehen, 
werden also durchaus zu Recht etwas gedämpft. Der Autofah-
rer wird in Zukunft vor folgender Frage stehen: Kaufe ich wei-
ter meine Stammmarke mit gewohntem Ledergeruch aus 
Deutschland oder ein Auto aus dem Silicon Valley, das mich 
nach zwei Bierchen autonom nach Hause fährt? Die Software 
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macht künftig den Unterschied. Hier muss Deutschland in 
Führung bleiben.

(Beifall der Abg. Dr. Heinrich Fiechtner und Dr. Rai-
ner Podeswa [fraktionslos])

Digitalisierung wird für die deutsche Industrie zum Gewin-
nerthema, wenn der Staat bessere Voraussetzungen dafür 
schafft. Neue Märkte können wir aber nur durch eine digita-
le Infrastruktur auf Champions-League-Niveau erreichen. Wir 
liegen gegenwärtig im Bereich von Rumänien – Platz 20 im 
OECD-Bereich –; hier müssen wir deutlich besser werden.

(Beifall der Abg. Dr. Heinrich Fiechtner und Dr. Rai-
ner Podeswa [fraktionslos])

Teilautomatisierte oder automatisierte Fahrfunktionen werden 
zukünftig Fahrerinnen und Fahrer entlasten und in kritischen 
Situationen unterstützen bzw. solche Situationen sogar gänz-
lich vermeiden. Gleichzeitig werden neue Komfortfunktionen 
das Fahrerlebnis weiter steigern. Außerdem werden Mehr-
wertdienste entstehen und wird damit eine Grundlage für neue 
Geschäftsmodelle geschaffen, für die ein Milliardenmarkt vo-
rausgesagt wird.

Meine Damen und Herren, mit der Zukunftstechnologie des 
autonomen Fahrens eröffnen sich neue Perspektiven und Chan-
cen, auch für den öffentlichen Nahverkehr. Insbesondere gilt 
das für kleinstädtische und ländliche Regionen, in denen die 
konventionellen Strukturen des ÖPNV aufwendiger und teu-
rer sind als in Großstädten. Hier könnten autonom fahrende 
Fahrzeuge innovative und intelligente Konzepte für die Mo-
bilität liefern.

Es ist aus unserer Sicht nicht zu bestreiten, dass eine leistungs-
fähige digitale Infrastruktur gerade für den ländlichen Raum 
ein zentraler Standortfaktor für Baden-Württemberg ist. Dies 
wird zukünftig auch in Bezug auf eine effiziente und wirt-
schaftliche Mobilitätsinfrastruktur gelten. Deutschland kann 
mit seiner weltweit führenden Autoindustrie künftig auch auf 
dem Gebiet des autonomen Fahrens eine führende Rolle über-
nehmen. Wir sollten alle gemeinsam dafür sorgen, dass diese 
Technologie in Realität und Alltag in Baden-Württemberg 
Einzug hält und eine Chance bekommt. Es gilt die Devise: 
Machen statt Reden.

Danke.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Herrn Minister Hermann.

(Abg. Felix Schreiner CDU: Jetzt machen wir es!)

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, die 
Debatte hat gezeigt, dass wir heute über eine wichtige Zu-
kunftsfrage sprechen. Ich fand es übrigens überhaupt nicht 
schlecht, dass sich das Parlament heute einmal in aller Breite 
der zur Diskussion stehenden Frage zugewandt und sich ernst-
haft damit auseinandergesetzt hat – anders, als es gestern war.

(Lachen bei den fraktionslosen Abgeordneten)

Wir stellen fest – das war übrigens übereinstimmend bei al-
len Rednern erkennbar –: Die Digitalisierung wird alle Le-
bensbereiche und ganz besonders den Verkehrsbereich verän-
dern. Es geht nicht nur um das einzelne Auto – das wäre das 
autonome bzw. das teilautonome Fahren –, sondern natürlich 
auch um das Verkehrssystem insgesamt, auch um das Trans-
port- oder das Logistiksystem. Vielleicht ist dort noch am 
meisten zu verändern, weit mehr als im Bereich des Autos, 
bei dem viele Technologien schon länger eingeführt bzw. zu-
mindest teilweise eingeführt sind.

Einige haben auch darauf hingewiesen: Es geht nicht nur um 
das Auto, sondern es geht auch um die Veränderung des öf-
fentlichen Verkehrs. Der Bus und die Bahn der Zukunft wer-
den nicht mehr die gleichen sein, und die Güterverkehre auf 
der Schiene können nicht mehr mit Technologien des 19. Jahr-
hunderts erfolgreich sein. All dies wird mit dieser Thematik 
angesprochen, und damit werden natürlich auch wichtige Fra-
gen gestellt, die wir in der Politik beantworten müssen.

Wir können heute nur erahnen, in welche Richtung es geht 
und was alles möglich ist, aber ganz sicher wissen wir es nicht. 
Wir haben festgestellt – ich habe es auch immer wieder in den 
Reden gehört –, dass sich technologisch sehr viel verändert 
hat. Es gibt sehr viele Möglichkeiten. Aber kommen die Men-
schen mit? Wenn man sieht, wie Menschen auf technologi-
sche Veränderungen reagieren oder überhaupt Neuigkeiten 
wahrnehmen, dann stellt man immer wieder fest, dass sie den 
Hang haben, in alten Mustern zu verharren – ob das jetzt im 
Kopf ist, wenn sie diskutieren, dass sie nicht wahrnehmen, 
dass sich Parteien oder die Debatten verändert haben oder dass 
es andere Angebote gibt.

Insofern ist, glaube ich, eine solche Debatte richtig gut, da sie 
auch dazu beiträgt, alte Muster aufzubrechen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Ich habe es ja auch in anderen Debatten gesagt: Gerade in ei-
nem Land, in dem die Menschen so viel Wert auf das Auto 
und Autofahren legen, ist es natürlich schon entscheidend, 
dass sie diese Technologien mitmachen. Ich meine, in Deutsch-
land haben wir ungefähr 50 Jahre gebraucht, um uns von der 
Handschaltung auf die Automatikschaltung umzustellen, weil 
wir lange geglaubt haben, wir könnten das viel besser als die 
Technik. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Nichts gegen Hand-
schaltung! Darauf möchte ich nicht verzichten! Die 

ist gegen das Einschlafen, die Handschaltung!)

Die Automatisierung, die Teilautomatisierung verlangt ja noch 
sehr viel mehr Vertrauen in die Technik und sehr viel Verän-
derung.

Meine Damen und Herren, die Herausforderung ist auch eine 
verkehrspolitische. Denn die Frage ist ja dann doch: Sind un-
sere politischen Debatten über diese und jene Umgehungs-
straße noch Zukunftsdebatten, oder reden wir eigentlich so-
zusagen über die Vergangenheit? Denn natürlich wird die Stra-
ße der Zukunft eine andere sein, eine intelligente Straße. Inf-
rastrukturen insgesamt müssen wir mit diesen intelligenten 
Technologien ausrüsten.

Das sind die Punkte, die wir angehen wollen. Ich glaube, dass 
gerade Baden-Württemberg als Autoland geradezu die Ver-
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pflichtung hat, sozusagen zum Mobilitätsland zu werden. Wir 
müssen alle Voraussetzungen dafür schaffen, dass es uns ge-
lingt, dass Baden-Württemberg ein zukunftsfähiges Mobili-
tätsland wird.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Emil Sänze AfD)

Klar ist: Diese Technologien bieten viele Chancen, viele Mög-
lichkeiten. Klar ist auch, dass es das eine oder andere Risiko 
gibt, aber die halte ich alle für bewältigbar. Das ist machbar 
– ob es der Datenschutz ist oder auch die technologischen 
Schwierigkeiten, auch ethische Fragen sind; denen werden 
wir uns stellen. Man kann sie beantworten. Es ist ja nicht so, 
dass sie alle unlösbar wären und nur die Technik die Proble-
me lösen würde. Auch wir können unsere politischen Lösun-
gen anbieten.

Zu dem Thema, wir, die Grünen, wären ideologisch geformt, 
und es sei ja erstaunlich, dass wir jetzt so oft über Technolo-
gie reden. Herr Haußmann, eines will ich schon klarmachen: 
Jede Art von Verkehrspolitik – egal, ob es gesagt wird oder 
nicht – basiert natürlich auf Werteentscheidungen, auf Nor-
men. Ich lege großen Wert darauf, dass wir keine werte- und 
normenfreie Verkehrspolitik machen.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Felix Schrei-
ner CDU)

Ich möchte, dass wir auch diesen technologischen Prozess be-
gleiten, und zwar mit einem klaren Wertegerüst. Das heißt zu-
nächst einmal: Wir wollen nachhaltige Mobilität sichern. Wir 
wollen mehr Sicherheit im Verkehr, Menschenleben retten – 
sehr werthaltig, so eine Forderung –, und wir wollen die Le-
bensqualität in den Städten verbessern. Wir wollen die Mobi-
lität insgesamt verbessern und ermöglichen. Denn es kann ja 
nicht das Ende der Mobilitätsgeschichte sein, dass alles im 
Stau steht. Ich meine, es ist doch eine Herausforderung, das 
mit neuen Technologien so zu lösen, dass wir auf Dauer Men-
schen mobil halten und zugleich das Klima und die Umwelt 
schützen.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie der Abg. Andreas Kenner SPD und Hans Peter 

Stauch AfD – Zuruf von den Grünen: Sehr gut!)

Das Land Baden-Württemberg, die Landesregierung – und 
zwar auch schon die Vorgängerregierung – hat sich sehr schnell 
mit der Frage auseinandergesetzt: Was müssen wir wirtschafts-
politisch, wissenschaftspolitisch und verkehrspolitisch tun, 
um das autonome Fahren, das teilautonome Fahren zu beglei-
ten, zu entwickeln? Wir sind das sehr realistisch angegangen. 
Manche haben ja Illusionen unter dem Motto verbreitet: „In 
fünf Jahren läuft alles automatisch und ist alles automatisiert.“ 
Das mag vielleicht auf dem Testfeld so sein, aber nicht im re-
alen Leben, im realen Verkehr.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Viele technische und juristische Hindernisse sind zu nehmen. 
Das allergrößte Problem, das ich sehe, ist übrigens ein Akzep-
tanzproblem. Werden die Menschen umsteigen? Wie reagie-
ren die Menschen, wenn im Stadtverkehr ein fahrerloses Au-
to vorbeikommt? Man kann es ja sehen: In Deutschland gibt 
es nur eine U-Bahn – in Nürnberg –, die fahrerlos ist. Alle an-
deren fahren mit einem Zugführer, obwohl das System ja ei-

gentlich so geschaltet ist, dass der Fahrer gar nicht nebenraus-
fahren kann.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Können wir zur 
Probe vorab Linksgesteuerte fahren lassen!)

Wir haben als Menschen mit unserem Sicherheitsbedürfnis 
schon auch Probleme mit Technologien, wenn wir unsere per-
sonelle Verantwortung abgeben. Wir müssen es zusammen-
bringen, dass wir auf der einen Seite die technischen Mög-
lichkeiten nutzen, auf der anderen Seite jedoch immer noch 
die Menschen als diejenigen bewahren, die steuern und die 
Verantwortung tragen. Das ist mir wichtig.

Wir haben jetzt das digitale Testfeld erfolgreich ausgeschrie-
ben. Wir haben viele und gute Bewerbungen erhalten, und am 
Ende ist dann unter den guten Bewerbungen das Angebot aus 
Karlsruhe – von KIT, FZI sowie den Städten Karlsruhe und 
Bruchsal – angenommen worden, weil es unter den guten An-
geboten das beste war. 

Genau dort soll das entwickelt und begleitet werden, worüber 
wir heute diskutiert haben. Dies ist ja noch nicht die Realität, 
sondern wir müssen ja erst einmal auf unseren Straßen Infra-
strukturen im Testformat aufbauen, bei denen Autos mit Au-
tos kommunizieren und Autos mit der Infrastruktur kommu-
nizieren. Wissenschaftler sollen begleiten und schauen: Ist die 
Infrastruktur, die wir haben – etwa im Telekommunikations-
bereich –, ausreichend? Wie kann sie so entwickelt werden, 
dass sie sicher funktioniert, dass nichts passiert?

Das sind Fragen, die in den kommenden Jahren bearbeitet 
werden. An diesem Testfeld können kleine und große Firmen 
teilnehmen. Das ist ein offenes, öffentlich gefördertes Test-
feld. Deswegen ist es auch wichtig, dass alle einen Zugang 
haben. Das ist auch für uns eine wichtige Voraussetzung. Wir 
stellen nochmals 2,5 Millionen € zur Verfügung, um bei die-
ser neuen Infrastruktur Tests und Erprobungen zu betreiben 
und Erfahrungen zu sammeln. Da können die Wissenschaft-
ler aus Ulm oder aus Stuttgart mitmachen, und an diesem Test-
feld können sich auch Stuttgart und Ludwigsburg andocken. 
Da sind wir im Gespräch. Wir haben uns vorgenommen, eine 
zweite Stufe zuzuschalten, um das Projekt zu erweitern. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Hans Peter Stauch AfD – Abg. Hans-

Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr gut!)

Für mich ist eines der wichtigsten Ziele dieser neuen techno-
logischen Entwicklung, dass es uns gelingt, Mobilität sicher 
zu gestalten. Ich finde es nach wie vor bedrückend, dass wir 
in Baden-Württemberg mehrere Hundert Verkehrstote pro Jahr 
haben. In Deutschland sind es fast 4 000 Tote, europaweit 
noch sehr viel mehr. Es ist leider nicht so, dass in den letzten 
Jahren die Unfallzahlen nur abwärts gingen, sondern in den 
letzten zwei Jahren sind die Zahlen wieder hochgegangen. 

Das ist für mich eine Herausforderung. Diese Systeme kön-
nen da eine Hilfe sein. All diese Auffahrunfälle, die wir in den 
letzten Tagen beobachten konnten, wären mit neuen Techno-
logien vermeidbar gewesen. Deswegen glaube ich, dass es 
ganz wichtig ist, dass im Lastverkehr diese Sicherheitstech-
nologien sehr schnell verpflichtend kommen müssen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)
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Wir wollen diesen Prozess vorantreiben, begleiten und för-
dern – nicht blind, aber natürlich positiv. Denn wir glauben, 
dass wir in Baden-Württemberg damit nicht nur über Mobili-
tät reden, sondern wir reden damit auch über die Zukunft un-
seres Landes. Natürlich ist es richtig, dass sich die Arbeits-
plätze in der Automobilindustrie mit dieser Technologie ver-
ändern werden; das ist doch keine Frage. Aber wir müssen fra-
gen: Wie sichern wir die Arbeitsplätze in unserem Land? Was 
ist unser Anteil? Welche neuen Technologien müssen wir im 
Rahmen dieser neuen Entwicklung bieten? Was ist ein neues 
Geschäftsfeld und sichert die Arbeitsplätze?

Wir werden das Ganze, bezogen auf das Automobil, nutzen 
und weiterentwickeln. Aber ich lege großen Wert darauf, dass 
wir auch den öffentlichen Verkehr mit einbeziehen. Echtzeit-
information ist ohne Digitalisierung nicht denkbar, die Ver-
netzung der verschiedenen Verkehrsträger ist ohne Digitali-
sierung ebenfalls nicht denkbar. 

Genau das fördern wir nun in einem zweiten Projekt, das wir 
„moveBW“ nennen. Da haben wir verschiedene größere und 
kleinere Industrieunternehmen, Wissenschaftler und Wissen-
schaftsinstitutionen zusammengebunden, die am Beispiel des 
Ballungsraums Stuttgart zeigen, wie man alle modernen In-
formationstechnologien nutzt: zur Verkehrssteuerung, zur Ver-
kehrslenkung, zu einem bewussten – ich sage einmal – vor-
sorglichen Nutzen der Infrastruktur. Man bekommt rechtzei-
tig die Information: Wenn du jetzt losfährst, brauchst du an-
derthalb Stunden, wenn du eine halbe Stunde später fährst, 
nur noch eine Dreiviertelstunde, und wenn du mit dem Fahr-
rad zur nächsten S-Bahn fährst, können wir dir genau sagen, 
wann du ankommst.

Das sind die Bereiche, die wir vorantreiben wollen und müs-
sen; denn moderne Verkehrspolitik ist an allen Verkehrsträ-
gern orientiert und schafft die Vernetzung der verschiedenen 
Verkehrsträger.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Die Di-
gitalisierung im Bereich des Verkehrs bietet uns große Mög-
lichkeiten, wenn wir sie nutzen, wenn wir sie ergreifen und 
wenn wir sie entlang klarer Wertvorstellungen gestalten: mehr 
Sicherheit im Verkehr, besserer Umweltschutz, Klimaschutz 
im Verkehr, den Mobilitätskomfort und die Mobilitätsmög-
lichkeiten verbessern und dabei die Verkehrsträger so vernet-
zen, dass sie für die Menschen viele Vorteile bringen und die 
Menschen damit gut und flüssig, sicher und ohne Stress un-
terwegs sein können.

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU und fraktionslosen Abgeordneten – Zuruf des 

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Ich glaube, das ist eine ziemliche Herausforderung für Poli-
tik und Wirtschaft sowie für die einzelnen Menschen. Wir soll-
ten diese Herausforderung ohne Jammern und ohne Zetern an-
nehmen und mit positiver Grundhaltung angehen und sagen: 
Wir packen das.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Haußmann.

Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Welch ergreifende 
Worte unseres Verkehrsministers! Es scheint am Einfluss der 
CDU zu liegen, dass man in Baden-Württemberg und in Deutsch-
land jetzt neue Schwerpunkte setzt.

(Lachen bei den Grünen – Beifall bei Abgeordneten 
der CDU)

Das, was zum Thema Sicherheit gesagt wurde, teile ich aus-
drücklich. Das waren nämlich genau Punkte, die wir schon 
vor drei Jahren mit unserer Mobilitätsoffensive vorgestellt hat-
ten, die wir zum Teil aus einer Initiative des ehemaligen FDP-
Wirtschaftsministers Posch in Hessen übernommen haben, bei 
der unter dem Stichwort „Staufreies Hessen“ 40 Einzelmaß-
nahmen durchgeführt wurden, und zwar insbesondere im Be-
reich der Infrastruktur für die Kommunikation zwischen den 
Fahrzeugen zur Verbesserung der Sicherheit. Deswegen freut 
es mich, dass diese Botschaft jetzt auch in Baden-Württem-
berg angekommen ist.

Herr Minister, Sie haben von einem Wertegerüst gesprochen. 
Dem stimmen wir zu. Aber zu einem Wertegerüst gehört eben 
auch, dass man das sinnvoll macht und alle Beteiligten mit-
nimmt.

Ich will ein Beispiel nennen: Die überhastete Einführung ei-
ner blauen Plakette, die Sie ja fordern, würde de facto das Aus 
für die Baufirmen in Stuttgart und vielen anderen Großstäd-
ten bedeuten. Denn man braucht einfach Zeit für die Umrüs-
tung. Dafür sind erhebliche Investitionen nötig. 

Es gehört eben auch zum Wertegerüst, dass man nicht bloß 
das umsetzt, was man gern hätte, sondern auch das, was für 
die Wirtschaft und die Infrastruktur in Baden-Württemberg 
erforderlich ist, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall der Abg. Dr. Friedrich Bullinger und Dr. Ger-
hard Aden FDP/DVP)

Ich nehme die Botschaft wohl auf – im Koalitionsvertrag steht 
es drin – und gehe davon aus, dass Sie künftig solche Mobi-
litätskonzepte genauso schön und motiviert machen wie Rad-
modenschauen in Baden-Württemberg.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Andreas Schwarz 
GRÜNE: Bei der Radmodenschau will ich dich se-

hen!)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 2 der Tagesordnung erle-
digt. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und Dritte Beratung des Gesetzentwurfs der Lan-
desregierung – Gesetz über die Feststellung eines Dritten 
Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württem-
berg für das Haushaltsjahr 2016 – Drucksache 16/240 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen – Drucksache 16/300

Berichterstatter: Abg. Karl Klein
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Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Allge-
meine Aussprache eine Redezeit von zehn Minuten je Frakti-
on und von ebenfalls zehn Minuten für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter festgelegt. 

In der Allgemeinen Aussprache erteile ich Frau Abg. Walker 
für die Fraktion GRÜNE das Wort.

Abg. Thekla Walker GRÜNE: Sehr verehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es bei der Ein-
bringung des Nachtragshaushalts bereits diskutiert: Dieser 
Haushalt konzentriert sich auf das Wesentliche. Er stellt si-
cher, dass wir nach den Unwettern den Menschen in Not hel-
fen können, sie ausreichend unterstützen können. Er stellt si-
cher, dass diese neue Landesregierung arbeitsfähig ist. Er stellt 
sicher, dass wichtige Bildungsprojekte wie die Stärkung des 
Gymnasiums oder auch der Grundschulen weitergeführt wer-
den können. Und er stellt sicher, dass die Integration von 
Flüchtlingen in ausreichend vielen Vorbereitungsklassen ge-
lingen kann. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Dies alles haben wir bei der Einbringung diskutiert. Es ist 
deutlich geworden: Der Nachtragshaushalt wird seinem An-
spruch als Arbeitshaushalt gerecht.

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD)

Im Finanzausschuss haben wir den Gesetzentwurf eingehend 
diskutiert. Unstrittig sind neben den Hilfen für die Unwetter-
geschädigten vor allem die Maßnahmen im Bildungsbereich. 
Wir haben es heute Morgen ausführlich diskutiert. Aber es 
geht hier jetzt auch um die Qualität der Zahlen, der Beschlüs-
se, die wir treffen wollen. Deswegen möchte ich durchaus 
noch ein paar Worte dazu sagen. 

Die Stärkung der Grundschulen ist ein wichtiger Schritt, den 
wir gehen. 320 Neustellen stehen für die Erweiterung der 
Kontingentstundentafel bereit. Das bedeutet konkret, dass die 
Grundschulen vier zusätzliche Lehrerstunden bekommen – 
zwei Stunden für Deutsch, zwei Stunden für Mathematik, 
mehr Zeit gerade in diesen wichtigen Fächern; wir haben es 
heute Morgen diskutiert –, um die Basiskompetenzen im Le-
sen, Schreiben und Rechnen optimal zu fördern. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Dieses Versprechen wurde bereits in der letzten Legislaturpe-
riode gegeben, und es wird nun umgesetzt. Schülerinnen und 
Schüler, Eltern und Lehrer sollen sich auf die Bildungspoli-
tik, auf unsere wegweisenden Entscheidungen verlassen kön-
nen. 

111 Neustellen haben wir für Verbesserungen in der gymna-
sialen Oberstufe eingeplant. Hier sollen Schülerinnen und 
Schüler gezielter auf den Übergang in die Oberstufe und die 
Abiturphase vorbereitet werden. Dafür bekommen die Gym-
nasien die Möglichkeit, in den Pflichtfächern Deutsch, Ma-
thematik und Fremdsprachen in Klasse 10 zusätzliche Vertie-
fungsstunden anzubieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Damit entwickeln wir das hohe Niveau, die Leistungsstärke 
der baden-württembergischen Gymnasien weiter, und wir ver-
bessern auch weiter das G 8, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Zuletzt will ich noch erwähnen, dass wir die Schulen bei der 
wichtigen Aufgabe der Integration von Flüchtlingskindern 
nicht alleinlassen. Trotz zurückgehender Flüchtlingszahlen 
belassen wir 200 Stellen für Vorbereitungsklassen, damit die 
Integration von geflüchteten Kindern und Jugendlichen in die 
Schulen gut gelingen kann. Denn wir schaffen einen schnel-
len Zugang zu Bildung und Betreuung, und das muss ermög-
licht werden, damit Integration gelingen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Im aktuellen Schuljahr gibt es bereits 1 800 Vorbereitungs-
klassen und 460 berufsvorbereitende Klassen – also eine gu-
te Bilanz, auf der wir aufbauen können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich noch ein 
paar Worte zu den Beratungen im Finanzausschuss sagen. Der 
Ausschuss hat den Gesetzentwurf in der letzten Woche aus-
führlich beraten. Mit zur Beratung aufgerufen waren auch ei-
nige Anträge, die hier in der weiteren Aussprache noch zur 
Sprache kommen werden. 

So hat z. B. die SPD den Antrag gestellt, zusätzliche Mittel 
für die Weiterqualifizierung von Haupt- und Werkrealschul-
lehrern einzustellen. Wir konnten diesen Antrag, ehrlich ge-
sagt, nicht so ganz nachvollziehen, denn die Mittel sind be-
reits im Haushalt verfügbar. Hier stellt sich die Frage, warum 
die SPD diese Mittel nicht für ausreichend hält. Hatte es der 
ehemalige Kultusminister Stoch versäumt, diese Mittel im Ur-
haushalt 2015/2016 anzumelden? 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja! Das hat er! – 
Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Aha!)

Offensichtlich sieht das seine Fraktion so. Wir glauben, dass 
er es damals gut gemacht hat und die Mittel auskömmlich 
sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: „Auskömmlich“!)

Darum lehnen wir diesen Antrag ab. Selbstverständlich wer-
den wir in den kommenden Haushalten sicherstellen, dass die 
notwendige Weiterqualifizierung dieser Lehrkräfte weiterge-
führt werden kann. Denn wir werden alles tun, was im Bil-
dungsbereich notwendig und sinnvoll ist. Von einem Stein-
bruch, wie es heute Morgen anklang, kann überhaupt keine 
Rede sein. Das zeigen auch die heutigen Beschlüsse. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr gut!)

Auch ein zweiter Antrag der SPD-Fraktion scheint wenig 
nachvollziehbar. Hier wurde die Regierung aufgefordert, alle 
98 im Rahmen der Regierungsneubildung zu schaffenden 
Neustellen „k.w.“ zu stellen, also mittelfristig wieder abzu-
bauen. Inhaltlich macht der Antrag keinen Sinn, weil viele die-
ser Stellen für neue Daueraufgaben gedacht sind. Das wurde 
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hier auch schon ausführlich besprochen. Nehmen wir das Bei-
spiel Digitalisierung, ohne Zweifel eines der wichtigsten Po-
litikfelder für eine erfolgreiche Zukunft Baden-Württembergs. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Wie viele Stellen sind 
das?)

– Für sie sind sieben Stellen ohne k.w.-Vermerk eingeplant, 
um die Koordination laufender Projekte und die Vernetzung 
entscheidender Akteure sicherzustellen.

Nun behauptet die SPD, dass Aufgaben nur verschoben, aber 
nicht zusätzlich geschaffen worden seien. Wissen Sie, wie vie-
le Stellen aus dem Staatsministerium aus der ehemaligen 
Stabsstelle Digitalisierung verschoben wurden? Es sind ge-
nau null Stellen, meine Damen und Herren, weil ebendiese al-
ten Stellen k.w.-Stellen waren oder weil es sich um Abord-
nungen gehandelt hat. Also, null Stellen sollen nach dem Wil-
len der SPD langfristig die Digitalisierung in diesem Land vo-
rantreiben. Das ist aus unserer Sicht nicht sachgerecht. Daher 
lehnen wir diesen zweiten Antrag der SPD ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Gestatten Sie mir abschließend eine Bemerkung zum Stand 
des Abbaus alter k.w.-Stellen. 

(Zuruf des Abg. Gerhard Kleinböck SPD) 

Ihnen ist Transparenz ja wichtig; deswegen möchte ich an die-
ser Stelle hier im Haus auch ein bisschen für Transparenz sor-
gen. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr gut!)

Die Hälfte der im Zuge der letzten Regierungsbildung ge-
schaffenen k.w.-Stellen sind abgebaut; das haben wir hier auch 
schon dargestellt. Da Sie jetzt erneut eine entsprechende For-
derung erheben, habe ich mir einmal angeschaut, ob denn in 
den ehemals von der SPD geführten Häusern alle k.w.-Stellen 
abgebaut sind. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Haben Sie das auch bei 
den grünen Häusern getan?)

Elf abzubauende k.w.-Stellen im Kultusministerium, acht bis-
her nicht vollzogen, sechs k.w.-Stellen im alten MFW, sechs 
noch nicht vollzogen, fünf k.w.-Stellen im Sozialministerium, 
fünf noch nicht vollzogen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Aha! – Zuruf von 
der CDU: Hört, hört!)

Für mich besagt das zweierlei, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Vielleicht sagen Sie mal 
was zu dem Aufbau in den grünen Ressorts!)

Die SPD spart anscheinend dann am liebsten, wenn sie nicht 
in der Verantwortung ist. Wir werden nun die Hausaufgaben 
machen, die uns die SPD hinterlassen hat,

(Zurufe von der SPD und des Abg. Dr. Timm Kern 
FDP/DVP)

und die k.w.-Vermerke vollziehen. Da haben wir nämlich noch 
genug zu tun. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Zuruf von 
der CDU: Bravo! – Abg. Gerhard Kleinböck SPD: 

Arroganz hat einen neuen Namen!) 

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Wald.

Abg. Tobias Wald CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten und verab-
schieden heute in zweiter und dritter Lesung den Dritten Nach-
trag zum Staatshaushalt 2016. Es handelt sich, wie unser Frak-
tionsvorsitzender Professor Wolfgang Reinhart in der ersten 
Lesung bereits dargelegt hat, um einen schlanken Nachtrags-
haushalt, um ein reines Nachtragsgesetz. 

In diesem Nachtrag wird jetzt nicht umgesetzt, was CDU und 
Grüne als politisch notwendig und für die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes als wichtig erachten; das machen wir, meine 
Damen und Herren, in Ruhe im Haushalt 2017. In diesem 
Nachtrag packen wir die dringend notwendigen Themen an 
wie die Hilfe für die Unwetterschäden oder aber auch The-
men, die erforderlich sind, damit die Regierung vollständig 
handlungsfähig arbeiten kann. Alles andere beraten wir in Ru-
he und verankern wir im Haushalt 2017. 

So beinhaltet dieser Nachtrag u. a. Unwetterhilfen, einen Stel-
lenteil wegen der Regierungsneubildung, neue Stellen für 
Lehrer. Lassen Sie mich auf die einzelnen Punkte kurz einge-
hen. 

Die schweren Unwetter und Überschwemmungen Ende Mai/
Anfang Juni dieses Jahres haben viele Mitmenschen, Betrie-
be, Landwirtschafts- und Forstbetriebe in Baden-Württem-
berg sehr hart getroffen. Eine Finanzierung der Unwetterhil-
fen aus dem Haushalt durch reine Umschichtungen, wie sie 
von einigen Oppositionsabgeordneten in der ersten Lesung 
gefordert wurde, kam für uns nicht in Betracht. Wir wollten 
die Unwetterhilfe nicht zulasten von bereits im Haushalt be-
reitgestellten Mitteln für Maßnahmen verankern; denn das hät-
te diese Maßnahmen eingeschränkt. Vielmehr wollen wir fri-
sches Geld in die Hand nehmen. Andernfalls hätten wir Maß-
nahmen wie beispielsweise Straßenbauprojekte, die bereits 
geplant sind, nicht mehr in diesem Jahr umsetzen können. 
Dies hätte bei Bürgerinnen und Bürgern für Ärger und für Un-
verständnis gesorgt.

(Abg. Daniel Rottmann [fraktionslos]: Und was ist 
mit den vielen anderen Maßnahmen, die noch hinzu-

kommen?)

So haben wir im Nachtrag Unwetterhilfen als Soforthilfe für 
private Haushalte und kleine Gewerbebetriebe in Höhe von 
10 Millionen € dargestellt, Unwetterhilfen für die stark zer-
störte Gemeinde Braunsbach in Höhe von 10,65 Millionen € 
eingestellt, Unwetterhilfen für Schäden in der Landwirtschaft 
in Höhe von 6,5 Millionen € bereitgestellt. Zur Beseitigung 
der Schäden an Landesstraßen erhält das Verkehrsministeri-
um einen Betrag von 15 Millionen €. Diese Maßnahmen, wel-
che insgesamt einen Betrag von 42,1 Millionen € ausmachen, 
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wurden durch die Ministerien angemeldet und plausibel er-
läutert. 

In diesem Zusammenhang danke ich noch einmal unserem In-
nenminister Thomas Strobl und unserer Finanzministerin Edith 
Sitzmann sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Ministerien für die schnelle und unbürokratische Abwick-
lung und Auszahlung dieser Soforthilfen.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie des Abg. 
Andreas Kenner SPD)

Die Regierung und die sie tragenden Fraktionen haben rasche 
Handlungsfähigkeit bewiesen und dort Hilfe geleistet, wo sie 
dringend benötigt wird.

Einen weiteren Bereich im Nachtrag stellen die Neustellen für 
die Regierungsneubildung dar. In einer Aktuellen Debatte ha-
ben wir hier im Hohen Haus ausführlich darüber beraten. Auf 
die Notwendigkeit der neuen Stellen, u. a. wegen neuer Auf-
gaben im Bereich der Digitalisierung und des Wohnungsbaus, 
habe ich verwiesen. 

Der dritte Teil des Nachtrags betrifft Investitionen in das 
Wichtigste, was wir haben, nämlich in die Kinder. Bildung ist 
der Schlüssel für die Zukunft. Daher werden wir mit dem 
Nachtrag 320 neue Stellen für die Erweiterung der Kontin-
gentstundentafel in den Grundschulen finanzieren und 111 
Neustellen für die Verbesserung der gymnasialen Oberstufe 
ausbringen. 

Meine Damen und Herren, am gestrigen Plenartag hatten wir 
eine Aktuelle Debatte über das Thema Integration. Auch hier 
setzt die Landesregierung richtige und wichtige Schwerpunk-
te. So schaffen wir im Nachtragshaushalt 200 Stellen für die 
Vorbereitungsklassen. Durch diese neuen Lehrerstellen wird 
die Integration von geflüchteten Kindern und Jugendlichen 
noch besser gelingen. Der Zugang zu Bildung und die Betreu-
ung von Flüchtlingskindern sind zentrale Aufgaben, denen wir 
uns stellen. Sie sehen, meine Damen und Herren: ein unspek-
takulärer, schlanker Nachtrag. 

In der Sitzung des Finanzausschusses am vergangenen Frei-
tag haben wir neben der Beratung des Nachtragsgesetzent-
wurfs über verschiedene Anträge der Fraktionen diskutiert und 
abgestimmt. Am gestrigen Abend sind insgesamt fünf Anträ-
ge von SPD und FDP/DVP eingereicht worden. Lassen Sie 
mich kurz auf diese Anträge eingehen, welche wir leider nicht 
befürworten können. 

Enttäuscht bin ich aber – das möchte ich zum Ausdruck brin-
gen – von den anderen Oppositionsabgeordneten: in den De-
batten nur leere Phrasen, und wenn es konkret wird, Funkstil-
le. Zu den Haushaltsberatungen haben Sie keine Anträge ein-
gebracht und keine Ideen, Anregungen oder konkrete Vor-
schläge zur Verbesserung der Haushaltssituation vorgetragen. 
Fehlanzeige!

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Sparen! Sparen! – Zu-
ruf des Abg. Anton Baron [fraktionslos]) 

Gute Politik sieht anders aus. 

Die FDP/DVP-Fraktion hat diverse Anträge – u. a. einen An-
trag auf Finanzierung von Maßnahmen für die berufliche Wei-

terbildung von Lehrkräften – eingebracht. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen der FDP/DVP-Fraktion, wir haben uns mit die-
sen Anträgen intensiv auseinandergesetzt. Wir sehen einige 
dieser Maßnahmen als ebenso wichtig an wie Sie. 

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Aber!)

Aber wir wollen kein Flickwerk. Wir machen Bildungspoli-
tik aus einem Guss. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Jawohl!)

Daher werden wir diese bildungspolitischen Maßnahmen auch 
im Haushalt 2017 abbilden. 

Sehr verwundert bin ich allerdings, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der SPD-Fraktion, über Ihre Anträge. Bis vor weni-
gen Wochen waren Sie Teil der Landesregierung, haben den 
Kultusminister und den Finanzminister gestellt, und nun stel-
len Sie fest, dass durch Ihre falsche Bildungspolitik, 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Abg. Andreas 
Stoch SPD: Haben Sie den Koalitionsvertrag gele-

sen?)

Qualifizierungsmaßnahmen, lieber Herr Fraktionsvorsitzen-
der, für Haupt- und Werkrealschullehrkräfte benötigt werden. 
Sehr überraschend!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Sabine 
Wölfle SPD: Sie führen das doch fort! – Abg. Andre-
as Stoch SPD: Vorgesehen für den Dritten Nachtrag!)

Warum haben Sie das nicht im Urhaushalt dargestellt? 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Weil das Programm noch 
nicht beschlossen war! – Zuruf des Abg. Karl-Wil-

helm Röhm CDU) 

Es hätte auch andere Wege gegeben. 

Noch einmal: Wenn man in der Opposition ist, kann man wie-
der vieles fordern. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Das haben wir auch so ge-
fordert!)

Auch bei diesem Thema gilt für die CDU und für die andere 
Regierungsfraktion ganz klar: Wir sehen hier ebenfalls Hand-
lungsbedarf. Wir werden in Ruhe handeln – 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Ja, dann handelt doch!)

Bildungspolitik aus einem Guss und kein Flickwerk, wie Sie 
es vorschlagen, Herr Stoch. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Das ist kein Flickwerk!)

Wir werden das im Rahmen des regulären Haushalts 2017 be-
raten. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Beraten?)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir alle tragen Ver-
antwortung für die nächste Generation. Gerade wir Abgeord-
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neten der 16. Legislaturperiode müssen, wie keine andere Ab-
geordnetengeneration zuvor, die Weichen für 2020 stellen. 
Ziel ist ein ausgeglichener Haushalt und die Einhaltung der 
Schuldenbremse. Populistische Äußerungen und überzogene 
Haushaltsanträge sind sicherlich nicht im Sinne der nächsten 
Generation. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Oder Geheimpapiere!)

Wir wollen unseren Kindern ein gut bestelltes Haus, ein zu-
kunftsfähiges Haus Baden-Württemberg übergeben, und das 
werden wir auch. 

Ich möchte zum Abschluss meiner Ausführungen noch allen 
Beteiligten für die gute Beratung im Finanzausschuss unter 
der Leitung des neuen Vorsitzenden Rainer Stickelberger dan-
ken; herzlichen Glückwunsch noch einmal zu Ihrer Wahl, Herr 
Stickelberger, am vergangenen Freitag. 

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der SPD und der 
FDP/DVP)

Ich möchte den Mitgliedern des Finanzausschusses danken, 
den beteiligten Ministerinnen und Ministern, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, die für Fragen zur Verfügung stan-
den, dem Präsidenten des Rechnungshofs, Herrn Munding, 
und seinem Senat für die wertvolle Begleitung unserer Arbeit.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion stimmt dem 
Dritten Nachtragshaushalt einstimmig zu. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Hofelich.

Abg. Peter Hofelich SPD: Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen, meine Damen und Herren! Herzlichen Dank für die 
Gelegenheit, heute abschließend zum Dritten Nachtrag Stel-
lung zu nehmen. Ich mache das gern, zumal auch einige Fra-
gen aufgeworfen worden sind, die wir gern beantworten und 
parieren wollen.

Tatsache ist auf jeden Fall, dass auf diesen Nachtrag ein Schat-
ten geworfen wurde, und zwar bereits bei der ersten Lesung, 
als klar geworden ist, dass Sie sich mit einer Ausweitung der 
Stellenzahl um 98 plus x einen kräftigen Schluck aus der Pul-
le genehmigen, der nicht notwendig ist. Und nun werfen die 
früheren Geheimpapiere und die gestrigen Erklärungsversu-
che, die ziemlich stillos sind, auch bei der zweiten Lesung ei-
nen Schatten auf die Haushaltsberatungen.

(Beifall bei der SPD und fraktionslosen Abgeordne-
ten)

Wenn ich das einmal mit einem Bild aus der Welt des Eis-
kunstlaufs – der Pirouetten und der eingesprungenen Rittber-
ger – sagen darf: Bei der A-Note haben Sie leider massive 
Fehler begangen – ich denke an die Stellenplanung –, und bei 
der B-Note haben Sie im Stil einen ziemlich schwachen Auf-
tritt hingelegt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP)

Wenn der Städtetag nach der Bekanntmachung des Geheim-
papiers sagt: „Damit ist der geforderte Sparbeitrag der Städ-
te hinfällig“, dann hat man einiges falsch gemacht. 

(Abg. Tobias Wald CDU unterhält sich mit seinem 
Sitznachbarn.)

– Herr Wald, vielleicht hören Sie mir einmal zu, weil auch Sie 
es falsch gemacht haben. 

Weil das so ist, komme ich zu dem Ergebnis: Diese Landes-
regierung hat finanzpolitisch einen Fehlstart hingelegt, der für 
die Zukunft Böses ahnen lässt. 

(Beifall bei der SPD – Abg. Dr. Markus Rösler GRÜ-
NE: Nicht übertreiben! – Abg. Nicole Razavi CDU: 
Hätten wir so weitermachen sollen wie Sie? – Abg. 
Andreas Schwarz GRÜNE: Herr Kollege, da lachen 

Sie selbst!)

– Ich lächle. Sie hätten z. B. so weitermachen können. Wir 
kommen gleich noch dazu. 

An dieser Stelle haben wir auch einiges zu korrigieren. Zu 
korrigieren ist bei diesem Haushalt, dass er in seiner Substanz 
vorgeprägt war – natürlich nicht bei den Unwetterhilfen, aber 
dort, wo es um die Stärkung der Grundschulen und der gym-
nasialen Oberstufe geht, was Sie auch angesprochen haben 
und was auch in der Vergangenheit Regierungswille war. Des-
wegen sind wir froh, dass wir eine Stärkung durchführen, weil 
wir auch in den kommenden Jahren besonders auf die Grund-
schulen achtgeben müssen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD)

Am Montag habe ich wieder ein Gespräch mit Flüchtlingshel-
fern, mit Ehrenamtlichen im Bereich der Flüchtlingsklassen, 
der Vorbereitungsklassen geführt. Selbstverständlich sind wir 
hier weiterhin stark gefordert, auch wenn der Flüchtlingszu-
strom derzeit nachlässt. Wir haben jetzt auch noch einiges auf-
zuholen.

Weiterkommen müssen wir aber bei der Weiterbildung für 
Hauptschullehrer und Werkrealschullehrer. Frau Kollegin Wal-
ker, da muss ich einfach sagen: Sie liegen nicht ganz richtig 
mit dem, was Sie gerade so forsch behauptet haben. Es gab 
kein Programm, das beim Urhaushalt beschlossen war. 

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Aber es gab eine 
Zusage! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Diese Stellen waren zum Dritten Nachtrag geplant, und dafür 
– das ist der Sinn unseres Antrags – haben Sie keinen Titel 
vorgesehen. Frau Ministerin Eisenmann sagt auf die Frage, 
was sie macht, sie wolle ab dem Jahr 2017 entsprechenden 
Bedarf anmelden, es gebe dazu aber keine Ansage der Finanz-
ministerin, ob diese das auch akzeptiere. 

Deswegen würde ich sagen: Frau Walker, wenn Sie mir bei 
dieser Richtigstellung zugehört haben, dann machen Sie in 
der zweiten Runde das, was der Ministerpräsident hier schon 
eingeführt hat, und sagen einfach: „Ich habe mich geirrt.“

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Hans-Ulrich 
Rülke FDP/DVP – Abg. Thekla Walker GRÜNE: 

Nein! Das mache ich nicht!)
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Wir kommen jetzt zu den 98 Stellen. Die eigentliche Zahl liegt 
etwas darüber, weil Sie aus dem Integrationsministerium auch 
noch eine Masse haben und weil es auch Stellen in den ehe-
mals sozialdemokratisch geführten Ministerien gibt, die der-
zeit nicht besetzt sind. Sie hatten also Volumen. Bei näherem 
Blick, auch auf die Ausschussberatungen, muss ich schon sa-
gen: Sie haben hier keine wirkliche Klarheit geliefert. Tatsa-
che ist, dass Sie dort, wo Sie Verantwortung haben, einfach 
kaschiert haben. 

Weil mich der Fraktionsvorsitzende Schwarz gerade aufge-
fordert hat zu lächeln: Komisch war nur eines, nämlich dass 
Sie die 98 Stellen in ein Verhältnis zu den insgesamt 220 000 
Landesbediensteten setzen. Das war komisch, Herr Schwarz. 
Das kann ich Ihnen sagen.

(Beifall bei der SPD)

Irgendwie ist es nicht komisch, sich hinter den Polizistinnen 
und Polizisten sowie den Lehrerinnen und Lehrern zu verste-
cken. Das ist ein bisschen mehr als komisch. Auch das kann 
ich Ihnen sagen. 

(Beifall bei der SPD)

Die CDU braucht den Aufwuchs für neue Kompetenzen in ei-
ner Situation, in der sie nach 50 Jahren Regierungsverantwor-
tung fünf Jahre lang nicht mehr in der Regierung war und in 
der Landesverwaltung verzweifelt nach Beamten sucht, die 
kompetent und loyal genug sind, 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Eine Beleidigung für die 
Beamten!)

die man dafür einsetzen könnte. Es ist beinahe tragisch, dass 
Sie hierfür niemanden finden. Deswegen ist das Ganze auch 
an dieser Stelle nicht glaubwürdig.

(Zuruf von der SPD: Sehr tragisch! – Zuruf des Abg. 
Tobias Wald CDU)

Dieser Satz wird noch durch die Frau Finanzministerin gar-
niert, die sagt – Achtung! –: „Wir wollen durch diese 98 Stel-
len die Arbeitsfähigkeit der Regierung herstellen.“

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das ist ja unglaub-
lich!)

Alles Realsatire. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD so-
wie des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP) 

Für das Innenministerium sind 22 Stellen mehr vorgesehen, 
davon die eine Hälfte für die Digitalisierung – nicht spezifi-
ziert, aber einmal angegeben –, die andere Hälfte rund um die 
Leitungsebene. 

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Rösler?

Abg. Peter Hofelich SPD: Gern. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte, Herr Kollege Dr. 
Rösler.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Aber nicht zum Bi-
ber!)

Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Kollege Hofelich, Sie ha-
ben gerade moniert, dass es dort, wo neue Ministerien beste-
hen bzw. neue Köpfe an der Spitze der Ministerien sind, die 
von der CDU geführt werden, auch neue Stellen gebe. Erin-
nern Sie sich, dass im Jahr 2011, als wir gemeinsam die neue 
Regierung gebildet haben,

(Abg. Nicole Razavi CDU: Jetzt kommt es raus! – 
Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD)

die CDU mit ihrem damaligen finanzpolitischen Sprecher 
Klaus Herrmann 64 neuen Stellen zugestimmt hat, nämlich 
dort, wo neue Köpfe an die Spitze der von der SPD und den 
Grünen geführten Ministerien kamen?

(Abg. Nicole Razavi CDU: So anständig waren wir!)

Erinnern Sie sich daran? 

Abg. Peter Hofelich SPD: Sie erinnern sich bestimmt, dass 
ich damals bei der Vorberatung zum ersten Haushalt ausge-
führt habe – Sie waren ebenfalls anwesend –, dass bei dem er-
folgten Politikwechsel ein Neuaufbau gefragt war. Dies ist 
heute nicht die Situation. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm 
Röhm CDU)

Alle Argumente sind angeführt worden, und das wissen Sie 
auch. 

Auf das Wirtschaftsministerium entfallen 20 neue Stellen;

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

ein Teil ist für die Personalorganisation, ein anderer Teil ist 
auch rund um die Leitungsebene vorgesehen. 

Das Staatsministerium erhält 22 neue Stellen. Sechs davon 
wurden in der Ausschusssitzung erklärt. Die Begründung für 
diese 22 Stellen sollte schriftlich nachgereicht werden. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Liegt vor, Herr Hofelich!)

– Heute Morgen ist sie gekommen. Ich habe es durchgesehen, 
Herr Ministerpräsident – ich bin ja Verwaltungswissenschaft-
ler –: Planung, Strategie, Koordination, Beobachtung, Kon-
takt, persönliche Unterstützung – alles rein zum Aufbau von 
Kompetenz, sozusagen um anderes zu beobachten. Wie es ge-
sagt worden ist: eine Kultur des Misstrauens in dieser Regie-
rung.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Das Personalaufrüsten beim Innenministerium und beim Staats-
ministerium passiert zum Zwecke des Beobachtens. Dabei 
kommt einem beinahe das Bild in den Sinn: Zwei größere 
Echsen, die hungrig sind, liegen in der Sonne und haben ihr 
Revier; sie schnappen irgendwann einmal danach und schau-
en, dass in ihrem Revier alles richtig bleibt. Das ist das Bild, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
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Ich komme zu unserem Antrag, die 98 Stellen vollständig ab-
zubauen. Auch hier kommt gleich, Frau Kollegin Walker, die 
Ansage: „Ich habe mich geirrt.“ 

(Abg. Thekla Walker GRÜNE: Bestimmt nicht!)

Der Antrag der SPD zielt auf Abbau und nicht darauf, alle 
Neustellen mit einem k.w.-Vermerk zu versehen. Da haben 
Sie etwas verwechselt. Das war Rechnungshofpräsident Mun-
ding, der im Finanzausschuss gesagt hat, dass er Letzteres für 
richtig hält. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Aha!)

Wir haben Ihnen einen Mix vorgeschlagen, wie wir ihn in der 
letzten Legislaturperiode auch hatten, wobei alle Stellen wie 
geplant bis zum Ende dieses Jahres auch abgebaut werden. 
Übrigens vollzog sich der Mehraufbau in den letzten fünf Jah-
ren hauptsächlich im Integrationsministerium und – mein 
Blick geht nach links; dort sitzt der Minister – 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Und im Verkehrsministe-
rium!)

im Verkehrsministerium, und zwar ging es häppchenweise 
nach oben.

(Abg. Andreas Stoch SPD: 60 Stellen!)

Unser Antrag ist in sich schlüssig. Er bietet Ihnen die Mög-
lichkeit, dasselbe zu tun wie in der letzten Legislaturperiode, 
nämlich zum Ausgangspunkt zurückzukommen. Darum geht 
es.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben – leider läuft mir die Zeit für die Klarstellung ein 
bisschen davon, aber es war notwendig – zurzeit die Situati-
on: Die Sonne der Mehreinnahmen, die Sie haben, scheint. 
Dazu hat die Ministerin Auskunft gegeben.

(Abg. Tobias Wald CDU: Seit fünf Jahren! Was ha-
ben Sie in dieser Zeit gemacht? Schulden! – Abg. 
Winfried Mack CDU: Einen Platz an der Sonne hat-
tet ihr! – Weitere Zurufe, u. a. des Abg. Dr. Markus 
Rösler GRÜNE – Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

– Ich bin ja nicht so nah am Naturschutz wie Sie. 

(Vereinzelt Heiterkeit und Beifall)

Die Sonne hat zwischen Mai und Juli kräftig für Sie geschie-
nen. In der Summe wird es im Zeitraum bis 2020, Frau Mi-
nisterin, Herr Ministerpräsident, in der Projektion 6 Milliar-
den € mehr geben. 

(Zurufe von der CDU) 

Das ist die Situation, und ich bin einmal gespannt, wie das al-
les jetzt zusammengeht. 

Weil die CDU gerade so laut ist: Der Ministerpräsident hat 
gestern angesprochen, dass auch er nicht genau wisse, wie viel 
man für das ausgebe, was in diesem jetzt nicht mehr gehei-
men Geheimpapier stehe. Es hänge ja von der Einnahmesitu-
ation ab, was jeweils davon zu ziehen wäre. 

Ich erinnere mich dunkel, Herr Mack, dass Sie uns fünf Jah-
re lang gesagt haben, weil es uns um einen ausgeglichenen 
Haushalt ging: „Nein, es muss mehr sein. Wenn ihr Mehrein-
nahmen habt, müssen die in die Tilgung gehen.“ Wo sind Sie 
denn heute mit Ihrem Ruf, Herr Mack?

(Beifall bei der SPD – Abg. Winfried Mack CDU: 
Nachhaltigkeitslücke! – Abg. Nicole Razavi CDU: 

Unglaublich!)

– Nachhaltigkeitslücke. Der Ministerpräsident sagte in seiner 
Regierungserklärung zutreffend: „1,8 Milliarden € beträgt die 
verbliebene strukturelle Deckungslücke.“ Ihr Fraktionsvorsit-
zender sagte schon in der Erwiderung auf diese Regierungs-
erklärung, es seien an die 2 Milliarden €. Bei 200 Millionen € 
Unterschied kann man einmal kurz eine Unschärfe hineinbrin-
gen. Herr Mack sprach gestern – ein neuer Begriff – von 
„Nachhaltigkeitslücke“. Jetzt sind es schon über 2 Milliar-
den €. Sie müssen einmal wissen, was Ihre Basis innerhalb Ih-
rer Koalition ist. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das, was Sie hinterlassen 
haben!)

Ich sage Ihnen: Der Ministerpräsident hat recht – nur damit 
Sie das wissen.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wir haben wenigs-
tens über das Geld gesprochen, Sie nicht!)

Sie wissen es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

All dies führt dazu, dass Sie mit diesem kleinen Nachtrag, bei 
dem man eigentlich gar nicht viel falsch machen kann, haus-
haltspolitisch schon jetzt in eine komische Lage geraten sind, 
weil Sie im gesamten Umfeld nur sozusagen Konfuses ver-
breiten. 

Dies alles wird für uns in den kommenden Jahren nicht so ein-
fach sein. Deswegen werden wir – meine Redezeit ist zu En-
de – darauf achten, meine Damen und Herren, dass wir Wahr-
heit und Klarheit in der Haushaltspolitik hier sehr eng auf der 
Spur sind. Darauf können Sie ganz sicher setzen. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Das ist Ihre Aufgabe als 
Opposition!)

Das machen wir. Weil Sie in diesem Zusammenhang ein biss-
chen Kritik betrieben haben, sage ich Ihnen: Sie können da-
von ausgehen, dass wir das im Ausschuss und auch hier im 
Plenum konstruktiv machen. Aber wir machen es so, dass wir 
Ihnen nichts durchgehen lassen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Zuruf des Abg. Tobias Wald CDU) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich Herrn Abg. Dr. Aden das Wort.

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 
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Bei allen unterschiedlichen Positionen verlief die Debat-
te im Finanzausschuss ... sachlich und zielorientiert. 

Das schrieb der neu gewählte Vorsitzende des Ausschusses 
für Finanzen in einer Presseerklärung am letzten Freitag. Von 
dieser Seite aus noch einmal herzlichen Glückwunsch zu Ih-
rer Wahl, Herr Stickelberger.

Was bedeutet dies übersetzt? Übersetzt heißt das: Außer Spe-
sen nichts gewesen. Was hat die Beratung im Finanzausschuss 
am vorliegenden Gesetzentwurf zum Dritten Nachtrag geän-
dert? Nichts, aber auch gar nichts, sehr geehrte Damen und 
Herren. Die Koalition hat mit ihrer Mehrheit ihre Position 
durchgesetzt, und am Gesetzentwurf wurde kein Jota geän-
dert. Änderungsanträge der FDP/DVP-Fraktion und der SPD-
Fraktion wurden mehr oder weniger höflich zur Kenntnis ge-
nommen, aber das war’s dann auch.

Aber der Reihe nach. Ausgangspunkt des Gesetzentwurfs zum 
Dritten Nachtrag waren die Unwetterkatastrophen wie etwa 
in Braunsbach, aber auch die Ernteausfälle, die die Landwirt-
schaft betroffen haben, und die mit der Regierungsneubildung 
zusätzlich zu schaffenden Planstellen in den Ministerien.

Das Bruttohaushaltsvolumen steigt um 50 Millionen €. 40 Mil-
lionen € dieser Summe werden für die betroffene Gemeinde, 
die Landwirtschaft, die Beseitigung der Schäden an der Inf-
rastruktur sowie für die Hilfe an Privatpersonen und an klei-
ne Gewerbetreibende ausgekehrt.

Diese Haushaltsposten trägt unsere Fraktion natürlich mit – 
wie es alle anderen Fraktionen auch tun. Nach den Ausfüh-
rungen des Innenministers im Finanzausschuss muss man ab-
warten, ob die eingestellten Mittel ausreichen oder ob noch 
einmal nachgebessert werden muss. Wir erwarten hierzu zeit-
nah eine Unterrichtung.

Der Beschluss im Finanzausschuss zeigt, dass auch ein so 
hochkomplexes Staatswesen trotz aller Einengung durch Vor-
schriften und Bestimmungen in der Lage ist, schnell, zeitnah 
und vor allem unbürokratisch zu reagieren.

§ 1 des Nachtragsgesetzes war also mit Ausnahme der Mehr-
kosten für die Staatssekretärsflut unstrittig. Anders stellt sich 
die Diskussion und die Beratung zu § 2 des Nachtragsgeset-
zes dar.

Dass sich aufgrund des Wahlausgangs und der Zunahme der 
Zahl der Parlamentsfraktionen – wir kennen ja die endgülti-
ge Zahl jetzt immer noch nicht – natürlich der parlamentari-
sche Beratungsdienst ausgeweitet hat, ist selbstverständlich 
und war auch in allen Fraktionen unstrittig.

Das Kultusministerium hat im Schulbereich, wie schon ein 
paarmal bemerkt, insgesamt 630 neue Stellen gefordert. 

Zunächst zu den 320 neuen Stellen an den Grund- und Haupt-
schulen: Diese Stellen werden jetzt synchron mit der Einfüh-
rung des neuen Bildungsplans etatisiert, damit die Kontingent-
stundentafel entsprechend erweitert werden kann. Wie wich-
tig diese Maßnahme ist, zeigen leider die zum Teil katastro-
phalen Ergebnisse bezüglich der Bildungsqualität, die jetzt die 
VERA-8-Studie enthüllt hat. Dazu hatten wir heute Morgen 
eine intensive Diskussion. Auch die Kultusministerin hat er-
kannt – das hoffe ich wenigstens –, dass die Bildungsqualität 
mehr in den Fokus gestellt werden muss. 

(Beifall bei der FDP/DVP und fraktionslosen Abge-
ordneten)

Deswegen kann eine Anhebung der Kontingentstundentafel 
auf das Niveau in anderen Bundesländern auch nur ein erster 
Schritt sein, sich dieses Problems anzunehmen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Bildungsabschlüsse sind 
wichtig. Aber natürlich muss auch die Qualität stimmen. Wir 
können es uns nicht leisten, dort hinterherzuhinken.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

200 Stellen werden für schulische Fördermaßnahmen für Flücht-
lingskinder und jugendliche Flüchtlinge in den Vorbereitungs-
klassen neu geschaffen. Selbstverständlich geht an diesem Ti-
tel kein Weg vorbei, weil wir keine Anstrengungen unterlas-
sen dürfen, Flüchtlinge mit Bleibeperspektive zu beschulen. 

Zu den 111 neuen Stellen an Gymnasien: Lehrer an Gymna-
sien zur Vorbereitung des Eintritts in die gymnasiale Oberstu-
fe sind sehr wünschenswert. Unsere Fraktion legt aber Wert 
darauf, dass die Gymnasien vor Ort entscheiden, wie diese zu-
sätzlichen Lehrkräfte eingesetzt werden – nicht zweck- und 
zielgebunden für bildungspolitische Vorlieben der grün-schwar-
zen Regierung.

Im Zusammenhang mit diesen Haushaltstiteln stellte unsere 
Fraktion einige Änderungsanträge. Sehr geehrte Damen und 
Herren, es ist doch wirklich ein unwürdiger Zustand, dass Ver-
tretungslehrer, die vom Land teilweise seit Jahren zu Schul-
jahresbeginn eingestellt werden, am Ende des Schuljahrs ent-
lassen werden, zum Arbeitsamt gehen und zu Schuljahresbe-
ginn wieder einen Vertrag bekommen.

(Beifall bei der FDP/DVP, der AfD und den frakti-
onslosen Abgeordneten)

Da jetzt klar wurde, dass es sich bei vielen Vertretungslehrern 
häufig nur um wenige Monate handelt und manche Vertretun-
gen von Pensionären gemacht werden, die eigentlich keine 
Ferienbezahlung mehr brauchen, ist es für uns umso unver-
ständlicher, dass man sich nicht zu der Entscheidung durch-
ringen kann, diese wenigen, die übrig bleiben, weiterzubezah-
len. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Wie wir es heute Morgen besprochen haben, kommt es nicht 
nur auf die Organisation einer Schule an, sondern auch auf die 
Lehrer. Durch eine ablehnende Entscheidung wird die Moti-
vation sicher nicht gestärkt.

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Wie sieht denn 
die Gegenfinanzierung aus?)

– Das kommt gleich. Warten Sie erst mal. Hören Sie erst mal 
zu.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Sie kriegen Ihre Gegenfinanzierung schon.

(Heiterkeit des Abg. Sascha Binder SPD) 
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Natürlich kostet die Weiterbezahlung der Vertretungslehrer 
auch in den Sommerferien – da geht es schon los – Geld. Und 
jetzt kommt es, sehr geehrter Herr Kollege: Deshalb beantra-
gen wir die Umwidmung der neuen Ministeriumsstellen für 
einen Einstieg in die Weiterbezahlung der Vertretungslehrer. 
Für diese hundert neuen Stellen in den Ministerien, meine Da-
men und Herren, ist Geld vorhanden. Aber für unsere Forde-
rung, Ministeriumsstellen für die Bezahlung der Vertretungs-
lehrer in den Ferien umzuwidmen, fehlt offenbar jegliche Em-
pathie. 

Das sieht man noch besser daran, dass diese Kosten in den 
umfangreichen Absprachen und Nebenabreden zum Koaliti-
onsvertrag fehlen. Die betroffene Personengruppe wird sich 
Ihrer Wertschätzung jetzt richtig bewusst werden – seit Diens-
tag.

Anders ist es wohl bezüglich der Weiterqualifizierung der 
Haupt- und Werkrealschullehrer, um von Besoldungsgruppe 
A 12 nach A 13 höhergruppiert zu werden. Mittel im Qualifi-
zierungstopf sind anscheinend vorhanden, und Sie wollen das 
Problem auch angehen. Es ist in den Nebenabsprachen aufge-
führt. Dann fragt man sich, wenn Sie das Gleiche machen wol-
len, wie wir es vorschlagen: Warum stimmen Sie unserem An-
trag nicht einfach zu? Geben Sie sich einen Ruck, und steigen 
Sie gleich in die Umsetzung Ihrer Nebenabsprachen ein.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Nun, sehr geehrte Damen und Herren, kommen wir zu dem 
Komplex, der uns, die FDP/DVP, besonders interessiert: neue 
Stellen in den Ministerien. Herr Hofelich sprach in diesem 
Zusammenhang von einem „Stellenausweitungsbauch“. Frau 
Ministerin Sitzmann meinte daraufhin: „Ach, es handelt sich 
doch wohl mehr um einen Waschbrettbauch.“ Ich denke, wir 
beide haben eine Vorstellung davon, was ein Waschbrettbauch 
ist.

(Vereinzelt Heiterkeit – Ministerin Edith Sitzmann: 
Sehr schlank! – Abg. Andreas Stoch SPD: Sie mein-

te Waschbär!)

Aber ich denke, Sie haben unterschiedliche Vorstellungen da-
von, wie wir den weiterentwickeln. Sie haben, glaube ich, 
nichts dagegen, wenn der Waschbrettbauch etwas Fett ansetzt. 
Wir hingegen haben eine klare Vorstellung davon, dass eine 
langfristige Gewichtszunahme grundsätzlich gesundheitsschäd-
lich ist.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Allein das Staatsministerium mit den jetzt beantragten zusätz-
lichen Stellen: Seit dem Jahr 2011, seit Ihrem Regierungsan-
tritt, Herr Ministerpräsident, ist die Zahl der Stellen in der Vil-
la Reitzenstein von 211 auf 260 erhöht worden; das ist mithin 
eine Steigerung um fast 25 %.

98 Stellen sollen jetzt neu geschaffen werden: Spiegelrefera-
te, Neuzuschnitte der Ministerien usw. Vor allem fällt auf – 
wie immer bei Ihnen –, dass insbesondere die Leitungsposi-
tionen, also die höher dotierten Stellen, bevorzugt werden. 
Wie immer: viele Häuptlinge, wenige Indianer. Leider gilt das 
auch bei dieser Stelleninflation. 

Aber keine Angst: Die Beruhigungspillen werden ja gleich 
mitgeliefert. Vielleicht hat man doch ein bisschen ein schlech-
tes Gewissen. Etwa die Hälfte der Stellen werden mit einem 
k.w.-Vermerk versehen; sie sollen wegfallen. Das erfolgt nach 
dem Motto der Madame de Pompadour, nachdem ihr im Jahr 
1757 die Niederlage bei der Schlacht von Roßbach gemeldet 
wurde: „Nach uns die Sintflut.“

(Heiterkeit der Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/
DVP)

Die Eckwerte des Haushalts 2017, die der Ministerpräsident 
und die Finanzministerin in der vergangenen Woche vorge-
schlagen haben, weisen noch ein Defizit von 2,6 Milliarden € 
aus. Dazu kommen jetzt weitere Ausgabenwünsche der Koa-
lition von bis zu 4,4 Milliarden € für die Legislaturperiode. 
Da kann ich kein Bremsen zur Einhaltung der Schuldenbrem-
se erkennen; das ist Vollgaspolitik.

Das Finanzministerium will noch 800 Millionen € einsparen. 
370 Millionen € sollen in den Ministerien eingesammelt wer-
den, und 430 Millionen € kommen von den Kommunen, An-
gestellten und Beamten. Die entsprechende Giftliste ist aller-
dings noch unter Verschluss. Das ist genauso, wie wir von 
Zielgrößen für Steuererhöhungen, etwa bei der Grunderwerb-
steuer, hören. Darauf sind wir wirklich einmal gespannt.

Jetzt hat das Finanzministerium noch ein „Sesam, öffne dich!“ 
gefunden.

(Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, werfen Sie 
bitte einmal einen Blick auf die Redezeitanzeige am Pult: „Re-
dezeit zu Ende“.

(Heiterkeit – Vereinzelt Beifall)

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Ja. – Oh! Herr Präsident, 
eine Minute noch.

(Große Heiterkeit – Lebhafte Unruhe)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Schlusssatz.

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Okay, dann werde ich 
ein bisschen schneller sprechen.

(Heiterkeit)

Die Integrationsleistungen des Bundes werden noch einmal 
um 2 Milliarden € aufgestockt. Davon bekommt das Land fast 
200 Millionen €, und 60 Millionen € gehen direkt an die Kom-
munen. Diese 200 Millionen € werden vom Land jedoch zu-
rückbehalten und sollen als Verhandlungsmasse genutzt wer-
den.

Wir stellen fest, dass der Haushalt auf Kante genäht ist und 
dass in der Tat schon ein Unwetterereignis unseren ganzen 
Haushalt in Schieflage bringen kann. Der Rechnungshof hat 
darauf hingewiesen.

(Zuruf des Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE)

Herr Präsident, ich komme jetzt zum Schluss. – Nach wie vor 
sind wir der Meinung: Gesunde Finanzen und ein gesunder 
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Staat gehören zusammen. Wir sprechen uns natürlich für die 
Unwetterhilfen und auch die entsprechenden Lehrerstellen 
aus. Aber insgesamt müssen wir aufgrund der dargelegten Ar-
gumente den Gesamthaushalt leider ablehnen. – Ich denke, es 
geht noch.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP, der AfD und den frakti-
onslosen Abgeordneten – Zuruf des Abg. Dr. Markus 

Rösler GRÜNE)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Fraktion der AfD 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Sänze.

Abg. Emil Sänze AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Dritte Lesung des Nachtragshaus-
halts und keine Veränderung, sondern eher: Im Südwesten 
nichts Neues, griechische Tragödie, Teil 3. Die Dramaturgie 
bleibt erhalten. Die Ouvertüre beginnt immer mit einem kräf-
tigen AfD-Bashing – nur schade, dass gestern die Geheimdi-
plomatie der Landesregierung mehr zum Tragen kam.

(Zuruf des Abg. Tobias Wald CDU)

– Hören Sie doch einfach nur zu!

(Abg. Tobias Wald CDU: Nein!)

Erster Akt: Das Trojanische Pferd wird in die Arena gescho-
ben, verkauft unter dem Label: „Braunsbach, Unwettersofort-
hilfe“. Ziel ist es, eine moralisch überlegene Position aufzu-
bauen. Wer könnte sich der Notlage der Mitbürger verschlie-
ßen?

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: So machen Sie 
vielleicht Politik! Das mag sein!)

Zweiter Akt: 320 Stellen für Lehrer mit der Befähigung für 
das Lehramt an Grund- und Hauptschulen, ab 1. September 
zu besetzen, werden in § 2 des Nachtragsgesetzes auf die Büh-
ne geschoben. Wer könnte sich dieser Einstellung verschlie-
ßen? 

Der dritte Akt: Die Krieger des schwäbischen Odysseus, Herrn 
Kretschmann, verlassen das hölzerne Pferd. 98 neue Planstel-
len, angeblich zur Schaffung von Kompetenzen wie Digitali-
sierung bzw. zur nachhaltigen Steuerung der Zukunft, werden 
auf die Bühne geschoben. Welch edler Zug – oder doch nur 
Unterstützung der neu geschaffenen Stellen für Staatssekre-
täre, die sich aufgrund mangelnder Kompetenz Verstärkung 
holen müssen?

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD und den frakti-
onslosen Abgeordneten)

Schlauerweise wird bei der Hälfte der Stellen ein k.w.-Ver-
merk angebracht: zukünftig wegfallend zum 1. Januar 2022. 
Es stellt sich die Frage: Warum wurden nicht alle Stellen mit 
einem k.w.-Vermerk versehen? Ist es nicht so, dass im Zeit-
ablauf Kompetenzen aufgebaut werden und sich schon allein 
aufgrund der Digitalisierung ein Überhang in der Beamten-
schaft ergeben wird?

Schön finde ich auch den Absatz in der Begründung zu § 3. 
Zukünftig soll die Möglichkeit, „aus dringenden dienstlichen 

Gründen Personal über die im Haushaltsplan ausgewiesenen 
Stellen hinaus zu beschäftigen“, von sechs auf neun Monate 
verlängert werden. Nimmt man damit schon eine Mehrung 
vorweg, oder ist das die zukünftige Flexibilisierung, die wir 
nötig haben?

Die AfD-Fraktion sagt Ja zu § 1. Die Landesregierung soll 
schließlich operativ tätig bleiben bzw. dies schnellstens wer-
den. Die AfD-Fraktion sagt Ja zum Aufbau der Lehrerschaft, 
denn Bildung ist eine der tragenden Säulen, die unser Land 
dringend nötig hat. Die AfD-Fraktion sagt Nein zu der Meh-
rung um 98 Planstellen, und die AfD-Fraktion sagt Nein zur 
Verlängerung um drei Monate in § 3 des Nachtragsgesetzes.

(Beifall bei der AfD)

Zum Schluss: Mancher Odysseus, der als Held aufgetreten ist, 
endet als Ritter der traurigen Gestalt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Abg. Tobias Wald CDU: Er hat 
in den Spiegel geschaut! – Abg. Winfried Mack CDU: 
Er wollte ein Witzle machen! – Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Damit haben Sie eben Ihre Fraktion 

gemeint, stimmt’s?)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich das Wort Herrn Abg. 
Dr. Podeswa.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten)

Abg. Dr. Rainer Podeswa (fraktionslos): Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Wir 
beraten den Dritten Nachtrag für das Haushaltsjahr 2016. Der 
Finanzausschuss hat dem Landtag die Annahme dieses Nach-
tragshaushalts empfohlen, was angesichts der Mehrheitsver-
hältnisse ja auch nicht verwunderlich, sondern eine pure Selbst-
verständlichkeit ist und nicht etwa nur eine Empfehlung dar-
stellt.

(Abg. Tobias Wald CDU: Und gut ist es!)

Auch die Gruppe der fraktionslosen Abgeordneten der AfD

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Fraktions-
lose Abgeordnete!)

ist natürlich für die im Dritten Nachtragshaushalt enthaltenen 
Unwetterhilfen für die betroffenen Bürger und Betriebe und 
für die Instandsetzung der betroffenen Infrastruktur. Wir hät-
ten uns allerdings gewünscht, dass der doch vergleichsweise 
geringe Betrag von 42 Millionen €, der, bezogen auf das Vo-
lumen des Staatshaushalts, kaum in Promille ausgedrückt wer-
den kann, durch Umschichtungen zur Verfügung gestellt wor-
den wäre. Solch eine verantwortungsvolle und sparsame Haus-
haltspolitik darf der Bürger aber offensichtlich auch von die-
ser Regierung nicht erwarten.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Der eigentliche Skandal ist allerdings die Unverfrorenheit, mit 
welcher die Unwetterkatastrophe und die notwendige Aufsto-
ckung der Lehrerschaft dazu missbraucht wird, den Bürgern 
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in Baden-Württemberg den ungebremsten Aufbau der Minis-
terialbürokratie zu verkaufen.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Allein in den letzten fünf Jahren ist die Anzahl der offiziellen 
Ministerialbeamten um über 300 auf heute 3 277 gestiegen. 
Nicht enthalten ist darin die Zahl der in die Ministerien abge-
ordneten Beamten; diese kommt noch zusätzlich dazu. Die 
neue Landesregierung beweist bereits: Sie ist nicht besser als 
die alte.

(Vereinzelt Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Sie genehmigt sich 98 neue Stellen in der Landesverwaltung 
mehr – einfach so. Die Bürger auf der Straße schütteln den 
Kopf darüber. Dass es hier nur um politisches Postengescha-
cher geht, ist Gott sei Dank auch dem letzten Bürger klar.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

„Realsatire“, haben Sie gesagt, Herr Kollege Hofelich. Die 
„Heilbronner Stimme“ spricht vom Jahrmarkt der Eitelkeiten. 
Jedes Mal, wenn ich die „Heilbronner Stimme“ in die Hand 
nehme, wundere ich mich, dass sie nicht in grüner Farbe 
druckt.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD – Lachen bei den Grünen – Abg. 
Dr. Markus Rösler GRÜNE: Die „Heilbronner Stim-

me“?)

Aber selbst diese Zeitung weiß, was hier läuft. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Druckt 
die Ihre Anzeigen?)

Herr Ministerpräsident Kretschmann versucht, den Bürgern 
das Ganze dann als „schlanken Nachtrag“ zu verkaufen. Er 
behauptet, dass nach sorgfältigster Prüfung nur der minimals-
te, absolut notwendige Personalaufbau in die Planung einge-
flossen sei. 

Eine ganz besonders pikante Note bekommen die Ausführun-
gen von Herrn Ministerpräsident Kretschmann dann aber durch 
die Ausführungen von Herrn Volker Stich. Meine sehr geehr-
ten Herrn Kollegen Abgeordneten, natürlich kennen Sie Herrn 
Volker Stich. Kennen Sie ihn nicht? Dann will ich ihn Ihnen 
vorstellen. Er ist der Vorsitzende des Beamtenbunds in Ba-
den-Württemberg. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Natürlich! Jetzt 
haben wir auf Sie gewartet, das zu erfahren! – Wei-

tere Zurufe)

Was sagt der Vorsitzende des Beamtenbunds? Also, was sagt 
ein Alkoholiker, wenn Sie ihm ein Viertele oder einen Schnaps 
anbieten? Wahrscheinlich sagt er Ja. Und was sagt der Vorsit-
zende des Beamtenbunds, wenn Sie ihn fragen, ob neue Be-
amtenstellen benötigt werden? Natürlich sagt er Ja. Aber was 
sagt Herr Stich? Er kenne keine Engpässe in den Landesmi-
nisterien. Das ist ein wörtliches Zitat.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ich finde den Ver-
gleich trotzdem unterirdisch, den Sie da machen! – 
Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Stich freut 
sich, wenn er mit einem Alkoholiker verglichen wird! 

Unglaublich!)

Noch einmal: Der Vorsitzende des Beamtenbunds kennt kei-
ne Engpässe in den Landesministerien. Was muss man sich 
als einfacher Abgeordneter da denken? 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Ist Herr Volker Stich schlicht unwissend? Vertritt er die Be-
amtenschaft schlecht? Oder wurde durch die neue Landesre-
gierung einfach nur ganz besonders sorgfältig gesucht, wo 
man noch neue Stellen finden kann? 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Herr Kretschmann, für wie dumm wollen Sie die Bürger ei-
gentlich verkaufen? Wäre es nicht einfach besser gewesen, 
den Bürgern reinen Wein einzuschenken und es als Naturge-
setz darzustellen, dass nach jeder neuen Wahl selbstverständ-
lich Wahlhelfer, Freunde, Unterstützer bedacht werden müs-
sen 

(Heiterkeit und Beifall bei den fraktionslosen Abge-
ordneten und der AfD)

und ein Stellenaufbau schon aus diesen Gründen völlig un-
vermeidlich ist? Wenn man auf die vergangenen zwei, drei 
Jahrzehnte zurückblickt, erkennt man, dass es in Baden-Würt-
temberg zwischenzeitlich tatsächlich schon Tradition gewor-
den ist, dass nach jeder Wahl die Beamtenschaft aufgestockt 
wird.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Aber wenigstens wissen wir jetzt, dass das ein unvermeidli-
ches Naturgesetz ist. Und Naturgesetze kann man natürlich 
mathematisch abbilden.

(Vereinzelt Heiterkeit bei fraktionslosen Abgeordne-
ten und der AfD)

Deshalb können wir die Bürger von dieser Stelle hier heute 
auch schon trösten. Es ist ganz einfach auszurechnen, wie oft 
die Bürger in Baden-Württemberg noch wählen gehen müs-
sen, bis wir griechische Verhältnisse haben.

(Heiterkeit und Beifall bei den fraktionslosen Abge-
ordneten und der AfD)

Die schwarz-gelbe CDU, Entschuldigung, die schwarz-rote 
CDU, 

(Heiterkeit)

die grün-schwarze CDU macht dabei natürlich auch noch be-
reitwillig mit.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Im Jahr 2011 betrugen die Steuereinnahmen des Landes Ba-
den-Württemberg 27,3 Milliarden €. Im Jahr 2015 waren es 
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bereits 32,9 Milliarden €. Im letzten Nachtragshaushalt wur-
den die Steuereinnahmen mit 34,5 Milliarden € beziffert. Das 
ist von 2011 bis 2016 eine Steigerung um 26 %. 

Trotzdem musste die grün-rote Regierung in den Jahren 2013 
und 2014 gleich zwei Mal in deutlicher Höhe Schulden auf-
nehmen. Die alte Landesregierung hat es nicht geschafft, auch 
nur ein einziges Mal in größerem Umfang Schulden zu tilgen. 
Sie, meine Damen und Herren, verspielen die Zukunft unse-
rer Kinder, denn auf Schuldenbergen können keine Kinder 
spielen. Und es geht gerade so weiter. „Aber für unsere Kin-
der tun wir alles, damit Baden-Württemberg jeden Tag ein 
bisschen besser wird.“ 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Ich bin zwar noch brandneu im Landtag, aber diese Phrase, 
Herr Abg. Schwarz, habe ich von Ihnen wahrscheinlich jetzt 
schon ein ganzes Dutzend Mal gehört. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD – Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: 

Perfekt!)

Sie haben im Nachtragsetat für die Kinder in unserem Land 
631 weitere Stellen im Zuständigkeitsbereich des Kultusmi-
nisteriums vorgesehen: 320 Lehrer an Grundschulen, 111 neue 
Stellen an Gymnasien für Verbesserungen in der Oberstufe 
und 200 Stellen für Lehrkräfte, die in Vorbereitungsklassen 
Flüchtlingskinder unterstützen sollen. Wer möchte dazu schon 
Nein sagen? 

Es wird darüber geredet, dass die Lehrerstellen im Nachtrags-
haushalt dringend gebraucht werden. Das wird richtig sein. 
Ich habe mir aber auch den Bericht des Rechnungshofs ange-
sehen. Anfang des Jahres 2015 waren 146 Lehrer aus dem 
Lehrbetrieb genommen und in das Kultusministerium abge-
stellt worden; angeblich sind es aktuell über 160. Die Lehrer 
müssten in der Schule arbeiten, anstatt im Ministerium tätig 
zu sein. Dann müsste man vielleicht auch weniger Lehrer ein-
stellen.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Wenn jetzt 1 500 neue Stellen im Polizeidienst geschaffen 
werden, hoffe ich, dass davon nicht ein großer Teil zur Ver-
schönerung des Innenministeriums vorgesehen ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei fraktionslosen Abgeord-
neten und Abgeordneten der AfD – Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Daran merkt man, dass Sie keine 
Ahnung haben, wie die Landesregierung funktioniert! 

Keine Ahnung, aber Sprüche!)

Wir reden hier nicht über den Dritten Nachtragshaushalt. Wir 
reden hier über den Umgang der alten Regierung und den Um-
gang der neuen Regierung mit Steuergeld. Als AfD müssen 
wir eindeutig sagen: 

(Abg. Tobias Wald CDU: Welche AfD? – Unruhe – 
Glocke des Präsidenten) 

Es wird hier offensichtlich nicht auf den Cent geschaut, es 
wird hier auch nicht auf den Euro geschaut, es wird noch nicht 
einmal auf die Millionen Euro geschaut.

Wir müssen das komplette Ausgabenverhalten des Landes Ba-
den-Württemberg von Grund auf infrage stellen. Wir müssen 
endlich den immer wieder beschworenen, auch von meinen 
Vorrednern beschworenen Konsolidierungskurs einschlagen. 
Seit Jahren wird nur darüber geschwätzt. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren von der Regierung, nur Schwätzen und 
Mauscheln tut es nicht. Vielleicht sollten wir allmählich an-
fangen zu schaffen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Frau Finanzministerin Sitzmann.

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! 
Ich freue mich, dass wir heute, gut zwei Monate nach der Kon-
stituierung des Landtags, bereits in zweiter und dritter Lesung 
den Dritten Nachtrag 2016 beraten und auch beschließen wer-
den. Das war für uns alle ein zeitlich sehr enges Verfahren. 

Ich möchte an dieser Stelle allen herzlich danken, die sich da-
ran intensiv beteiligt haben. Das gilt für die Damen und Her-
ren Abgeordneten, die eine Sondersitzung des Finanzaus-
schusses ermöglicht haben. Das gilt für die beteiligten Res-
sorts und natürlich insbesondere auch für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter meines Hauses, die im Eiltempo diesen 
Dritten Nachtrag zusammengestellt haben.

Ich möchte mich auch für die sachorientierte und konstrukti-
ve Debatte im Finanzausschuss bei allen Mitgliedern sehr 
herzlich bedanken.

Es geht bei diesem Nachtrag um drei Bereiche – es ist bereits 
mehrfach angesprochen worden –: Zum einen geht es um die 
Unwetterhilfen. Starkregen- bzw. Hochwasserereignisse ha-
ben zu deutlichen Schäden und Verwüstungen geführt. Ich bin 
froh, dass die Landesregierung hier schnell, zeitnah und un-
bürokratisch Hilfe leisten konnte. Das konnten wir aber nur 
durch die Rückendeckung des Landtags, durch die Akzeptanz 
dieser schnellen und unbürokratischen Maßnahmen, insbe-
sondere was die Soforthilfe betrifft. 

Ich bin auch froh, dass sich alle Fraktionen dazu bekannt ha-
ben, die Unwetterhilfen mit den verschiedenen Bausteinen, 
die hier im Nachtrag enthalten sind, zu beschließen. Es geht, 
wie Sie wissen, um die Soforthilfen für die Betroffenen, um 
die Sanierung der beschädigten Landesstraßen, um ein Son-
derprogramm für die besonders betroffene Gemeinde Brauns-
bach und die Bewältigung der Schäden in der Landwirtschaft. 
Es ist ein gutes Signal der Solidarität, dass der Landtag von 
Baden-Württemberg das in seiner Gesamtheit mitträgt.

Vorhin ist mehrfach die Frage der Finanzierung angeklungen. 
Ich finde, es ist ein gutes Zeichen der Solidarität, dass sich, 
als diese Schäden bekannt geworden sind, das gesamte Kabi-
nett sofort bereit erklärt hat, 20 Millionen € durch eine globa-
le Minderausgabe über alle Ressorts hinweg mitzutragen. Das 
ist sehr positiv und zeigt die Unterstützung, die wir gemein-
sam leisten wollen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)
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Weiter geht es um die Stärkung der Schulen, der Grundschu-
len, der Gymnasien und um die Beschulung der Flüchtlings-
kinder. Auch das ist bereits angesprochen worden, und auch 
hier besteht Konsens. Auch das ist ein sehr gutes Signal. Das 
sind wichtige Investitionen in die Zukunft, die wir da tätigen. 

Allerdings muss ich Ihnen sagen: Manche Kritik, die jetzt hier 
geäußert worden ist, kann ich nicht nachvollziehen. Es geht 
um die Weiterbildung für Haupt- und Werkrealschullehrkräf-
te. Sie haben das Bekenntnis der Kultusministerin, dass zum 
kommenden Schuljahr mit diesen Weiterbildungsprogrammen 
begonnen werden kann. Deshalb frage ich mich, was es dar-
an zu kritisieren gibt. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Zu wenig!)

Wir fangen mit dem kommenden Schuljahr an, und ich finde, 
das ist auch gut so. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Es gab jetzt Anträge, in denen Vertretungslehrkräfte an Schu-
len mit Neustellen für die Regierung vermischt wurden. Zu 
den Neustellen sage ich gleich noch einmal extra etwas. Aber 
die Vermischung ist nun wirklich sachfremd. Das eine kann 
mit dem anderen aus verschiedensten Gründen nicht gegen-
gerechnet oder -finanziert werden. Das geht weder vom Um-
fang her, meine Damen und Herren, 

(Zuruf des Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP) 

noch von der Art und Weise der Finanzierung. Wir haben es 
im Finanzausschuss diskutiert, dass der Großteil der Mittel, 
die 2016 für die Neustellen bei der Landesregierung benötigt 
werden, aus den jeweiligen Personaltiteln der einzelnen Mi-
nisterien kommen. Man kann jetzt nicht alle anzapfen und um-
schichten und sagen: „Das geben wir für Vertretungslehrkräf-
te aus.“ Das funktioniert so nicht.

Außerdem möchte ich an dieser Stelle noch mal betonen – das 
ist auch bereits mehrfach gesagt worden –, dass sich bei Ver-
tretungslehrkräften an Schulen der Bedarf immer wieder neu 
stellt. Die Kultusministerin weiß im Juni oder im Juli nicht, 
an welcher Schule Mitte September, Mitte Oktober oder An-
fang November Vertretungslehrkräfte gebraucht werden. Das 
muss jeweils neu entschieden werden.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: So geht es den 
Unternehmen auch!)

Das ist auch der Grund, warum die Situation so ist, wie sie ist. 
Das ist natürlich für die Betroffenen unbefriedigend; das ver-
stehen wir auch. Aber der ehemalige Kultusminister weiß es 
– wir haben auch in den letzten fünf Jahren x-mal darüber dis-
kutiert –: Wir brauchen den flexiblen Einsatz der Lehrkräfte, 
je nach Bedarf. Derzeit ist das, was Sie fordern, gar nicht um-
setzbar, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP/DVP. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Glocke des 
Präsidenten)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Frau Ministerin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Glück? 

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Gern, Herr Glück. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte, Herr Abg. Glück. 

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frau Ministerin, herzlichen 
Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Sie sagten gerade, es sei 
nicht möglich, dass man Geld von einem Ressort in ein ande-
res Ressort schiebt. Ist Ihnen bewusst, dass das Parlament das 
Königsrecht des Haushalts hat und daher erst einmal alles 
möglich ist, sofern sich die politische Mehrheit hierfür findet? 
Und die politische Mehrheit liegt eben gerade bei Ihnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der AfD 
und fraktionslosen Abgeordneten)

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Also bei mir per-
sönlich nicht. Sie liegt bei den die Regierung tragenden Frak-
tionen, den Grünen und der CDU. Es wäre natürlich der FDP/
DVP unbenommen gewesen, wenn sie der Ansicht ist, wir sol-
len die Vertretungslehrkräfte in Zukunft auch über die Som-
merpause anstellen, so ehrlich zu sein und 12,5 Millionen € 
für den Haushalt zu beantragen. Das haben Sie aber nicht ge-
tan.

(Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD) 

Insofern haben Sie versucht, Dinge miteinander zu vermen-
gen, die nicht zusammenpassen und die Ihnen halt politisch 
zupasskommen. Wenn Sie das wollen, können Sie diese An-
träge stellen. Dann werden wir sie bei der Aufstellung des 
Haushalts 2017 intensiv diskutieren, und der Landtag wird 
dann darüber entscheiden. 

Warum geht es jetzt nicht? Das hat damit zu tun, dass wir in 
diesem Dritten Nachtrag einen Bedarf von 180 000 € für die 
98 Stellen bei der Regierung haben. 180 000 € versus 12 Mil-
lionen € – also auch da sehen Sie, das passt einfach nicht zu-
sammen, meine Damen und Herren. 

(Zurufe von der AfD)

Über die 98 Stellen haben wir jetzt mehrfach diskutiert. Herr 
Kollege Hofelich, vielleicht passt es Ihnen nicht – das mag ja 
sein –, aber es gibt eine neue Regierung. 

(Lachen des Abg. Peter Hofelich SPD)

Und es gibt eine neue Regierung in neuer Zusammensetzung, 
mit neuen Ministerinnen und Ministern, mit neuen Ressort-
zuschnitten, mit neuen Staatssekretärinnen und Staatssekre-
tären,

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Aber ihr seid doch nicht 
neu!)

und aus dieser Neubildung entsteht selbstverständlich – wie 
2011 auch – ein Bedarf an neuen Stellen. Ich fände es ange-
bracht, wenn auch Sie, die Sie damals auch neue Stellen für 
sich in Anspruch genommen haben, einmal anerkennen wür-
den, 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Dann muss man die Stel-
len begründen!)

dass diese notwendig sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Peter Hofelich SPD: Da wurde der Beifall ver-

haltener!)

– Ich bin ja nur da, um den Nachtrag zu erläutern, und nicht, 
um Beifall zu heischen. 
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(Zurufe von der SPD: Ah! – Abg. Wolfgang Drexler 
SPD: So sieht die Rede aber nicht aus!)

Also, 98 neue Stellen, und ich kann Ihnen versichern: Obwohl 
der Zeitraum sehr kurz war, haben wir im Finanzministerium 
jede einzelne Stelle daraufhin geprüft, ob sie notwendig ist, 
ob es nicht freie, unbesetzte Stellen gibt, die mit neuen Auf-
gaben betraut werden können. Wir sind zu dem Ergebnis ge-
kommen: Ja, diese 98 neuen Stellen sind notwendig, sie sind 
gerechtfertigt, um die Arbeitsfähigkeit der neuen Regierung 
sicherzustellen. Wir haben von diesen 98 neuen Stellen 44 
k.w. gestellt.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Genau!)

Es gab heute hier unterschiedliche Meinungen, ob man diese 
44 oder alle Stellen mit einem k.w.-Vermerk versehen soll. 
Die SPD hat beantragt, man solle für den Rest, also die wei-
teren 54, ein Stellenabbauprogramm festlegen. 

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

Das ist durchaus eine Option. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Richtig!)

Aber die Schuldenbremse gilt ab 2020. Unser Haushalt muss 
bis 2020 ohne Aufnahme neuer Schulden ausgeglichen sein. 
Es liegt ein deutlicher Konsolidierungsbedarf vor, weil eine 
strukturelle Deckungslücke besteht. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Da haben wir den Wider-
spruch!)

Das heißt, wenn wir auf der einen Seite neue Stellen schaffen, 
müssen wir sie auch im Blick auf 2020 gegenfinanzieren. Ein 
Stellenabbauprogramm wie in der letzten Legislaturperiode 
würde erst nach dem Ende dieser Legislaturperiode – das 
heißt, erst nach dem Inkrafttreten der Schuldenbremse – grei-
fen. 

Meine Damen und Herren, es ist doch völlig klar: Diese Ko-
alition hat sich zu einer Konsolidierung und Sanierung des 
Haushalts und zur Einhaltung der Schuldenbremse verpflich-
tet. Ich gehe davon aus, dass wir den Weg – auch wenn er 
nicht ganz einfach wird – gemeinsam gehen werden. Dazu ge-
hört natürlich auch die Gegenfinanzierung dieser 98 Stellen; 
das ist ganz selbstverständlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Ich kann Folgendes nicht nachvollziehen, Herr Kollege Ho-
felich. Sie haben heute einen achtseitigen Brief des Staatsmi-
nisteriums bekommen, 

(Zuruf von der AfD: Vor einer Stunde!)

in dem jede einzelne Stelle – jede einzelne! – beschrieben und 
begründet ist – samt Organigramm. Es ist also alles nachvoll-
ziehbar. Im Finanzausschuss waren Vertreterinnen und Ver-
treter aller Ressorts anwesend, die Sie befragen konnten. 

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

Das haben Sie ja auch zum Teil getan; Ihre Fragen wurden 
auch beantwortet. 

(Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD) 

Insofern gibt es überhaupt keinen Grund, an dem Verfahren 
irgendetwas zu kritisieren, meine Damen und Herren.

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Frau Ministerin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hofelich?

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Bitte schön.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte, Kollege Hofelich.

Abg. Peter Hofelich SPD: Ich habe die Zwischenfrage, ob 
Ihnen – erstens – bekannt ist, dass der Brief heute Morgen – 
also nach ca. sechs Tagen – um halb zehn ankam und dass ich 
in meiner Rede gerade Bezug darauf genommen habe. Ich ha-
be gesagt, kursorisch beträfen die Neustellen beim Staatsmi-
nisterium beispielweise Koordination, Planung, Steuerung und 
damit typische Leitungsthemen, bei denen erst recht zu hin-
terfragen ist, ob sie wirklich notwendig sind. Denn diese The-
men stecken nicht voll im Sachgebiet – außer beim Normen-
kontrollverfahren. Die erste Frage ist also, ob Sie bemerkt ha-
ben, dass ich das gesagt habe. 

Meine Kritik zielt nicht darauf ab, Stellen nicht zu schaffen. 
Vielmehr sage ich, dass sich zwischen zwei Häusern, dem 
Staatsministerium und dem Innenministerium, etwas aufbaut. 
Das ist die politische Kritik. 

Die zweite Frage: Haben Sie eigentlich nicht bemerkt, dass 
wir in unserem Antrag, was das Stellenabbauprogramm an-
geht, bereits eine Stufung eingebaut haben, nach der der Ein-
stieg im Jahr 2016 geschieht, und dass das Ende des Stellenab-
bauprogramms natürlich vor dem Jahr 2020 liegen kann? Das 
liegt auch an Ihnen. Das müssten Sie doch auch gelesen ha-
ben.

Vielleicht könnten Sie diese beiden Fragen beantworten. 

(Beifall bei der SPD)

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Die Fragen be-
antworte ich gern. – Den Brief des Staatsministeriums habe 
ich auch gesehen. Ich halte es für möglich, diesen Brief bin-
nen zehn Minuten intensiv durchzublättern

(Abg. Peter Hofelich SPD: Habe ich gemacht! – Abg. 
Andreas Stoch SPD: Er hat es inhaltlich kritisiert!)

und das Ganze auf Plausibilität zu prüfen. Es ist plausibel und 
transparent dargelegt – inklusive Organigramm – und sollte 
so nachvollziehbar sein, Herr Kollege Hofelich. An Transpa-
renz mangelt es also nicht. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass in dem Ge-
setzentwurf zum Nachtrag jede einzelne Stelle in jedem Ein-
zelplan exakt aufgelistet wird. Klarer kann man es also nicht 
auf den Tisch legen. 

(Abg. Tobias Wald CDU: Mehr Transparenz geht 
nicht! – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-

NE: Ja! So ist es!)

Wie gesagt, Vertreterinnen und Vertreter aller Ressorts waren 
im Finanzausschuss anwesend, standen für Fragen zur Verfü-
gung. Insofern gibt es für eine Kritik am Verfahren überhaupt 



 435

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 11. Sitzung – Donnerstag, 21. Juli 2016
(Ministerin Edith Sitzmann) 

keinen Grund. Diese möchte ich an dieser Stelle noch einmal 
deutlich zurückweisen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Lassen Sie mich zum Staatsministerium eine Rechnung auf-
machen: 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Gibt es wieder Vergleiche?)

Mit dem Dritten Nachtrag 2011 betrug die Stellenzahl im 
Staatsministerium 210. Jetzt sind 33 Stellen, die sich mit dem 
Themenfeld Europa beschäftigen, in den Bereich des Justiz-
ministeriums abgewandert; im Staatsministerium gab es vor-
her 207 Stellen, nämlich 240 minus 33. Mit 22 zusätzlichen 
Stellen im Nachtrag wären wir bei 230. Wir ziehen 16 Stel-
len, die noch zu bringen sind, ab; dann hat das Staatsministe-
rium – Stand Dritter Nachtrag 2016 – exakt 4,5 Stellen mehr 
als beim Dritten Nachtrag 2011. Ich finde, das ist doch wirk-
lich mit Augenmaß; daran kann man nicht wirklich etwas aus-
zusetzen haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Frau Ministerin, gestatten 
Sie noch eine Zwischenfrage des Abg. Hofelich? 

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Ich würde hier 
gern weitermachen. Wir hatten im Finanzausschuss die Mög-
lichkeit, über alles intensiv zu diskutieren. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Aber die Antwort war un-
befriedigend! – Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

Ich möchte noch einen Punkt deutlich machen. Einige meiner 
Vorredner haben bereits die Eckpunkte des Haushalts 2017 
angesprochen. Wir werden diesen Haushalt intensiv beraten. 
Wir haben eine Deckungslücke von 2,6 Milliarden € zu schlie-
ßen. Wir, die Regierungsfraktionen und das Kabinett, haben 
mit den Eckpunkten beschlossen, dass wir einen Konsolidie-
rungsbeitrag von 800 Millionen € brauchen. Das wird kein 
einfacher Weg, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Abg. Peter Hofelich SPD: Falsche Richtung! – Abg. 
Andreas Stoch SPD: Wenn man die Zusatzausgaben 
anguckt, sieht man das! – Gegenruf des Abg. Dr. 
Markus Rösler GRÜNE: Wir warten auf die Einspar-

vorschläge der SPD!)

Sie wissen selbst, dass wir in dieser Haushaltslage sind, ob-
wohl es in der Vergangenheit Konsolidierungsbemühungen 
gab, die der Rechnungshof ausdrücklich gewürdigt hat. Der 
Rechnungshof hat aber auch ganz klar gesagt, dass die Kon-
solidierungsbemühungen verstärkt werden müssen. Das sage 
ich deshalb, Herr Kollege Stoch, weil Sie gestern so getan ha-
ben, als befänden wir uns nicht in einer schwierigen Haus-
haltssituation. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Wer 2 Milliarden € Mehr-
ausgaben plant!)

Sie haben diese als „angeblich“ etikettiert. Die Haushaltssitu-
ation ist schwierig. Lesen Sie den Bericht des Rechnungshofs. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Und welche Ursachen?)

– Die Ursachen kennen Sie selbst ganz genau. Ich kenne sie 
natürlich auch. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Gut! – Abg. Tobias Wald 
CDU zur SPD: Die frühere Regierung!)

Das ist eine Herausforderung, und wir sind bereit, sie gemein-
sam anzunehmen. Ich bin gespannt, wie die Opposition agiert, 
wenn es um die Konsolidierung geht. 

(Lachen des Abg. Peter Hofelich SPD – Abg. Andre-
as Stoch SPD: Wie Sie agieren, das wissen wir jetzt! 
– Gegenruf des Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: 800 

Millionen € Einsparungen!)

Werden Sie, wenn es um den Haushalt 2017 geht, nicht nur 
den positiven Projekten, den neuen Förderprogrammen zu-
stimmen, sondern auch die Konsolidierungsvorschläge, die 
wir machen werden, mittragen?

(Abg. Peter Hofelich SPD: Auf diese Idee wäre ich 
nie gekommen!)

Daran, Herr Kollege Hofelich, werden wir Sie dann messen. 

(Abg. Peter Hofelich SPD: Sehr gern! – Beifall bei 
Abgeordneten der Grünen – Abg. Peter Hofelich 

SPD: Alles überschlägt sich hier!)

Meine Damen und Herren, selbstverständlich ist klar, dass der 
Koalitionsvertrag eine Grundlage für die Arbeit dieser neuen 
Regierung ist. Es ist auch klar, dass diese Regierung Schwer-
punkte und Prioritäten setzt. Aber die Schuldenbremse gilt. 
Sie ist im Grundgesetz verankert. Wir werden sie einhalten. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Deshalb wird es bei der Aufstellung der kommenden Haus-
halte darum gehen: Was ist finanzierbar, was ist leistbar? Es 
wird nicht alles on top kommen können. Wir werden uns lei-
der auch der Aufgabe stellen müssen, Bisheriges infrage zu 
stellen. Wie gesagt, wir werden sehr genau beobachten, wie 
sich die Opposition dann aufstellt und ob sie auch die Verant-
wortung übernehmen wird. Sie haben es ja fünf Jahre lang be-
reits getan. 

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Wir haben schon 
angefangen!)

Die Opposition hat natürlich die Verantwortung, die Regie-
rung zu kontrollieren

(Abg. Peter Hofelich SPD: Mit Freude! – Abg. An-
dreas Stoch SPD: Genau!)

und, wenn es einen guten Grund gibt, zu kritisieren. 

(Abg. Peter Hofelich SPD: Damit haben wir schon 
begonnen! – Abg. Andreas Stoch SPD: Jede Menge!)

Aber konstruktive Opposition bedeutet immer, auch Verant-
wortung zu übernehmen, meine Damen und Herren. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Da machen Sie sich mal 
keinen Kopf!)

Wir haben hier einen Nachtrag vorgelegt, der ausgewogen ist, 
der die notwendigen Maßnahmen, die wir jetzt brauchen, die 
wir noch vor der Sommerpause beschließen müssen, abbildet. 
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Wir haben noch nicht erwähnt, dass im Nachtrag auch eine 
Verpflichtungsermächtigung für den Bahnhalt Merklingen ent-
halten ist. Das ist ein wichtiger Punkt für die Region Laichin-
ger Alb. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Daniel Rottmann [fraktionslos])

Diese Verpflichtungsermächtigung ist noch keine Verausga-
bung, sondern sie ermöglicht dem Verkehrsminister lediglich, 
in Verhandlungen einzutreten. Wir hoffen, dass diese Verhand-
lungen erfolgreich sein werden. Dann kann der Haushaltsge-
setzgeber entscheiden, ob die Verpflichtungsermächtigungen 
eingelöst werden. 

Unterm Strich wird die Finanzierung aus den Regionalisie-
rungsmitteln des Bundes erfolgen; denn die Verhandlungen in 
den letzten Jahren haben erfreulicherweise dazu geführt, dass 
die Regionalisierungsmittel steigen und dynamisiert werden. 

Baden-Württemberg wird weniger defizitär aufgestellt sein als 
in den vergangenen Jahren. Das ist auch ein wichtiger Punkt 
in diesem Nachtrag. Meine Damen und Herren, der Nachtrag 
ist schlank. Wenn er einen Bauch hat, dann hat er maximal ei-
nen Waschbrettbauch, Herr Kollege Aden.

(Heiterkeit – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ge-
nau! So etwas sieht man ja gern! – Zuruf des Abg. Dr. 

Gerhard Aden FDP/DVP) 

Ich würde mich freuen, wenn der Haushaltsgesetzgeber die-
sem Nachtrag heute in der vorliegenden Form zustimmt.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, in der Allgemeinen Aussprache liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. 

Wir treten in der Zweiten Beratung in die  A b s t i m -
m u n g  ein und kommen zur Einzelabstimmung über den 
Entwurf des Nachtragsgesetzes der Landesregierung, Druck-
sache 16/240:

Gesetz über die Feststellung eines Dritten Nachtrags 
zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für 

das Haushaltsjahr 2016 

Abstimmungsgrundlage ist die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Finanzen, Drucksache 16/300.

(Unruhe)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie etwas Ruhe einkehren lassen, damit wir die Abstim-
mung durchführen können.

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, dem Gesetzentwurf mit einer 
Änderung, nämlich der Einfügung eines neuen § 2 a, zuzu-
stimmen. 

Zu dem Gesetzentwurf liegen zwei Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD, Drucksachen 16/345-4 und 16/345-5, so-
wie drei Änderungsanträge der Fraktion der FDP/DVP, Druck-
sachen 16/345-1 bis 16/345-3, vor. 

Die Änderungsanträge werde ich an den betreffenden Stellen 
aufrufen und darüber abstimmen lassen.

Ich rufe auf

§ 1

Zu § 1 Absatz 1 liegt der Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD, Drucksache 16/345-4, vor, der Mittel für die Finanzierung 
von Qualifizierungsmaßnahmen bei den Haupt- und Werkre-
alschulen fordert. Außerdem liegt zu § 1 der Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP/DVP, Drucksache 16/345-1, vor, der be-
gehrt, in einem neuen Absatz 3 einen Aufstiegs- und Weiter-
qualifizierungslehrgang für in der Besoldungsgruppe A 12 be-
findliche Haupt- und Werkrealschullehrkräfte einzuführen. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD, Drucksache 16/345-4, abstimmen. Wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Nun lasse ich über den Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP/DVP, Drucksache 16/345-1, abstimmen. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungsantrag ist 
mehrheitlich abgelehnt.

Wer § 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – § 1 ist 
mehrheitlich zugestimmt. 

Ich rufe auf

§ 2

und hierzu die beiden Änderungsanträge der Fraktion der 
FDP/DVP, Drucksachen 16/345-2 und 16/345-3. 

Der Änderungsantrag Drucksache 16/345-2 fordert, dass die 
Schulen über den Einsatz der zusätzlichen Personalmittel in 
eigener pädagogischer Verantwortung entscheiden sollen. Wer 
diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Änderungs-
antrag ist mehrheitlich abgelehnt.

Der Änderungsantrag der Fraktion der FDP/DVP, Drucksa-
che 16/345-3, begehrt, dass der finanzielle Gegenwert der für 
die Regierungsneubildung geplanten Stellen für einen Ein-
stieg in die Beseitigung der sechswöchigen Arbeitslosigkeit 
für befristet angestellte Lehrerinnen und Lehrer verwendet 
wird. Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der 
Änderungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt.

Wer § 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – § 2 ist mehrheitlich zuge-
stimmt.

Ich rufe auf

§ 2 a

in der Fassung der Beschlussempfehlung Drucksache 16/300.

Wer § 2 a zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – § 2 a ist mehrheitlich zuge-
stimmt.
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Die Fraktion der SPD begehrt mit dem Änderungsantrag Druck-
sache 16/345-5, einen neuen § 2 b einzufügen, mit dem ein 
Stelleneinsparprogramm für die im Rahmen der Regierungs-
neubildung geschaffenen Neustellen festgelegt werden soll. 
Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Ände-
rungsantrag ist mehrheitlich abgelehnt.

Ich rufe auf 

§ 3

Wer § 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – § 3 ist da-
mit mehrheitlich zugestimmt. 

Ich rufe auf 

§ 4

Wer § 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genprobe! – Enthaltungen? – § 4 ist mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf 

§ 5

Wer § 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – § 5 ist da-
mit mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf 

§ 6

Wer § 6 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genprobe! – Enthaltungen? – § 6 ist damit mehrheitlich zuge-
stimmt.

Wir kommen nun gemäß dem zu Sitzungsbeginn getroffenen 
Beschluss in der Dritten Beratung zur  A b s t i m m u n g 
über den Entwurf des Nachtragsgesetzes der Landesregierung:

Gesetz über die Feststellung eines Dritten Nachtrags 
zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für 

das Haushaltsjahr 2016,

Drucksache 16/240. Abstimmungsgrundlage sind die soeben 
in der Zweiten Beratung gefassten Beschlüsse zur Drucksa-
che 16/300. 

Ich rufe auf 

§ 1

Wer § 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – § 1 ist mehrheitlich zu-
gestimmt.

Ich rufe auf 

§ 2

Wer § 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – § 2 ist mehrheitlich zuge-
stimmt.

Ich rufe auf 

§ 2 a

Wer § 2 a zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – § 2 a ist mehrheitlich zuge-
stimmt.

Ich rufe auf 

§ 3

Wer § 3 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – § 3 ist da-
mit mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf 

§ 4

Wer § 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genprobe! – Enthaltungen? – § 4 ist mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf 

§ 5

Wer § 5 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – § 5 ist 
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf 

§ 6

Wer § 6 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – § 6 ist damit mehrheit-
lich zugestimmt.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 21. Juli 2016 das folgende Ge-
setz beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz über die Feststellung eines Dritten Nachtrags 
zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für das 
Haushaltsjahr 2016“. – Sie stimmen der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich von 
seinem Platz zu erheben. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Dem Gesetz ist damit mehrheitlich zugestimmt.

Damit ist Punkt 3 der Tagesordnung erledigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die Mittags-
pause eintreten, gebe ich noch folgenden Hinweis: Die Mit-
glieder des gestern eingesetzten Untersuchungsausschusses 
„Rechtsterrorismus/NSU BW II“ treffen sich in zehn Minu-
ten zu ihrer konstituierenden Sitzung im Königin-Olga-Bau 
im Sophie-Scholl-Saal, Raum 501. Eine Einladung zu dieser 
Sitzung ist Ihnen bereits zugegangen. 
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Wir treten in die Mittagspause ein und setzen die Sitzung um 
14:45 Uhr fort. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13:34 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14:46 Uhr) 

Präsidentin Muhterem Aras: Wir fahren mit unserer Sitzung 
fort.

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde – Drucksache 16/278

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 1 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  –  P i l z -
d r u c k  i n  ö k o l o g i s c h  b e w i r t s c h a f t e -
t e n  R e b l a g e n

Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! In der „Heilbronner Stimme“ in 
der Ausgabe „Hohenloher Zeitung“ ist zu lesen:

Gewaltiger Pilzdruck: Öko-Winzer schlagen Alarm 

Die EU-Rechtsverschärfung trifft Bio-Wengerter hart. 
Ohne eine Lockerung droht dem ökologischen Weinbau 
im Land das Aus. 

Ich frage die Landesregierung:

a) Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung über die ak-
tuelle Problematik des Pilzdrucks durch Peronospora in 
ökologisch bewirtschafteten Reblagen in Baden-Württem-
berg im Zusammenhang mit den stark eingeschränkten 
Möglichkeiten des Pflanzenschutzes infolge des gesetzlich 
bedingten Wegfalls von Phosphonaten auf dem Markt für 
Pflanzenschutzmittel?

b) Was tut sie insbesondere mit Blick auf das europäische und 
das deutsche Pflanzenschutzrecht sowie im Bereich der Re-
benzüchtung, um den ökologischen Weinbau in Baden-
Württemberg zu erhalten?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung bitte ich Frau Staatssekretärin Gurr-Hirsch ans 
Redepult.

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kollegen und Kolleginnen! Ich beantworte 
die Frage des Herrn Abg. Dr. Bullinger unter Buchstabe a wie 
folgt: 

Es stimmt: Die anhaltenden Niederschläge der letzten Wochen 
haben zu Krisensituationen bei der Bekämpfung des Falschen 
Mehltaus, der auch noch Peronospora genannt wird, geführt. 
Speziell Bioweinbetriebe in Baden-Württemberg haben hier 
besondere Probleme. 

Die Ursachen für die schwierige Situation in den Bioweinbe-
trieben sind zum einen die starken Niederschläge der letzten 
Wochen und zum anderen, dass Kaliumphosphonate – Sie ha-

ben es erwähnt – im Bioweinbau aktuell nicht mehr zugelas-
sen sind. Der Einsatz von Kaliumphosphonaten war bis 2013 
als Pflanzenstärkungsmittel im Bioweinbau zugelassen. Auf 
EU-Ebene wurde diese Stoffgruppe danach als Pflanzenschutz-
mittel deklariert und ist damit bei den Biobetrieben ausgefal-
len.

Damit hat man den ökologisch wirtschaftenden Weinbaube-
trieben in den niederschlagsreichen mitteleuropäischen Regi-
onen gewissermaßen den Boden für eine nachhaltige Bewirt-
schaftung der Rebflächen entzogen, und es sind schwierige 
Zeiten angebrochen. Mit nur 3 kg bzw. 4 kg Kupfer pro Hek-
tar – ich komme nachher darauf zu sprechen – kann in sol-
chen Jahren die Rebenperonospora in Deutschland nicht aus-
reichend bekämpft werden. Letztes Jahr, 2015, war das gar 
kein Problem, weil der Sommer sehr trocken war. Sonst wä-
re es schon 2015 aufgefallen. 

Die Frage unter Buchstabe b möchte ich ebenfalls gleich be-
antworten. Darin geht es darum, was man unternommen hat. 
Hierzu ist bereits ein Termin mit der EU-Kommission in Brüs-
sel in Vorbereitung, um das Thema Kaliumphosphonat zu be-
sprechen.

Die auf europäischer Ebene erforderliche Rechtsanpassung 
wird aus heutiger Sicht nicht einfach werden. Denn man hat 
bereits den Bundeslandwirtschaftsminister eingeschaltet, der 
an Agrarkommissar Hogan geschrieben hatte. Dieser hat es 
höchstpersönlich abgelehnt, Kaliumphosphonat wieder als 
Stärkungsmittel einzusetzen.

Darüber hinaus sind in der Vergangenheit auch im Kanon der 
Rebenregionen Europas schon Vorstöße gemacht worden, aber 
die anderen Regionen haben kein Interesse daran; denn das 
trifft in erster Linie die mitteleuropäischen Regionen mit hö-
heren Niederschlagsmengen.

Außerdem hat Baden-Württemberg am 23. Juni 2016 zusam-
men mit Rheinland-Pfalz als größtem weinbautreibenden 
Land einen Antrag beim Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit auf eine weitere Erhöhung der 
Reinkupfermenge zur Bekämpfung der Peronospora gestellt, 
und zwar wollten wir von 4 auf 6 kg pro Hektar und Jahr er-
höhen. Mittlerweile wurde dieser Antrag leider abschlägig be-
schieden.

Herr Minister Hauk hat aufgrund der sich abzeichnenden Kri-
sensituation im ökologischen Weinbau kurzfristig – bereits 
am 20. Juni – zu einem Gespräch der Weinbauverbände – auch 
der Deutsche Weinbauverband war anwesend – und der Ver-
bände des ökologischen Landbaus eingeladen und die Sach- 
und Rechtslage ausführlich mit ihnen beraten. Dabei wurden 
die Besonderheiten des Jahres 2016 und die aktuellen Hand-
lungsmöglichkeiten angesprochen.

Um den Ökoweinbaubetrieben in Baden-Württemberg kurz-
fristig eine Alternative zu geben, wurde ein sogenannter Groß-
versuch zum Einsatz von Kaliumphosphonat in kritischen Flä-
chen ermöglicht. Die Ökoweinbaubetriebe in Baden-Würt-
temberg wurden aufgefordert, alle in Bezug auf Peronospora-
befall kritischen Flächen, die mit Kaliumphosphonat behan-
delt werden müssen, umgehend zu melden.

Präsidentin Muhterem Aras: Eine Zusatzfrage.
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Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herzlichen Dank, 
Frau Staatssekretärin. Man hört: Das ist eine ehemalige Wein-
königin und eine wirkliche Fachfrau, die von diesem Thema 
etwas versteht.

Ich habe trotzdem noch eine Frage. Ich selbst habe ein biss-
chen Probleme mit dem Thema „Einsatz von Kupfer“, was 
das Rückstandsproblem und die Anreicherung dieses zwar gif-
tigen, aber anscheinend doch erforderlichen Mittels im Boden 
angeht. Wie beurteilen Sie das?

Vor allem: Es nützt ja nichts, einen Großversuch anzukündi-
gen. Es geht vor allem um Betriebe, die in ihrer Existenz be-
droht sind. Deshalb frage ich: Welche Möglichkeiten der fi-
nanziellen Unterstützung sehen Sie, um in einem so schwie-
rigen Jahr wie diesem ausnahmsweise eventuell zu helfen, bei-
spielsweise durch Steuerstundung durch das Finanzministeri-
um oder anderes? Beispielsweise könnte über die Landesbank 
geholfen oder sonstige Unterstützung geleistet werden. Sieht 
man so etwas vor, um zumindest dem einen oder anderen Be-
trieb zu helfen, damit er diese Zeit übersteht?

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Zunächst einmal 
zur Frage zur Schädlichkeit von Kupfer: Kupfer – das wissen 
wir alle aus dem Chemieunterricht – ist ein Schwermetall. 
Wenn es ausgebracht wird, dann landet es im Boden und wird 
dort nicht abgebaut. Es ist auch wahr, dass z. B. die sogenann-
te Bordeauxbrühe, die man früher hatte, sich in Bordeaux 
nachhaltig angelagert hat.

Wenn Sie heute in dortigen Weinlagen Salat anbauen wollen, 
dann funktioniert das nicht, da der Boden eben mit Schwer-
metall angereichert ist. Deshalb haben sich auch die Biobe-
triebe selbst damit einverstanden erklärt, dass man die Kup-
fergaben auf 3 kg begrenzt, und die Erweiterung auf 4 kg ist 
nur im Kontext von fünf Jahren möglich. Auf diese Möglich-
keit musste man sich inzwischen schon besinnen und die 4 kg 
in Anspruch nehmen.

Dennoch ist das natürlich, in die Zukunft gerichtet, keine Per-
spektive für die ökologisch wirtschaftenden Weinbaubetrie-
be. Deshalb machen wir in unseren Versuchsanstalten in Weins-
berg, aber auch in Freiburg Versuche, um die Applikation von 
Kupfer etwas effizienter zu gestalten. Das heißt, man will 
Kupfer nicht nur als Kupfer ausbringen – es wird dann wie-
der weggeschwemmt –, sondern man will das Ganze mit Li-
piden, also Fettstoffen, etwas nachhaltiger machen, sodass es 
länger auf die Blätter wirkt. Das ist ein Versuch, der gemacht 
wird. 

Wie gesagt, Kaliumphosphonat – das muss unser mittelfristi-
ges Ziel sein – sollte wieder als Pflanzenstärkungsmittel zu-
gelassen werden. Wir sind im Kanon mit anderen Weinbau be-
treibenden Ländern immer wieder dabei, dies zu thematisie-
ren. Aber das lässt sich so schnell nicht regeln, denn seien wir 
einmal ehrlich: Es ist leichter, in Italien Bioweine zu erzeu-
gen, wo es so gut wie keine Peronospora gibt. Dort hat man 
wenig Ehrgeiz, den Kollegen zur Seite zu springen. Deshalb 
haben wir im Moment vor allem eine gewisse Gefolgschaft 
und Unterstützung durch Tschechien, das etwa auf dem glei-
chen Breitengrad wie unser Land liegt, und durch Luxemburg. 
Aber dass dies im Vergleich zu 28 Staaten nicht die Welt ist, 
ist vollkommen klar. Das angesprochene Ziel wollen wir al-
so wieder erreichen.

Was Sie eben ansprachen: Die langfristige Lösung wäre – 
hiervon hat Frau Lindlohr als Abgeordnete einer Weinbaustadt 
natürlich Ahnung –, die PIWI-Sorten, die wir haben – –

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

– PIWI heißt „pilzwiderstandsfähige Rebsorten“.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Ach, PIWI! Ich habe 
„Kiwi“ verstanden!)

Das sind neue Sorten, die in den letzten 40, 50 Jahren gezüch-
tet wurden, teilweise sehr ansprechende Sorten, die unserem 
Bedürfnis entgegenkommen, rieslingähnliche Produkte zu ha-
ben. Aber es sind dann eben keine Rieslinge. Wenn ein Bio-
betrieb diese Sorten anpflanzt, hat er einen um 80 % vermin-
derten Schadstoffbefall, muss dort also kaum pflanzenschutz-
mäßig tätig werden. Das ist eine Option.

Sie fragten nach möglichen Schäden. Bis jetzt sind sie noch 
nicht identifizierbar. Im Weinbau kann man die Ernte eigent-
lich erst drei, vier Wochen vorher bewerten, Herr Pix, und das, 
was jetzt schlecht verblüht ist oder aufgrund des Pilzbefalls 
überhaupt nicht geblüht hat, ist natürlich irreparabel. Dabei 
gehen wir schon davon aus, dass in manchen Betrieben man-
che Gewanne hundertprozentig geschädigt sind und manche 
zu ca. 40 %. Da hilft natürlich nur die ganze „Kiste“, die wir 
für alle notleidenden landwirtschaftlichen Betriebe immer 
wieder ins Kalkül ziehen: eben dass wir an den Bundesfinanz-
minister herangehen. Es ist ja ein altes Anliegen – auch von 
Ihnen, Herr Bullinger –, dass man eine steuerlich begünstig-
te Risikoausgleichsrücklage haben sollte, um den Betrieben 
etwas Luft zu verschaffen.

Im Übrigen gibt es auch immer wieder die Überlegung – wie 
für alle landwirtschaftlichen Betriebe –, mit Bürgschaften und 
dergleichen zu helfen. Aber man muss jetzt erst einmal abwar-
ten, was Sache ist.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt eine 
weitere Zusatzfrage. Aber ich würde vorher sagen, da manche 
Kolleginnen und vor allem Kollegen extrem ins Schwitzen 
kommen: Sie können gern – natürlich auch die Kolleginnen, 
solange die Schultern bedeckt bleiben – das Jackett ablegen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Aber Vor-
sicht mit der Peronospora!)

Nun hat Herr Abg. Pix eine Zusatzfrage.

Abg. Reinhold Pix GRÜNE: Frau Staatssekretärin, ich möch-
te mich ausdrücklich dafür bedanken, dass Sie meiner Intui-
tion gefolgt sind, kurzfristig eine Ausnahme zu machen und 
trotz aller rechtlich schwierigen Fragen die Genehmigung von 
Teilflächen mit Phosphonatbehandlung zu gewährleisten. Nur 
kam diese Anordnung leider etwas zu spät. 

Der Einsatz von Kupfer ist keine Alternative. Ich spreche aus 
30 Jahren Praxis im Ökoweinbau. Durch Klimaveränderung 
und ein Jahr wie dieses sind die Biobetriebe dann gezwungen, 
alle drei bis vier Tage auf völlig nassem Boden zu spritzen. 
Das heißt, das führt zu Wachstumsdepressionen und kann kei-
ne Alternative sein. Das ist die einzige Alternative; sonst 
kommt nämlich alles zu spät. 
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Viele Weinbaubetriebe werden ihren ökologischen Weinbau 
aufgeben, wenn wir nicht im Laufe dieses Winters eine Phos-
phonatregelung auf EU-Ebene erreichen. Ich möchte Sie des-
wegen noch einmal ermuntern, von Baden-Württemberg aus 
vor allem mit Rheinland-Pfalz und Hessen eine Initiative zu 
starten. Denn das Eisen ist heiß; man muss es jetzt schmie-
den.

Wir wissen, dass auch im Elsass, in Norditalien, Nordspani-
en, Nordfrankreich alle Betriebe unter dem Peronosporapro-
blem leiden. Ich könnte mir vorstellen, dass es dazu erhebli-
che Bewegungen auch in Brüssel gibt. Deswegen noch ein-
mal: keine mittelfristige Lösung, sondern eine kurzfristige Lö-
sung ansteuern.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Kollege Pix – –

Abg. Reinhold Pix GRÜNE: Weiter steht das nächste Prob-
lem vor der Tür – das muss ich jetzt noch erwähnen –: Auch 
beim Thema Kirschessigfliege, das wahrscheinlich in den 
nächsten drei bis vier Wochen auftreten wird, sind die Biobe-
triebe wieder in einer schwierigen Situation. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Es kommt 
noch eine Frage!)

Ihnen ist das einzige Verfahren – SpinTor mit combi-protect 
– genommen worden. Ich bitte darum – dazu soll es auch ein 
Symposium geben –, rechtzeitig für eine Möglichkeit zu sor-
gen, dass die Ökowinzer in der Lage sind, wenigstens ihre 
Resternte noch ausreichend zu schützen.

Vielen Dank.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Präsidentin Muhterem Aras: Kollege Pix, das war zwar ei-
ne sehr interessante Zwischenbemerkung und Feststellung, 
aber keine Zusatzfrage. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Fragen Sie 
einfach: Geben Sie mir da recht? Konnten Sie mich 
verstehen? – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Er ist 
halt persönlich betroffen! – Zuruf des Abg. Arnulf 

Freiherr von Eyb CDU) 

Insofern bitte ich Sie, bitte ich auch die anderen Abgeordne-
ten, sich daran zu halten, Zusatzfragen zu stellen, aber keine 
grundsätzlichen Feststellungen zu treffen.

Bitte.

Abg. Reinhold Pix GRÜNE: Was unternimmt die Landesre-
gierung, um bei dem Problem Kirschessigfliege die Restern-
te bei den Ökobetrieben sicherzustellen?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank.

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Ich hätte mir die 
Frage diesbezüglich jetzt auch abgeleitet. So viel Fantasie ha-
be ich.

Lieber Kollege Pix, zum Ersten: Unser Minister hat bereits 
für den Spätherbst einen Termin in Brüssel zu dem Thema Ka-
liumphosphonat anberaumt. Wir versuchen natürlich, eine sehr 

schnelle Lösung zu erzielen, aber ich bin nicht der Mensch, 
der große Hoffnungen macht und sie dann nicht einhalten 
kann. Wir brauchen eben die Partner dazu, und ich habe ja 
vorhin die Gemengelage beschrieben.

Was wir auch angeboten haben: Bevor ein Bestand – auf gut 
Deutsch gesagt – kaputtgeht, kann man an einem Großversuch 
mit Kaliumphosphonat teilnehmen. Wir haben das als Versuch 
deklariert. Da können also Ökobetriebe Kaliumphosphonat 
einsetzen. Das wird von unseren Einrichtungen wissenschaft-
lich betreut und dann auch ausgewertet. Wir wissen allerdings 
nicht, wie sich das auf die Förderfähigkeit hinsichtlich FAKT 
auswirkt. Es haben sich bis jetzt in unserem Haus elf Ökobe-
triebe mit 38 ha gemeldet. Damit Sie ein Bild davon bekom-
men: Insgesamt gibt es in Baden-Württemberg 1 300 ha öko-
logisch bewirtschaftete Weinfläche. 

Zum Zweiten: Bereits jetzt wird die Kirschessigfliege gesich-
tet. Im Moment wird noch nicht eingegriffen, weil die Popu-
lation noch nicht so groß ist. Aber heute trifft sich beispiels-
weise in Bonn beim Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit, BVL, ein Gesprächskreis – diverse 
Bundestagsabgeordnete, die die Mittel, die man gegen die 
Kirschessigfliege ausbringt, zur Diskussion stellen und eine 
Entscheidung herbeiführen wollen.

Unser Minister hat die Betroffenen – sicherlich auch Sie – in 
das Technologiezentrum Augustenberg – ich glaube, für Mon-
tag – eingeladen. Sie sehen, wir sind an dem Thema dran. Wir 
sind prophylaktisch tätig und nicht zu spät dran, wie Sie uns 
das vorhin bei der anderen Frage ein Stück weit vorgeworfen 
haben.

Präsidentin Muhterem Aras: Es gibt eine weitere Zwischen-
frage von Herrn Abg. Dr. Schweickert.

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Staatssekretä-
rin, ich möchte die Ausführungen des Kollegen Pix, denen ich 
nur zustimmen kann, in eine Frage kleiden: Wie stellt sich die 
Landesregierung vor, in Zukunft mit diesen Themen bezüg-
lich des Zeitfaktors umzugehen? Denn das große Problem 
wird ja sein, dass eine Entscheidung getroffen werden muss, 
ob es Phosphonate sind oder ob es die SpinTor-Anwendung 
bei Drosophila suzukii ist. Man muss schnell reagieren. 

Soll so etwas in Zukunft auch über eine Parlamentsdebatte ge-
regelt werden – dann wird man den Winzern nicht helfen –, 
oder gibt es dann irgendwelche Verordnungen – Schnell-, Not- 
oder sonstige Verordnungen –, an denen man arbeitet, dass 
man in solchen Fällen, die ja durch verstärkten Regen sehr 
plötzlich auftreten, rechtzeitig und schnell helfen kann? Wie 
sieht da der Plan aus?

Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch: Ich möchte hier 
feststellen, dass unser Haus sehr schnell reagiert hat. Es gab 
in der Woche vor dem 21. schon Bemühungen, die Kupfer-
menge zu erhöhen. Dann wurde sehr zeitnah am 21. Juni ein-
geladen, um die Betroffenen an einen Tisch zu bekommen. 
Wir haben dann die Strategie mit dem Versuch erfunden, da-
mit diejenigen, die befürchten, dass ihre Flächen ganz ver-
öden, daran teilnehmen können. Sie sehen, es haben nur über-
schaubar viele teilgenommen. 

Das Problem ist schlichtweg, dass der Ökoweinbau nur we-
nige Mittel hat, einer solchen Pilzbefallskatastrophe entge-
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genzuwirken. Es war auch die Branche selbst, die wenig Kup-
fer einsetzen wollte. Es gibt in der Öko-Verordnung der EU 
die Möglichkeit, bei all den Problemen, die wir vorhin behan-
delt haben, bis 6 kg zu gehen. Aber man wollte, um vor allem 
auch im Agrarumweltprogramm zu punkten, auf 3 kg herun-
tergehen. Man musste da etwas bieten, um zu erreichen, dass 
dies von der EU als Teil des Umweltprogramms anerkannt 
wird. 

Was wollen Sie sonst machen? Ihre Partei ist die, die auch im-
mer unternehmerisches Handeln in den Raum stellt. Wenn ein 
Winzer sagt: „Ich will den Weg gehen, Ökoweinbau zu betrei-
ben“, dann weiß er um die Begrenztheit seiner Mittel, dann 
weiß er um die Gefahren, die für ihn bestehen. Das kann man 
ihm dann nicht nehmen. Wir können nicht sagen: „Du kannst 
das alles einsetzen wie im konventionellen Weinbau“, wenn 
er sich sonst am Markt von anderen unterscheiden möchte, ei-
ne eigene Nische haben möchte und möglicherweise auch zu 
einem höheren Preis, was ihm gegönnt sei, verkaufen möch-
te.

(Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Danke!)

– Bitte.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Frau Staatsse-
kretärin. – Es gibt keine weiteren Zusatzfragen zu dieser An-
frage.

Die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 kommt auch von Herrn 
Abg. Dr. Bullinger:

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Schon wieder!)

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  – 
G r e n z ü b e r s c h r e i t e n d  e i n g e s e t z t e r 
n a c h t f l u g t a u g l i c h e r  R e t t u n g s h u b -
s c h r a u b e r

Bitte.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das ist der hubschrau-
berpolitische Sprecher! Und täglich grüßt das Mur-
meltier! – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-

NE) 

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Kollege Röhm, 
wenn ich drei Fragen stelle, dann würde ich auch gern drei 
Antworten bekommen. Es gibt so viele Dinge, die wichtig sind 
und schnell beantwortet werden müssen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ich will nicht drän-
geln, um Gottes willen!)

Ich möchte mich nochmals bei Ihnen, Frau Staatssekretärin, 
für die wirklich guten Ausführungen bedanken und vor allem 
auch für den innovativen Weg des Großflächenversuchs. Ba-
den-Württemberg ist halt das Land der Tüftler und der Den-
ker.

Frau Präsidentin, ich frage die Landesregierung:

a) Trifft es zu, dass der erst im September 2015 in der mittel-
fränkischen Stadt Dinkelsbühl, Ortsteil Sinbronn (Land-
kreis Ansbach), seitens der Bayerischen Staatsregierung in 

Dienst gestellte Rettungshubschrauber Christoph 65 immer 
stärker auch jenseits der Landesgrenze, beispielsweise im 
Landkreis Schwäbisch Hall, in Anspruch genommen wird 
und mittlerweile bereits ca. ein Drittel seiner Einsätze auf 
baden-württembergischem Terrain geflogen hat?

b) Ist die Landesregierung dazu bereit, in enger Kooperation 
und gemeinsamer Abstimmung mit der Bayerischen Staats-
regierung am oben genannten Standort in unmittelbarer Nä-
he zur Landesgrenze zeitnah darauf hinzuwirken, einen bis 
dato in beiden Bundesländern noch nicht existenten nacht-
flugtauglichen Rettungshubschrauber für beide Länder zu 
stationieren?

Und ist sie auch bereit, sich an den Kosten zu beteiligen? Al-
so eine Frage des Anstands. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung darf ich Herrn Minister Strobl ans Redepult bit-
ten. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Abg. Dr. Bullinger, es trifft zu, dass der in 
Dinkelsbühl-Sinbronn seit 2015 stationierte Rettungshub-
schrauber Christoph 65 auch in Baden-Württemberg zum Ein-
satz kommt, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Hoffentlich!)

so, wie im Übrigen auch die in Baden-Württemberg, beispiels-
weise in Mannheim, Ulm oder Friedrichshafen, stationierten 
Rettungshubschrauber selbstverständlich in anderen Bundes-
ländern Einsätze fliegen, wenn dies notwendig ist. Luftret-
tungsmittel werden schon immer grenzüberschreitend einge-
setzt

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das macht auch Sinn!)

und machen sinnigerweise nicht an einer Landesgrenze halt. 

Zudem handelt es sich bei der Steigerung der Einsatzzahlen 
um eine ganz normale Entwicklung, wie sie für jedes neu in-
stallierte Rettungsmittel zu beobachten ist. In der Nähe der 
Leitstelle gelegene Rettungsmittel rücken natürlich stärker in 
das Bewusstsein und werden von der Leitstelle dann gewis-
sermaßen als „ihr“ Rettungsmittel wahrgenommen und ein-
gesetzt. 

Seit der Aufnahme des Flugbetriebs im September 2015 kam 
der Rettungshubschrauber Christoph 65 in diesen elf Mona-
ten in insgesamt rund 930 Fällen zum Einsatz, davon in rund 
310 Fällen, also in ungefähr einem Drittel der gesamten Ein-
satzfälle, in Baden-Württemberg. Das Haupteinsatzgebiet ist 
der nächstgelegene Landkreis Schwäbisch Hall mit 230 Ein-
sätzen, gefolgt vom Ostalbkreis mit rund 60 Einsätzen; in Hei-
denheim waren es nur noch zwei Einsätze.

Festzustellen ist auch, dass entsprechende Luftrettungskapa-
zitäten für diese Rettungsdienstbereiche, insbesondere beim 
Luftrettungsstandort Ulm, auch schon bisher zur Verfügung 
standen. Eine stärkere Nutzung dieser Kapazitäten wurde 
durch das Innenministerium über Jahre gefordert, ist aller-
dings nur zurückhaltend aufgenommen worden. Es ist erfreu-
lich, dass insoweit ein Umdenken stattgefunden hat und der 
Luftrettung nunmehr ebenfalls ein entsprechender Stellenwert 
eingeräumt wird. 
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Zu Ihrer zweiten Frage: Zuständig für den Rettungshubschrau-
ber Christoph 65 am Standort Sinbronn und damit für eine 
Entscheidung über eine Ausweitung der Einsatz- und Betriebs-
zeiten ist das Bayerische Staatsministerium des Innern. Bei 
seiner Entscheidung werden die bereits dort vorhandenen 
Hubschrauber für einen 24-Stunden-Einsatz an dem nahege-
legenen Standort Nürnberg und den weiteren Standorten Mün-
chen und Regensburg zu berücksichtigen sein. Im Versor-
gungsbereich des Hubschraubers Christoph 65 im Bereich 
Nürnberg liegen u. a. auch die Rettungsdienstbereiche Schwä-
bisch Hall, Ostalbkreis und Heidenheim. 

Wichtig ist, zu erkennen, dass eine Ausweitung der Flugzei-
ten in der Nacht kaum der Primärrettung dient. Vielmehr geht 
es dabei im Grunde genommen um Krankentransporte von ei-
nem Krankenhaus in ein anderes Krankenhaus, die zeitlich 
dringlich sind, weil der Patient in ein Krankenhaus mit einer 
höheren Versorgungsqualität transportiert werden muss. 

Derzeit laufen Gespräche mit den Krankenkassen als Kosten-
trägern des Rettungsdienstes. Entsprechend dem aufgezeig-
ten Haupteinsatzbereich besteht Einigkeit, dass der Standort 
für einen 24-Stunden-Hubschrauber nicht in Dinkelsbühl, son-
dern an einem Krankenhaus der Maximalversorgung sein 
muss. Daher konzentrieren sich unsere Prioritäten für einen 
24-Stunden-Ausbau in der Luftrettung von Baden-Württem-
berg auf die Region Stuttgart bzw. die Rheinschiene. Wir sind 
zuversichtlich, dass eine Realisierung bald erfolgen kann.

Präsidentin Muhterem Aras: Es gibt eine Zusatzfrage des 
Abg. Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Vielen Dank, Herr 
Minister. Es war nicht allzu viel Neues. Trotzdem noch ein 
Hinweis.

Das, was Sie zur Erstversorgung in der Nacht gesagt haben, 
ist völlig richtig. Die von Ihnen erwähnten Hubschrauber an 
den Standorten Nürnberg und München sind Transporthub-
schrauber und keine Rettungshubschrauber, wenn ich es rich-
tig weiß. Trotzdem ist es wichtig, dass man bei schweren Un-
fällen möglichst schnell zur Spezialklinik, z. B. nach Mann-
heim oder für operative Maßnahmen an Gliedmaßen nach Bad 
Neustadt an der Saale, kommt. 

Es gibt in Baden-Württemberg und in Bayern keine nachtflug-
tauglichen Rettungshubschrauber. Da bedanken wir uns bei 
der Schweiz, die uns zumindest im Grenzgebiet immer hilft. 

Deshalb die Frage: Wäre es nicht sinnvoll, gemeinsam mit Ih-
rem Kollegen Herrmann, den ich sehr schätze, eine erstmalig 
in Deutschland einzurichtende Nachtluftrettung für die Bun-
desländer Baden-Württemberg und Bayern genau für diesen 
schnellen Transport von verunfallten oder in die Spezialkli-
nik zu bringenden Patienten möglich zu machen?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ich werde bei meinem nächsten Gespräch – die-
se Gespräche finden immer sehr zeitnah statt – mit dem Kol-
legen Joachim Herrmann gern darauf zurückzukommen. Im 
Übrigen haben Sie recht, Herr Abg. Bullinger, dass die Ant-
wort nicht sehr viel Neues enthielt – Ihre Fragestellung aller-
dings auch nicht. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Gemeinsam 
mit Bayern eine Nachtrettung einmal in Deutschland 

beginnen!)

– Den Punkt habe ich ja gerade aufgegriffen. Aber das, was 
Sie vorher gefragt haben, war auch nicht so sonderlich neu. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das war die 
Meinung Ihres Amtsvorgängers! – Zuruf des Abg. 

Reinhold Gall SPD) 

– Nicht alles, was mein Amtsvorgänger gemacht hat, war 
falsch. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das Meiste war richtig!)

Bei der Amtsübergabe bin ich schon vor dem „Heli-Friedrich“ 
gewarnt worden. – Das war jetzt außerhalb des Protokolls. 

(Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten der CDU – 
Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Präsidentin Muhterem Aras: Es gibt keine Zusatzfragen 
mehr. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

– Herr Abg. Dr. Bullinger, darf ich bitte – – 

Damit ist die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 erledigt. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 3 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  K a r l -
W i l h e l m  R ö h m  C D U  –  B i l d u n g s h a u s 
f ü r  d r e i -  b i s  z e h n j ä h r i g e  K i n d e r

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Frau Landtagspräsidentin! 
Ich frage die Landesregierung.

a) Welche Erkenntnisse liegen dem Kultusministerium aus 
dem bisherigen Modellversuch „Bildungshaus 3–10“, wel-
cher vom TransferZentrum für Neurowissenschaften und 
Lernen (ZNL) in Ulm begleitet wurde, vor?

b) Wird das Bildungshaus für drei- bis zehnjährige Kinder, 
welches bislang nur bis zum Jahresende 2016 finanziert ist, 
fortgeführt werden können?

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung darf ich Herrn Staatssekretär Schebesta ans Re-
depult bitten. 

Staatssekretär Volker Schebesta: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des Abg. Karl-
Wilhelm Röhm wie folgt: 

Zu a: Die Wirkungsweise der Bildungshäuser ist positiv. Es 
ist durch die Begleitforschung des ZNL wissenschaftlich be-
legt, dass sich die Bildungshäuser bewährt haben und Eltern, 
Kinder sowie die beteiligten Pädagogen profitieren. Positive 
Effekte wurden für die emotionale und soziale sowie die ko-
gnitive, sprachliche, schriftsprachliche und mathematische 
Entwicklung vor allem für Kinder, die von familiärer Seite 
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nicht so stark gefördert werden können, deutlich. Alle Kinder 
profitieren, weil sie in ihren Entwicklungsprozessen aus un-
terschiedlichen Blickwinkeln wahrgenommen werden. Dies 
hat zur Folge, dass sie individuell besser begleitet werden kön-
nen. Eltern sind mit der Arbeit an den Standorten zufrieden, 
da sie frühzeitig und durchgängig beteiligt und beraten wer-
den, und aus ihrer Sicht gelingt die soziale Integration ihrer 
Kinder in den beteiligten Grundschulen. 

Die beteiligten Pädagogen aus Kindergärten und Grundschu-
len berichten trotz des zusätzlichen Engagements im Bil-
dungshaus von einer hohen Arbeitszufriedenheit. Die befrag-
ten Schulkinder äußern sich positiv zu ihrem Selbstbild und 
zur Klassengemeinschaft. Sie fühlen sich von der Lehrkraft 
und den Mitschülerinnen und Mitschülern stärker verstanden 
und schätzen sich am Ende der Grundschulzeit als anstren-
gungsbereiter sowie lernfreudiger ein als Kinder ohne Erfah-
rungen im Bildungshaus. 

Zu b: Die Finanzierung der bestehenden Bildungshäuser wird 
über das Kalenderjahr 2016 hinaus fortgesetzt. Dazu beken-
nen sich die Koalitionspartner auch ausdrücklich im Koaliti-
onsvertrag. Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport be-
reitet deshalb mit Blick auf den Haushalt 2017 für den Herbst 
eine Kabinettsvorlage vor, mit der die Finanzierung der Bil-
dungshäuser gesichert wird. 

Präsidentin Muhterem Aras: Ist die Mündliche Anfrage da-
mit erledigt, oder haben Sie weitere Fragen? 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Wir verzichten zu-
gunsten des Kollegen Gruber!)

– Keine weiteren Zusatzfragen. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 4 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  G e r n o t 
G r u b e r  S P D  –  S o f o r t h i l f e n  f ü r  b e -
s o n d e r s  s t a r k  v o n  U n w e t t e r s c h ä d e n 
b e t r o f f e n e  B ü r g e r i n n e n  u n d  B ü r g e r

Bitte schön. 

Abg. Gernot Gruber SPD: Liebe Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Landesregierung hat Soforthil-
fen, eine Notfallhilfe für besonders stark von Unwetterschä-
den betroffene Regionen, für besonders stark betroffene Bür-
gerinnen und Bürger beschlossen. Ich denke, das entspricht 
hier im Parlament einem politischen Konsens. 

Darauf aufbauend darf ich die Landesregierung fragen: 

a) Ist es möglich, die zeitliche Begrenzung der Soforthilfen 
auf Ereignisse bis zum 8. Juni nun auf Ereignisse bis zum 
30. Juni 2016 zu strecken? 

b) Können die Landkreise bereits vom Regierungspräsidium 
erhaltenes Geld, welches sie aufgrund von bestehendem 
Versicherungsschutz nicht benötigen, mit der erweiterten 
zeitlichen Frist und nach denselben fachlichen Regelungen 
an die Betroffenen auszahlen?

Das sind meine Fragen.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Lan-
desregierung darf ich Herrn Minister Strobl ans Redepult bit-
ten.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Abg. Gruber, die Landesregierung hat am 
3. Juni dieses Jahres entschieden, für Schäden durch die Un-
wetterlagen vom 29. und 30. Mai eine Soforthilfe zu gewäh-
ren. Dabei haben wir uns an Leitlinien orientiert, die aus dem 
Jahr 2010 stammen und zu diesem Zeitpunkt vom Minister-
rat zur Kenntnis genommen wurden.

Da es bereits am 28. Mai und bis zum 8. Juni 2016 weitere 
schwere Unwetter gegeben hat, hat die Landesregierung auf 
meinen Vorschlag hin schließlich entschieden, für Unwetter-
schäden, die im Zeitraum zwischen dem 28. Mai und dem 
8. Juni eingetreten sind, Soforthilfen zu gewähren. Das ist ins-
besondere deswegen vertretbar, weil das im Grunde genom-
men das gleiche Tiefdruckgebiet gewesen ist; ich glaube, es 
hatte den schönen Namen Elvira. 

Grundlage dieser Entscheidungen ist ein Ergebnispapier einer 
interministeriellen Projektgruppe, die nach den großflächigen 
Unwettern im Jahr 2008 gebildet wurde. Das Papier wurde im 
Jahr 2010 vom Ministerrat zur Kenntnis genommen. Darin 
wurde festgelegt, dass Landeshilfen nur nach einem außerge-
wöhnlichen, unvorhergesehenen, großräumigen und zeitgleich 
ausgelösten Ereignis mit einer Vielzahl stark Betroffener ge-
währt werden. Die Schadenssumme muss erheblich sein und 
voraussichtlich über 50 Millionen € betragen. 

Diese Voraussetzungen waren bei den unmittelbar aufeinan-
derfolgenden nahezu flächendeckenden Starkregenereignis-
sen vom 28. Mai bis 8. Juni dieses Jahres erfüllt. 

Ursächlich für diese Unwetterereignisse war nach Auskunft 
des Deutschen Wetterdienstes eine strömungsarme Wetterla-
ge mit feuchter Luft, die u. a. dazu geführt hat, dass sich ein-
zelne Starkregenereignisse gebildet und sich ohne weiterzu-
ziehen jeweils punktuell ausgewirkt haben. Diese Wetterlage 
hat bis zum 8. Juni 2016 angehalten und wurde an diesem Tag 
durch einen Luftmassenwechsel beendet. 

Danach gab es am 13. sowie am 24. und 25. Juni einzelne wei-
tere, lokal stark begrenzte Starkregenereignisse, die für sich 
betrachtet nicht das Ausmaß der Ereignisse vom 28. Mai bis 
8. Juni erreichten und auch nicht mehr in einem unmittelba-
ren Zusammenhang mit den vorausgegangenen Unwettern 
standen.

Die Voraussetzungen für eine Ausdehnung der Soforthilfe wa-
ren daher nicht gegeben. Für eine neue Soforthilfeentschei-
dung fehlten bei diesen räumlich begrenzten Ereignissen un-
abhängig von der Schadenssumme Gleichzeitigkeit und Groß-
flächigkeit. Die gleiche Problematik hatte sich im Jahr 2013 
im Kreis Reutlingen gestellt, als durch ein Hagelunwetter kurz 
nach den Hochwasserereignissen ein erheblicher Sachscha-
den entstand, jedoch ebenfalls anders als bei den Hochwas-
sergeschädigten dann keine Soforthilfen gewährt werden konn-
ten. 

Nach den erneuten schweren Unwettern am 25. Juni 2016 im 
Landkreis Biberach, bei denen viele der bereits von den Un-
wetterereignissen vom 28. Mai bis 8. Juni 2016 Betroffenen 
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erneut beträchtliche Schäden hinnehmen mussten, hat das In-
nenministerium darauf hingewiesen, dass im Wege einer Här-
tefallentscheidung, die wir getroffen haben, Betroffenen der 
Unwetterereignisse vom 28. Mai bis 8. Juni erneut Soforthil-
fe gewährt werden kann, wenn mit der Soforthilfe verloren 
gegangene Gegenstände des täglichen Bedarfs nach einer ers-
ten unumgänglichen Wiederbeschaffung erneut wiederbe-
schafft werden, die zwar bereits aus der ersten Soforthilfe be-
schafft waren, die aber durch die erneuten Unwetterereignis-
se vom 24. Juni wieder zerstört wurden. Eine zeitliche Stre-
ckung der Soforthilfen auf Ereignisse nach dem 8. Juni bis 
zum 30. Juni 2016 ist daher nicht möglich. 

(Abg. Gernot Gruber SPD: Danke!)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt eine 
weitere Zusatzfrage. 

Abg. Gernot Gruber SPD: Herzlichen Dank, Herr Strobl, für 
die ausführliche Darlegung der Regelungen. Mich würde be-
züglich der von Ihnen dargestellten Regelungen, die aus dem 
Jahr 2010 stammen und die erfordern, dass ein großflächiger 
Gesamtschaden von mehr als 50 Millionen € vorhanden ist, 
Folgendes interessieren: Ist quantifiziert worden, welcher 
Schaden – dieser war auch sehr beträchtlich – bei den Ereig-
nissen zwischen dem 23. und dem 25. Juni, die Sie angespro-
chen haben – beispielsweise im Murrtal, in meinem Wahl-
kreis, in Murrhardt und Sulzbach –, entstanden ist? Ist das 
quantifiziert worden?

Eine Zusatzfrage: Könnten hier beispielsweise der Landkreis 
oder die Städte und Gemeinden einen Härtefallantrag stellen, 
ähnlich wie in Biberach? 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: In Biberach ist bei den Unwettern Ende Mai So-
forthilfe gewährt worden. Dann haben sich die Leute neue Ge-
genstände gekauft, und drei Wochen später sind diese durch 
das Unwetter schon wieder vernichtet worden oder verloren 
gegangen. 

Da haben wir gesagt: Das ist ein Härtefall, da kann erneut ei-
ne Soforthilfe gewährt werden, und zwar wegen des Zusam-
menhangs mit dem ersten Unwetter. Wenn es sich beim ge-
schilderten Fall um genau den gleichen Sachverhalt handelt, 
dann, würde ich sagen, kann in diesem auch so entschieden 
werden. Aber natürlich muss ein Zusammenhang zum ersten 
Unwetter gegeben sein. 

Natürlich gibt es auch Schadensmeldungen mit Blick auf die 
Unwetter Ende Juni. In einem einzelnen Fall ist man immer 
weit von einem 50 Millionen € hohen Schaden entfernt. 

(Abg. Gernot Gruber SPD: Wie weit?)

Präsidentin Muhterem Aras: Wenn es keine weiteren Fra-
gen gibt – – 

(Abg. Gernot Gruber SPD: Wenn ich noch einmal 
darf: Wie weit ist man entfernt? Ist man dann bei 
20 Millionen € oder bei 40 Millionen €? Oder gibt es 

gar keine Zahlen?)

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nach meiner Kenntnis gibt es, weil uns nicht al-

le diese Zahlen melden, keine flächendeckende Zahlenerhe-
bung. Aber die Zahlen liefern wir Ihnen, Herr Abg. Gruber, 
soweit wir diese haben, sehr gern nach. 

(Abg. Gernot Gruber SPD: Danke!)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Es gibt keine weiteren Zusatzfragen. Damit ist die Mündliche 
Anfrage unter Ziffer 4 beantwortet und Punkt 4 der Tagesord-
nung insgesamt erledigt. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der 
SPD – Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes – 
Drucksache 16/308

b) Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜ-
NE und der Fraktion der CDU – Gesetz zur Änderung 
des Polizeigesetzes – Drucksache 16/334

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind gestern über-
eingekommen, die Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Re-
gierungsfraktionen bei der bereits vorgesehenen Ersten Bera-
tung des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD mit aufzuneh-
men, und haben sich auf folgende Redezeiten verständigt: für 
die Begründung zu a und b jeweils fünf Minuten und für die 
Aussprache über die beiden Gesetzentwürfe fünf Minuten je 
Fraktion sowie ebenfalls fünf Minuten für den Zusammen-
schluss fraktionsloser Abgeordneter. 

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Abg. Binder das 
Wort. 

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Gewalt an Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten nimmt stetig zu. Zum Vergleich die Zahlen von 
2014 und 2015: 2014 gab es 3 766 Fälle von Gewalt an Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamten; 2015 waren es 3 929 Fäl-
le. 

Die Gründe für die steigende Gewalt sind vielfältig: allgemei-
ne Respektlosigkeit gegenüber dem Staat und denen, die den 
Staat sichern, wachsende Ablehnung von Autorität. Bei 60 % 
der Fälle waren die Täter alkoholisiert. Wir erkennen eine zu-
nehmende Gewaltbereitschaft gegenüber der Polizei.

Das Ausmaß dieser Gewalt ist uns erst vor Kurzem durch den 
tragischen Vorfall in Stuttgart wieder vor Augen geführt wor-
den, als ein 33-Jähriger einen Streifenpolizisten unter einem 
Vorwand an den späteren Tatort lockte, den Polizisten mit ei-
nem Messer attackierte und am Hals verletzte. Die steigende 
Anzahl von Gewaltdelikten ist erschreckend und inakzepta-
bel. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten dulden wir nicht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei allen Fraktionen und den fraktionslosen 
Abgeordneten)

Bereits in der letzten Legislaturperiode hat dieses Problem ei-
ne Rolle gespielt. Unter dem ehemaligen Innenminister wurde 
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gemeinsam mit dem Landespolizeipräsidium das sogenannte 
Dreisäulenmodell erarbeitet und eingeführt. Wir haben in der 
letzten Legislaturperiode die Ausstattung verbessert und dies 
dann noch mit den Antiterrorpaketen 1 und 2 weiter fortge-
führt. 

Wir unterstützen die Vorhaben innerhalb der Gesellschaft für 
den respektvollen Umgang mit der Polizei. Um die Gesell-
schaft dafür zu sensibilisieren, hilft es, wenn man in Schulen 
und in der Zivilgesellschaft darauf aufmerksam macht. 

Ein entscheidender Punkt, der im Zusammenhang mit Gewalt 
gegenüber Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten immer wie-
der diskutiert wird, ist der Ruf nach einer Veränderung des 
Strafmaßes. Liebe Kolleginnen und Kollegen, solange es ei-
nige Zeit dauert, bis überhaupt geurteilt wird, und solange das 
Strafmaß, wie es jetzt ist, nicht in vollem Maß ausgeschöpft 
wird, sehen wir hier keine Gesetzesnotwendigkeit. Wir erwar-
ten aber, dass die Justiz in Baden-Württemberg bei diesen Fäl-
len schneller zu einem Ergebnis kommt und das Strafmaß ent-
sprechend ausnützt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Heinrich Kuhn 
[fraktionslos])

Eine wichtige Maßnahme, um Polizistinnen und Polizisten ge-
gen Gewalt zu schützen, ist der Einsatz von körpernah getra-
genen Kameras. Dieser Meinung waren nicht immer alle in 
diesem Hohen Haus. Deshalb freut es mich, dass wir in der 
zu Ende gegangenen, letzten Legislaturperiode die Fraktion 
GRÜNE von diesem Vorhaben überzeugen konnten und dass 
noch in der letzten Legislaturperiode ein entsprechender Ge-
setzentwurf durch das grün-rote Kabinett verabschiedet wur-
de, eine Anhörung eingeleitet worden ist und seitdem dieser 
Gesetzentwurf vorliegt. 

Sie haben diese Gesetzesvorlage aber nicht in das Parlament 
eingebracht – und das, obwohl Innenminister Strobl nicht mü-
de wird, zu betonen, dass er über ein ganzes Bündel von Maß-
nahmen nachdenkt, um unsere Polizistinnen und Polizisten 
besser zu schützen. Herr Innenminister Strobl, Sie hätten nicht 
so lange nachzudenken brauchen. Sie hätten den Gesetzent-
wurf, den Ihr Haus formuliert hat, einbringen können. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: So ist es!)

Dann wären wir schon sehr viel weiter, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ganz einfach!)

Da Sie den Gesetzentwurf scheinbar nicht gefunden haben, 
sind wir jetzt tätig geworden und haben ihn vor einer Woche 
eingebracht. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Ihr seid echte Helden! 
– Abg. Winfried Mack CDU: Ihr habt ihn mit dem 

Täschchen mitgebracht!)

Dass die Bodycams ein effektives Mittel sind, um Gewalt an 
Polizistinnen und Polizisten einzudämmen, zeigen die Ergeb-
nisse des Pilotversuchs in Hessen. Seit 2013 ist der Einsatz 
von Bodycams erlaubt, seit 2015 auch mit einer Tonaufzeich-
nung, die im Übrigen in unserem Gesetzentwurf bereits be-
rücksichtigt wird. 

Die Zahl der Angriffe hat stetig abgenommen. Die Bereit-
schaft, mit der Polizei zu kooperieren, hat zugenommen. Es 
ist eine nachlassende Aggressivität zu beobachten, wenn Per-
sonen bemerken, dass sie gefilmt werden. Die Kameras schre-
cken also vor Übergriffen auf Polizisten ab und bieten gleich-
zeitig die Möglichkeit, strafbare Handlungen beweiskräftig 
zu dokumentieren.

Selbstverständlich sind Bodycams nicht voraussetzungslos 
einsetzbar. Es muss eine konkrete Konfliktsituation vorliegen. 
Die Bodycams dürfen erst nach ausdrücklicher Ankündigung 
durch die jeweiligen Beamten und nur unter Berücksichtigung 
des Datenschutzes eingesetzt werden. 

Wir sind uns eigentlich hier in größten Teilen einig, dass wir 
diese Einführung im Sinne der und für die Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten benötigen. 

Deshalb wundert es mich, dass bei dieser großen Einigkeit in 
der Sache selbst die Regierungsfraktionen nicht etwa mit ei-
nem Änderungsantrag hier ins Parlament gegangen sind oder 
im Innenausschuss Ihre Änderungen vorgebracht haben, son-
dern sehr kurzfristig gestern Abend einen fast begründungs-
gleichen Gesetzentwurf eingebracht haben. Es wurde ledig-
lich ein „und“ durch ein „oder“ ersetzt, und die zweite Ände-
rung beinhaltete eine Variation der Regelungen zu den Body-
cams, die in Hessen nach dem Pilotversuch dann in Gesetzes-
form gegossen worden ist. All das hätten Sie mit einem Än-
derungsantrag einbringen können im Sinne einer ordentlichen 
Zusammenarbeit von Regierung und Opposition in diesem 
Parlament und im Sinne der Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten.

(Beifall bei der SPD)

Aber nein. Sie haben eine Woche lang gesucht, wie Sie es hin-
bekommen können, dass in einer Sache, in der wir uns eigent-
lich einig sind, am Ende ein Gesetz verabschiedet wird, beim 
dem nicht etwa SPD draufsteht, sondern GRÜNE und CDU. 

(Lachen des Abg. Thomas Blenke CDU)

Das war Ihr alleiniges Problem, Herr Kollege Blenke. 

(Zuruf des Abg. Thomas Blenke CDU) 

Sie sind dann gestern Abend zu einem Ergebnis gekommen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Gestern Abend, 
Herr Kollege!)

Wenn Regierungsfraktionen am Montag bei uns anfragen, ob 
wir bereit wären, einen Gesetzentwurf der Regierungsfrakti-
onen mit auf die Tagesordnung zu nehmen, und wir nach der 
Rückfrage, ob wir den Gesetzentwurf vorher einmal sehen 
könnten, zur Antwort bekommen: „Das geht noch nicht, denn 
es gibt noch Abstimmungsbedarf zwischen den Regierungs-
fraktionen“, dann scheint ja unheimlich viel Dampf im Kes-
sel gewesen zu sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und fraktionslosen Abgeordne-
ten – Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau! – Zuruf 

des Abg. Thomas Blenke CDU)

Sie hätten sich den Dampf im Kessel sparen können. Sie hät-
ten sich in aller Ruhe in der Sommerpause gemeinsam hinset-
zen können und dann nach der Sommerpause einen Ände-
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rungsantrag im Innenausschuss einbringen können, über den 
wir auch gern hätten reden können.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Hätte, hätte, Fahr-
radkette!)

Wir wären durchaus auch bereit gewesen, gemeinsam einen 
Gesetzentwurf einzubringen. Aber nein, Ihnen ging es allein 
darum, dass Ihre – –

(Abg. Thomas Blenke CDU: Sie verwenden die Hälf-
te Ihrer Redezeit für Verfahrensfragen!) 

– Ja, das ist auch so. Wir brauchen hier im Parlament nicht 
Dinge zu trennen,

(Zuruf: Natürlich!)

bei denen wir eigentlich einer Meinung sind. Deshalb bin ich 
schon ein wenig enttäuscht, wie hier der Umgang der Regie-
rungsfraktionen mit der Opposition ist, wenn man sich eigent-
lich in der Sache einig ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und fraktionslosen Abgeordne-
ten – Zuruf: Da hat er recht!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Sckerl. 

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gewalt gegen Polizeibe-
amte ist ein ernst zu nehmendes Thema und eine große Her-
ausforderung. Auf dem Rücken der Polizei wollen wir keinen 
parteipolitischen Streit inszenieren, wie Sie es gerade getan 
haben, Herr Kollege Binder.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Lachen bei 
der SPD – Abg. Martin Rivoir SPD: Genau!)

Dafür sind uns die Belange der Polizei zu wichtig. 

(Vereinzelt Beifall – Zuruf: Deshalb habt ihr bislang 
nichts gemacht!)

Deswegen braucht die Bedrohung der Polizei, aber auch die 
Gefährdung von Bürgerinnen und Bürgern, die in diesem Zu-
sammenhang auch immer wieder vorkommt, wenn sie von 
Schlägern in unserem öffentlichen Raum nachts angegriffen 
werden und die Polizei eingreift, eine angemessene Antwort. 
Da Sie jetzt geglaubt haben, die Vergangenheit

(Zuruf: Bemühen zu müssen!)

bemühen zu müssen, Herr Kollege Binder, und der einzige 
Zweck Ihrer Initiative nur darin lag, möglichst die grün-schwar-
ze Koalition als arbeitsunfähig vorzuführen, 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Eben, dass es schneller 
geht!)

will ich Ihnen einmal in aller Deutlichkeit ins Stammbuch 
 schreiben: Wir konnten den Gesetzentwurf Ihres Innenminis-
ters gar nicht einbringen; das war gar nicht möglich. Wissen 
Sie, warum? 

(Zurufe von der SPD: Warum?) 

Weil die Anhörung einen Formfehler aufgewiesen hat. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ui! – Zuruf: Ge-
nau! – Weitere Zurufe)

– Nix hier, nix hier. 

Wir haben den Gesetzentwurf vorgefunden und festgestellt: 
Die Anhörung war nicht ordentlich durchgeführt worden. Die 
Beteiligung u. a. des Landesbeauftragten für den Datenschutz 
war in sträflicher Weise unterblieben

(Zuruf von der CDU: Was?)

und muss jetzt natürlich mit Aufwand vom neuen Innenmi-
nister nachgeholt werden. 

(Abg. Thomas Blenke CDU: So sieht es aus! – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Der Datenschutzbeauftragte hat 

sich längst zu dem Thema geäußert!) 

– Herr Gall, der Datenschutzbeauftragte hat sich zwischen-
zeitlich informell geäußert. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Aber er wurde von Ihnen nicht am Verfahren beteiligt. Das ist 
der Grund, warum die Regierungsfraktionen veranlasst wa-
ren, einen eigenen Gesetzentwurf einzubringen:

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

weil wir die Formfehler Ihres Verfahrens damit heilen müs-
sen. Das ist einfach so. So viel zum Ersten.

Zum Zweiten ist unser Gesetzentwurf deutlich besser als der 
Ihrige.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Statt „und“ steht „oder“!)

Das ist für uns der Hauptgrund, ihn einzubringen. Sie haben 
sich mit wesentlichen Fragen der Anwendung von Körperka-
meras in der Praxis überhaupt nicht beschäftigt und haben ei-
ne pauschale Eingriffsermächtigung vorgenommen.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Im Kabinett verabschie-
det!)

– Ja, aber Sie haben die Anhörungsergebnisse nicht berück-
sichtigt. Das ist doch der entscheidende Punkt.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Da hat es noch gar keine 
Anhörungsergebnisse gegeben!)

Sie haben keine Anstrengungen unternommen, um eine Än-
derung nach der Anhörung herbeizuführen. Deswegen war es 
unsere Aufgabe, die Anhörungsergebnisse in einen qualifizier-
ten, verbesserten Gesetzentwurf zu überführen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Das, meine Damen und Herren, ist der Sachverhalt. 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

– Ich verstehe Ihre Aufregung, Herr Gall. Aber das macht es 
kein bisschen besser; es tut mir leid.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Herr Kollege, äußern Sie 
sich mal zum Gesetzentwurf! – Weitere Zurufe – Glo-

cke der Präsidentin) 
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Präsidentin Muhterem Aras: Sie sind jetzt nicht dran, Herr 
Kollege Räpple. Wenn Sie eine Zwischenfrage haben, melden 
Sie sich bitte.

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wir haben ein klares Mo-
tiv, zu handeln. Das eint uns immerhin in diesem Haus. Des-
halb finde ich auch diesen billigen parteipolitischen Streit 
schade. Aber es ist nun mal so gewesen. Wir wollen den 
Schutz der Polizeiangehörigen gegen Übergriffe verbessern. 
Wir wollen den Schutz für Bürgerinnen und Bürger gewähr-
leisten

(Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD) 

und einen Beitrag zur Gewaltprävention im öffentlichen Raum 
leisten. 

Wir haben aus dem Pilotversuch in Hessen auch gelernt: Die 
Bodycams helfen im besten Fall, Gewalt – auch gegen Dritte 
– tatsächlich entgegenzutreten und sie präventiv zu verhin-
dern. Das ist sehr wichtig. Wenn im Extremfall Gewalt nicht 
verhindert werden kann – das bringt die Qualität unseres Ge-
setzentwurfs –, schaffen wir die Voraussetzungen, dass Ka-
meras beweissicher dokumentieren und gerichtsverwertbare 
Bilder herstellen, um anschließend strafrechtlich erfolgreich 
gegen Gewalttäter vorgehen zu können. 

Das hat sich im Probebetrieb tatsächlich bewährt. Deswegen 
ist es zu diesem Zeitpunkt zugegebenermaßen überfällig; aber 
es ist nach wie vor richtig, diese Technik in Baden-Württem-
berg jetzt einzuführen.

Gewalt gegen Polizei im öffentlichen Raum ist in der Tat in-
akzeptabel. Das gilt auch für unsere Fraktion völlig uneinge-
schränkt. Denn die Polizei repräsentiert unsere Gesellschaft, 
und daher ist – das verstehen wir so – ein Angriff auf Polizis-
ten immer auch ein Angriff auf die Gesellschaft, also auch auf 
uns selbst. Deswegen ist das für uns nicht akzeptabel.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und fraktionslosen Abgeordneten)

Wie wollen wir das konkret angehen? Der Gesetzentwurf ent-
hält nach unserer Überzeugung eine saubere Rechtsgrundla-
ge. Die Definition des Einsatzgeräts und des Speichermedi-
ums war in anderen Bundesländern manchmal problematisch. 
Wir machen deutlich, dass der Einsatz der Bodycams im öf-
fentlichen Raum, der für jedermann – für jeden Mann und für 
jede Frau – zugänglich sein muss, immer nur offen erfolgen 
kann. Es kann keine anlasslose Aufzeichnung bei einer nor-
malen Streifentätigkeit geben. Vielmehr ist immer Vorausset-
zung, dass es eine Maßnahme des Polizeivollzugsdienstes im 
Zusammenhang mit Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder 
auch der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten sein muss. 

Wir wollen zunächst in zwei großen Präsidiumsbezirken ei-
nen Pilotversuch machen, das Präsidium Einsatz mit unter-
schiedlichen Einsatzszenarien hinzunehmen und unterschied-
liche Anwendungsbereiche ausprobieren. Diese unterschied-
lichen Anwendungsbereiche sollen sich auch auf das soge-
nannte Pre-Recording, das aus datenschutzrechtlicher Sicht 
nicht ganz unproblematisch ist, beziehen. Da geht es um Auf-

zeichnungsbandbreiten von 30 bis 60 Sekunden. Wir wollen 
in diesem Pilotversuch möglichst herausfinden: Was ist das 
geeignete Instrument für die Polizei, um beweissicher, aber 
auch unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen zu dokumentieren? Deswegen ist uns die Beteiligung des 
Datenschutzbeauftragten so wichtig. 

Wir wollen – gern mit Ihnen zusammen; darüber können wir 
dann im Innenausschuss diskutieren; es wird aufgrund der Ge-
setzentwürfe noch einmal eine Anhörung geben – bis Ende 
September die gesetzlichen Voraussetzungen hier im Landtag 
schaffen, dann sehr schnell in die Pilotversuche gehen, da 
auch eine relativ kurze Frist für eine Evaluation herbeiführen 
und dann nach und nach sozusagen in die Fläche des Polizei-
alltags in Baden-Württemberg gehen.

Meine Damen und Herren, wir sind davon überzeugt: Wir sind 
das dem Schutz und der verantwortungsvollen Tätigkeit un-
serer Polizei in Baden-Württemberg schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion der CDU er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Blenke.

Abg. Thomas Blenke CDU: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! 1 866 Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte wurden im vergangenen Jahr Opfer von gewalttätigen 
Attacken. Das sind 1 866 Fälle zu viel. Das dürfen wir nicht 
einfach achselzuckend so hinnehmen.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Die Polizei schützt den Rechtsstaat. Sie schützt unsere offe-
ne Gesellschaft, sie schützt uns Bürger. Deswegen gilt: Wer 
uns schützt, hat auch unseren Schutz verdient.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Aggressivität und Respektlosigkeit nehmen immer weiter zu. 
Das dürfen wir nicht hinnehmen. Es wird geschlagen, gepö-
belt, gespuckt und beleidigt. Das ist das eine hässliche Ge-
sicht des Alltags der Polizei.

Es gibt aber eine zweite große Gefahr: Das ist die Gefahr, dass 
scheinbar harmlose Standardsituationen manchmal von einer 
Sekunde zur anderen in lebensbedrohliche Situationen um-
schlagen – lebensbedrohliche Situationen für die Beamtinnen 
und Beamten, aber auch für unbeteiligte Dritte. Da müssen 
wir gar nicht so weit schauen; Kollege Binder hatte vorhin das 
Beispiel von vor wenigen Tagen aus Stuttgart angesprochen, 
bei dem mit einem, sage ich einmal, gefakten Notruf ein Po-
lizist in eine Falle gelockt wurde und es zu Gewaltexzessen 
kam. Das gefährdet die Polizei, das gefährdet Dritte. Das sah 
nach einem Routineeinsatz aus und wurde zu einer lebensbe-
drohlichen Situation.

Ebenfalls ungewohnte Situationen waren die Fälle in der Sil-
vesternacht in mehreren Städten in Deutschland – nicht nur in 
Köln, sondern auch in anderen Städten –, bei denen es zu 
Diebstählen, Taschendiebstählen, sexuellen Belästigungen 
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und, und, und kam. Das sind Geschehnisse, die einen Eingriff 
in unsere Freiheit bilden und die geeignet sind, das Vertrauen 
in den Rechtsstaat und in die Sicherheitsgarantie des Staates 
zu beeinträchtigen.

Jetzt haben wir einen wichtigen Baustein, der die Verbesse-
rung der Sicherheit der Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
ten sowie auch unbeteiligter Dritter deutlich stärken kann. Das 
ist der Einsatz sogenannter Bodycams, von körpernah, also an 
der Uniform getragenen Kameras.

Worum geht es? Das Polizeigesetz soll um eine Rechtsgrund-
lage ergänzt werden, die den Einsatz solcher körpernah getra-
gener Kameras und damit das Anfertigen von Bild- und Ton-
aufzeichnungen bei der Durchführung von Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr oder insbesondere auch bei der Verfolgung 
von Straftaten ermöglicht. 

Wir haben bereits Belege, dass diese Maßnahmen sinnvoll 
sind, dass sie wirkungsvoll sind. Unsere Nachbarn in Hessen 
haben bereits einen Pilotversuch mit solchen Bodycams ge-
macht und eindeutig festgestellt: Es hat eine deutlich deeska-
lierende Wirkung. Die Zahl der Übergriffe geht zurück, es ist 
ein Hemmnis, wenn das Gegenüber bemerkt – es ist, wie Kol-
lege Sckerl richtig sagte, eine offene Maßnahme; es steht auch 
auf der Uniform –, dass eine Videoaufzeichnung erfolgt. Es 
hat eine immens deeskalierende Wirkung. Deswegen werden 
dadurch nicht nur die Beamtinnen und Beamten geschützt, 
sondern auch die Bevölkerung, unbeteiligte Dritte, die in sol-
chen Situationen mit dabei sind.

Auf gut Deutsch: In einer solchen Situation, wenn der Ran-
dalierer – nennen wir ihn einmal so – merkt, dass er gefilmt 
wird, denkt er vielleicht noch einmal nach – sofern er dazu in-
tellektuell in der Lage ist – und nimmt sich ein bisschen zu-
rück. Das deeskaliert, und dadurch kommt es zu weniger Ge-
walt.

Heute liegen in der Tat, lieber Kollege Binder, zwei Gesetz-
entwürfe vor, einer von der SPD und einer von den Koaliti-
onsfraktionen GRÜNE und CDU. Im Ziel sind wir uns einig. 
Das ist ja gut. Der Gesetzentwurf von Ihnen springt zu kurz; 
dazu sage ich gleich etwas.

Aber ich möchte einfach nur sagen – der Kollege Sckerl hat 
es schon ausgeführt, das brauche ich nicht weiter zu tun –: Sie 
haben ein wenig Häme gebracht.

(Abg. Martin Rivoir SPD: Das war doch keine Häme!)

– Doch. – Damit wäre ich vorsichtig. Wenn Sie mit dem Fin-
ger auf den Innenminister zeigen, dann ist es wie immer: Drei 
Finger zeigen zurück zu Ihnen bzw. zu dem Herrn, der schräg 
vor Ihnen sitzt. Damals wurde schlicht und einfach vergessen 
– das kann ja mal passieren, aber etwas peinlich ist es trotz-
dem –, den Landesbeauftragten für den Datenschutz zu betei-
ligen, und das hat diese Verzögerung gebracht.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das haben wir vorhin 
schon berücksichtigt!)

Lassen Sie die Häme weg. Es geht jetzt um die Sache. Es geht 
um den Schutz unserer Polizei. Darin sind wir uns einig, und 
da gehen wir voran.

Aber warum springt Ihr Gesetzentwurf zu kurz, lieber Kolle-
ge Binder? Ganz einfach: Bei Ihnen ist Voraussetzung dafür, 
dass eine Kameraaufzeichnung eingeschaltet wird – sie muss 
ja aktiv vom Träger der Kamera eingeschaltet werden –, dass 
eine Situation eingetreten ist, bei der eine Gefahr für Leib und 
Leben des Polizeibeamten oder eines Dritten besteht. Damit 
erfassen Sie die Fälle des in Sekundenschnelle eintretenden, 
gefährlich werdenden Standardeinsatzes, die ich vorhin ge-
schildert habe, nicht.

Deshalb haben wir in unserem Gesetzentwurf das sogenann-
te Pre-Recording eingeführt. Ich versuche es einmal möglichst 
untechnisch zu formulieren:

(Zuruf des Abg. Martin Rivoir SPD)

Die Kamera wird bei einer gefahrgeneigten Situation, aber 
nicht, wenn es um Gefahr für Leib und Leben geht, einge-
schaltet. Sie läuft dann mit, überschreibt sich aber alle 60 Se-
kunden. Es wird nicht gespeichert, sondern alle 60 Sekunden 
überschrieben. Wenn es dann zu der Situation kommt, die Sie 
in Ihrem Gesetzentwurf berücksichtigt haben – dies haben wir 
auch –, dann kann der Polizeibeamte die Aufzeichnungsfunk-
tion einschalten. Die Kamera zeichnet auf und hat die letzten 
60 Sekunden zuvor auch mit gespeichert, und damit hat man 
beweissicher auch das Geschehen, das zu dieser lebensgefähr-
lichen Situation geführt hat, dabei. 

Deshalb ist unser Gesetzentwurf, lieber Kollege Binder, im 
Sinne des Schutzes der Polizeibeamten und der Bevölkerung 
sowie im Sinne einer beweissicheren Dokumentation der ge-
eignetere Gesetzentwurf. Deshalb haben wir einen eigenstän-
digen Gesetzentwurf eingebracht, und wir bitten Sie, ihn zu 
unterstützen. 

Wir haben heute in der ersten Lesung nur den Startschritt. Wir 
werden jetzt gemeinsam in die Ausschussberatungen gehen. 
Ich bin auch davon überzeugt, Kollege Gall 

(Abg. Reinhold Gall SPD unterhält sich mit Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE.)

– wenn Sie die Abstimmung mit dem Kollegen Sckerl been-
det haben, können wir auch im Ausschuss weiterreden –, dass 
wir auch die Datenschutzfragen, die damit zusammenhängen, 
vernünftig lösen können. Übrigens habe ich dieser Tage er-
fahren, dass das Fernsehen schon lange mit Pre-Recording ar-
beitet.

(Abg. Martin Rivoir SPD: Sogar das I-Phone kriegt 
es hin!)

Dann werden wir es doch auch hinbekommen, Herr Minister, 
das datenschutzrechtlich zu lösen. 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Deshalb werden wir gemeinsam vorangehen und diesen gu-
ten Gesetzentwurf zur Einführung von Bodycams für den 
Schutz der Bevölkerung voranbringen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf von der CDU: Bravo!)
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Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lassen Sie mich einige Sätze zur Sa-
che und einige Sätze zum parlamentarischen Vorgehen sagen.

Zur Sache

(Abg. Thomas Blenke CDU: Ist er bei uns!)

sind wir beieinander.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen 
und der CDU)

Es ist klar: Die liberale Fraktion wird zunächst immer skep-
tisch sein, wenn es um Überwachung im öffentlichen Raum, 
um Videoaufzeichnung und Ähnliches geht. Aber wir sind kei-
ne Prinzipienreiter, da wir sehen, dass sich ein Bedarf und ein 
möglicher Nutzen durchaus aufdrängt. 

Es gibt auch spezielle Einwände, die man nicht ganz beisei-
teschieben darf. Ich persönlich hatte, als die Diskussion be-
gann, z. B. auch Angst, dass die Beamten mit der Kamera zum 
Ziel werden, indem man versucht, sie ihnen abzunehmen. Bis-
herige Erfahrungen in der Praxis haben diese Befürchtung 
nicht bestätigt. Deshalb muss man sagen: Wir sind auch der 
Meinung, dass man dieser Sache eine Chance geben und ein-
mal schauen sollte, wie es läuft.

Wir müssen in verschiedener Hinsicht etwas für die Polizei 
tun. Es gibt auch noch andere Themen. Dies ist nicht das ein-
zige Thema und darf auch nicht das einzige Thema sein.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Da sind wir einig!)

Aber es ist eine Möglichkeit, etwas Positives für die Polizei 
zu tun. Deshalb werden wir dem Gesetzentwurf heute zustim-
men.

Dann sind wir natürlich bei dem Vorgehen. Ich muss deswe-
gen lachen, weil es lächerlich ist, ganz einfach. Es weiß jeder 
– übrigens auch jeder in der Polizei –, dass das noch ein Ba-
by des früheren Innenministers Gall ist, der das ja deswegen 
vor dem Regierungswechsel extra noch auf den Markt ge-
bracht hat.

Der jetzt amtierende Innenminister war übrigens vorher, als 
er die Anfrage unseres Kollegen Bullinger abgewimmelt hat, 
noch im Besitz der Erkenntnis, dass sein Vorgänger nicht al-
les falsch gemacht hat. 

(Heiterkeit des Abg. Andreas Stoch SPD)

Aber diese Erkenntnis hat nicht lange gehalten. Denn – Ver-
zeihung – was Sie jetzt tatsächlich daran hindert, z. B. das in 
Form eines Änderungsantrags zum SPD-Vorschlag einzubrin-
gen oder aber die SPD mit in das Boot zu nehmen, erklärt mir 
kein Mensch. Ich kann jedenfalls sagen, lieber Thomas Blen-
ke: Einer Schulklasse könnte ich das nicht erklären.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD – Abg. Mar-
tin Rivoir SPD: Aber einer Kindergartenklasse! Aber 
einer Kindergartengruppe schon! – Abg. Thomas Blen-
ke CDU: Aber es ist doch unser gutes Recht, einen 

Gesetzentwurf einzubringen, Kollege Goll!)

In letzter Zeit ist öfter gesagt worden: Regieren ist eine Stilfra-
ge. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Genau!)

Dieses Vorgehen ist im Grunde genommen kein Stil. Es ist 
nicht besonders fair, und es macht die Politik nicht attrakti-
ver. Ich sage das wirklich aus der Sorge heraus: Wir wollen ja 
den Betrieb, den wir hier veranstalten, nach außen noch ver-
ständlich halten. Deswegen hätten wir den Gesetzentwurf 
auch gemeinsam machen können, finde ich. Wir werden den 
Entwürfen zustimmen, das ist klar. 

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD sowie der 
Abg. Ulli Hockenberger CDU und Daniel Rottmann 

[fraktionslos]) 

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Stauch.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Abg. Hans Peter Stauch AfD: Sehr geehrte Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren, werte Kolleginnen und Kollegen! 
Unsere Polizisten sind bei ihrem Dienst einem oft nicht kal-
kulierbaren Risiko ausgesetzt. Erst vor wenigen Tagen wurde 
ein junger Polizist in Stuttgart attackiert und schwer verletzt, 
wie wir schon gehört haben. Ob eine solche Tat durch eine 
Kamera am Mann verhindert worden wäre, kann niemand be-
urteilen.

Wir wollen unsere Polizisten auch gegen die Täter schützen, 
die sich nicht vor der Strafverfolgung fürchten. Da reicht ei-
ne Kamera am Körper eines Beamten nicht aus. Dort geht die-
ser Gesetzentwurf nicht weit genug. Wir müssen auch über 
Optimierungen bei der Ausbildung sowie über rechtliche Si-
cherheiten und Hürden der Polizisten sprechen. Unser Ziel 
muss es sein, die Polizisten in ihren Rechten und an Personal 
zu stärken. Da sind 1 500 geplante Neueinstellungen in Ihrem 
Koalitionsvertrag ein guter Anfang, Herr Innenminister, aber 
nur ein Anfang.

Unsere Polizisten können ihren Verpflichtungen nur mit einer 
Vielzahl von Überstunden gerecht werden, was die physische 
und psychische Gesundheit der Beamten an die Grenze bringt. 
Trotz alledem ist diese Initiative ein Schritt in die richtige 
Richtung. Wer in diesem Land Polizisten oder Dritte angreift, 
soll sich sicher sein, dass er dann konsequent verfolgt und zur 
Rechenschaft gezogen wird.

(Beifall bei der AfD und fraktionslosen Abgeordne-
ten)

Viel zu oft noch müssen sich Polizisten folgenlos beleidigen 
und herabwürdigen lassen. Viel zu oft werden schwerwiegen-
de Verletzungen gegen sie fahrlässig in Kauf genommen. Vie-
le Menschen haben leider keinen Respekt mehr vor Polizis-
ten. Rund 4 000 Gewalttaten an Polizeibeamten allein im Jahr 
2015 sind ein trauriger Fakt. Unzählige Angreifer können 
nicht einmal gefasst oder gar verurteilt werden. Dies ist eine 
Schande auch für Baden-Württemberg.

(Beifall bei der AfD)
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Wir wollen, dass Täter klar benannt werden können. Wir wol-
len die Polizisten davor schützen, sich wegen falscher An-
schuldigungen verantworten zu müssen. Der Einsatz von Ka-
meras am Körper wird nicht nur Angreifer abschrecken. Eben-
so dokumentiert er das Handeln der Polizisten und liefert ih-
nen hier ein wichtiges Beweisstück gegen diejenigen, die ei-
ne Täter-Opfer-Umkehr betreiben wollen und oft noch von 
sogenannten politischen Aktivisten geschützt werden. 

Durch eine bedarfsorientierte Nutzung der Bild- und Tonauf-
nahmen werden weder Bürger unter Generalverdacht gestellt 
noch Beamte als mobile Überwachungskameras missbraucht. 
Für mehr Flexibilität im Notfall bräuchte es aber weniger bü-
rokratische Bevormundung. Wenn nötig, brauchen wir auch 
eine weitere gesetzliche Änderung, damit die öffentliche Si-
cherheit hier durchgesetzt werden kann.

Wir wollen nicht, dass sich Polizisten rechtfertigen müssen, 
sondern haben vollstes Vertrauen in die Erfahrung und Kom-
petenz unserer Polizisten, die wir schützen und bei Präventi-
on und Aufklärung unterstützen.

Die Lage am vergangenen Wochenende, an dem Erdogan-Fa-
natiker unangemeldete Demos veranstalteten, zeigt, dass die 
Sicherheitslage längst unberechenbar geworden ist. Es müs-
sen unbedingt weitere Schritte erfolgen, die über den Gesetz-
entwurf hinausgehen. Die Befugnisse der Polizei sind auszu-
weiten, bevor wir Berliner Verhältnisse haben, meine Damen 
und Herren. Am Wochenende gab es, wie ich aus internen 
Kreisen weiß, Gebiete, in denen aufgrund solcher Demos für 
rund 130 000 Menschen de facto noch zwei Polizisten zustän-
dig waren. Darauf hat der Gesetzentwurf leider keine Antwort.

Zusammenfassend möchte ich sagen: Wir stehen den beiden 
Gesetzentwürfen positiv gegenüber. Allerdings wundert es 
doch sehr, dass dies gerade von der linken Seite angetrieben 
wird. Aus dem Gesetzentwurf selbst ist herauszulesen, dass 
ausbleibende Solidarisierungseffekte ein Ziel der Maßnahme 
sind. Wenn Sie es mit Ihrer Sorge um das Wohlbefinden von 
Polizisten und Dritten ernst meinen, verehrte Abgeordnete der 
SPD und der Grünen, dann sollten Ihre Partei- und Jugendor-
ganisationen aufhören, mit denjenigen Kräften zu marschie-
ren, die sich nicht davor scheuen, mit Böllern, Steinen und 
Flaschen auf Beamte und Andersdenkende loszugehen. 

(Beifall bei der AfD und fraktionslosen Abgeordne-
ten)

Gemeinsam marschieren und sich hinterher distanzieren, das 
hat bei Ihnen Methode.

Wir, die AfD-Fraktion, werden uns in den Beratungen konst-
ruktiv verhalten. Die Gesetzentwürfe sind überwiegend sinn-
voll, aber wir kaufen Ihnen nicht ab, dass es Ihnen hier um die 
Beamten und um die Sicherheit der Menschen geht.

(Abg. Thomas Blenke und Abg. Nicole Razavi CDU: 
Sondern?)

Weder wir noch die Polizisten in Baden-Württemberg lassen 
uns von Ihren Profilierungsversuchen blenden. 

Danke.

(Beifall bei der AfD und fraktionslosen Abgeordne-
ten – Abg. Thomas Blenke CDU: Das ist ja völlig da-

neben! Die Alternative wäre keine Ausstattung mit 
Bodycams! Das war jetzt nicht ganz logisch! – Abg. 
Nicole Razavi CDU: So viel zur Alternative! Keine 
Alternative! – Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich das Wort Herrn Abg. 
Berg.

Abg. Lars Patrick Berg (fraktionslos): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste und 
Besucher! Zwar spät, aber immerhin rückt endlich die innere 
Sicherheit unserer Polizeibeamten in den Vordergrund. Die 
Körperkameras, auch Bodycams genannt, dienen dem Schutz 
jener, die uns schützen sollen. Unsere Polizeibeamten sehen 
sich – wie übrigens auch viele Angehörige von Rettungsorga-
nisationen, aber auch der Bundeswehr – zunehmender Aggres-
sion ausgesetzt. 

Noch im Februar dieses Jahres bezeichnete Oliver Hilden-
brand, seines Zeichens Landesvorsitzender von Bündnis 90/
Die Grünen, in einem Interview mit der Zeitung „Mannhei-
mer Morgen“ den Einsatz von Körperkameras als „reine Sym-
bolpolitik“, die zu einem Verlust von Vertrauen zwischen Bür-
ger und Polizei führen könnte. Ich halte diese Aussage für 
ziemlich fahrlässig.

Die Körperkameras versprechen eine bessere Aufklärung und 
– das halte ich für besonders wichtig – haben eine abschre-
ckende, sprich präventive Wirkung auf potenzielle Straftäter. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Auch Solidaritätseffekte durch andere Straftäter können sich 
so vielleicht zunehmend unterbinden lassen. Wem bewusst ist, 
dass vor Gericht ein paar falsche Zeugenaussagen von Gesin-
nungsgenossen nicht mehr helfen, um einem Polizeibeamten 
Fehlverhalten zu unterstellen und sich so aus der eigenen Ver-
antwortung zu ziehen, der überlegt sich zweimal, ob er seiner 
Randalewut freien Lauf lässt. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Hört man manche Aussage aus dem linken Spektrum, ist die 
Polizei ja meist schuldig. Eskaliert wie jährlich am 1. Mai ei-
ne Gewaltorgie von linksradikalen Chaoten, dann habe die Po-
lizei zu wenig deeskaliert und sei zu offensiv gewesen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Genau!)

Hat die Polizei alles unter Kontrolle oder passiert einfach mal 
nichts, dann heißt es, man könnte ja sparen und kürzen. Läuft 
es dann doch zu sehr aus dem Ruder, dann wird der Polizei 
vorgeworfen, zu defensiv gewesen zu sein.

Gerade von der linken Seite des politischen Spektrums – mei-
ne Damen und Herren, ich sehe das jetzt bundesweit – wird 
die Polizei häufig zum Sündenbock erklärt.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: So ist 
es!)

Ich denke, damit sollte wirklich Schluss sein.
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(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Ich fordere von den Vertretern der politischen Parteien end-
lich Solidarität und eine positive Haltung gegenüber unserer 
Polizei. Statt wie in Berlin der Polizei in den Rücken zu fal-
len, fordere ich, endlich unserer Polizei auch wirklich den Rü-
cken zu stärken.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner 
[fraktionslos]: Die anderen scheinen nicht dieser Mei-
nung zu sein! – Gegenruf des Abg. Reinhold Gall 
SPD: Da brauchen wir Ihre Nachhilfe aber nicht!)

Mit Grausen ist dem aktuellen Verfassungsschutzbericht zu 
entnehmen – – Herr Gall, lassen Sie mich doch bitte ausre-
den. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Ich meine Ihren Kollegen 
dort hinten!)

– Ach so. Entschuldigung. 

Mit Grausen ist dem aktuellen Verfassungsschutzbericht zu 
entnehmen, dass Polizeibeamte häufiger Opfer von gewaltbe-
reiten Linksextremisten sind. Unsere Polizei wird von diesen 
Personen oft in übelster und entwürdigendster Weise beschimpft. 
Es wird zu gezielter Gewalt gegen unseren Staat, gegen un-
sere freiheitliche demokratische Grundordnung und gegen Po-
lizei und Bundeswehr aufgerufen.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Ja!)

Bleibende Schäden bis hin zur Tötung von Polizisten werden 
von diesen Schlägern wohlwollend in Kauf genommen.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Auf einschlägig bekannten Internetseiten der linksextremen 
Szene wird beispielsweise gefordert, Polizeibeamte zu foto-
grafieren, zu identifizieren und diesen dann gezielt im priva-
ten Umfeld aufzulauern und sie anzugreifen. Das ist schlicht-
weg untragbar. 

(Vereinzelt Beifall bei den fraktionslosen Abgeord-
neten)

Ich fordere hiermit auch den Innenminister auf, endlich ge-
zielt einzugreifen. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD – Zuruf: Jawohl! – Zuruf des Abg. Dr. Heinrich 

Fiechtner [fraktionslos]) 

Herr Strobl, Sie sind neu in Amt und Würden. Ich hoffe und 
vertraue darauf, dass Sie sich mit diesem grundlegenden Pro-
blem beschäftigen und Lösungen erarbeiten – Lösungen, für 
welche Sie aus dem Linksaußenspektrum wahrscheinlich nur 
Häme und Spott ernten werden, aber dafür sicherlich Dank 
und Anerkennung seitens der Polizei und der Bürger.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Würden Sie, liebe Kollegen von der SPD, wirklich wollen, 
dass unsere Polizisten besser geschützt werden, würden Sie 
stärker gegen diesen bereits erwähnten linken Rand in dieser 

Gesellschaft vorgehen. Dieser linke Rand tobte unlängst ma-
rodierend durch Berlin, zündete reihenweise Autos an, 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Sind wir daran schuld oder 
wie? Was wollen Sie damit eigentlich sagen? Pure 

Polemik wieder!)

beschimpfte und diffamierte Polizeibeamte und verletzte die-
se auch hemmungslos.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Meine Damen und Herren, der anlassbezogene und offene 
Einsatz von Körperkameras ist ein erster wichtiger Schritt, 
den wir unterstützen. Wir stimmen den Gesetzentwürfen zu. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und der 
AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Das Wort für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Minister Strobl.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Es macht mir schon große Sorge, dass wir in unserer Ge-
sellschaft klar festzustellende Verrohungstendenzen und – das 
ist von den Kollegen richtig beschrieben worden – auch zu-
nehmend Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
te haben. Was mich besonders besorgt macht, ist, dass das für 
viele fast schon zu etwas Alltäglichem wird. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten – Abg. Dr. 
Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: So ist es!)

Am vergangenen Sonntag kam es zu der Lage, dass die Poli-
zei in eine Tiefgarage gelockt wurde und derjenige, der die 
Polizei gerufen hat, dann ein Messer zückte und es einem Po-
lizeibeamten in den Hals rammte 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Perfide!)

und der zweite Polizist das Richtige tat, indem er auf den Tä-
ter schoss. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Richtig!)

Ich habe vor einer Woche mit dem Polizeibeamten telefoniert, 
der geschossen hat. Das ist für diesen Beamten auch keine 
leichte Lage, auf einen Menschen zu schießen. 

(Zuruf: Ja!)

Ich habe gestern mit dem Polizeibeamten gesprochen, der 
durch den Stich in den Hals verletzt wurde. Es geht ihm kör-
perlich gut. Wenn allerdings der Stich ein 1 mm entferntes Ge-
fäß getroffen hätte, hätte ich gestern nicht mit ihm dieses Te-
lefongespräch geführt, hätte er gar kein Telefongespräch mehr 
geführt. 

Das sind Telefongespräche, nach denen auch ein Innenminis-
ter sich nicht gleich wieder der nächsten Akte zuwenden kann. 

Deswegen möchte ich Ihnen sagen, meine Damen und Her-
ren: Wir müssen das ernst nehmen. Wir dürfen uns nicht an 
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Verrohung und Gewalt in unserer Gesellschaft und schon gar 
nicht an Gewalt gegen unsere Polizistinnen und Polizisten ge-
wöhnen.

(Beifall bei allen Fraktionen sowie den fraktionslo-
sen Abgeordneten)

Meine Damen und Herren, ich freue mich über die fraktions-
übergreifende Einigkeit, was den Gesetzentwurf in der Sache 
angeht. Darüber freut sich ein Innenminister. Die einzelnen 
Wortbeiträge möchte ich nicht bewerten, mit einer einzigen 
Ausnahme: Herr Kollege Binder, ich hatte eigentlich bisher 
einen anderen Eindruck von Ihnen, aber was Sie heute gebo-
ten haben, war schon ein ganz kleines Karo. Wenn Sie in die-
ser Art Klein-Klein in der letzten Legislaturperiode dieses 
Thema beispielsweise auch mit Ihrem Koalitionspartner an-
gegangen sind, 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

dann wundert mich nicht, dass Sie über fünf Jahre nichts, aber 
auch gar nichts in diesem Bereich zustande gebracht haben. 

(Beifall bei der CDU – Abg. Reinhold Gall SPD: Ent-
schuldigung! Haben Sie etwas von dem Dreisäulen-

modell gehört?)

Es ist ja jetzt nicht so, dass es Gewalt gegen Polizeibeamte 
oder die Überlegungen zu Bodycams erst kurz vor der Land-
tagswahl gegeben hätte. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Es gab aber jede Menge 
andere Dinge, die gemacht worden sind! – Gegenruf: 

Bildungsplan!)

In Hessen sind die Bodycams schon ziemlich lange im Ein-
satz. Dafür, dass Sie dieses Land fünf Jahre regiert haben, war 
es dann doch ein bisschen mau, was bei den Bodycams am 
Ende des Tages herausgekommen ist und wie Sie das ange-
gangen sind.

In anderen Ländern gibt es die Bodycams. Ich kenne kein ein-
ziges Bundesland, in dem schlechte Erfahrungen damit ge-
macht werden. Insbesondere wird auch in allen wissenschaft-
lichen Untersuchungen klar belegt, dass dadurch die Angrif-
fe gegen Polizistinnen und Polizisten weniger werden und Tä-
ter von Übergriffen abgehalten werden.

Dann muss ich sagen: Ja klar, natürlich hätte man einen Än-
derungsantrag zu dem Gesetzentwurf der SPD-Fraktion stel-
len können. Es ist aber genauso das gute Recht einer Land-
tagsfraktion, einen eigenen besseren Gesetzentwurf einzubrin-
gen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Thomas Blenke CDU: So ist es!)

Es ist ja nichts Verwerfliches, welchen Weg die Koalition hier 
geht. Ich glaube, dass es ein besserer Gesetzentwurf ist.

Ich verspreche Ihnen, Sie nicht mit technischen Details zu 
langweilen. Aber der Pre-Recording-Modus ist schon etwas 
sehr Wichtiges. Was heißt das? Das heißt, die Kamera ist im 
Grunde genommen immer eingeschaltet, filmt immer. Aber 
alle 60 Sekunden wird das, was gefilmt worden ist, gelöscht, 
indem das, was neu aufgenommen wird, sozusagen das Alte 

überschreibt. Das ist auch nicht mehr zu holen, sondern es ist 
endgültig weg. Nur wenn der Polizist bzw. die Polizistin die 
Aufnahmetaste drückt, dann sind auch die 60 Sekunden, die 
vorher gefilmt worden sind, als Dokumentation sichergestellt. 

Das ist ein endscheidender Vorteil, weil die Polizistin oder der 
Polizist bei einem bevorstehenden Angriff auch in einer Stress-
situation jetzt nicht mehr zwischen der Eigensicherung und 
der Filmerei in diesem Maß schnell entscheiden muss. Des-
wegen hat man dann Zeit, beispielsweise eine Lageeinschät-
zung besser vornehmen zu können, und auch die Nachvoll-
ziehbarkeit polizeilicher Handlungen in der Situation wird 
deswegen natürlich verbessert. 

(Zurufe von der SPD) 

In diesem Punkt ist der Entwurf der SPD-Fraktion eben ein-
fach lückenhaft. Deswegen finde ich es richtig, dass es einen 
besseren Gesetzentwurf gibt. Im Übrigen: Hessen und das 
Saarland machen es genau so, wie es dieser Gesetzentwurf 
vorsieht, und sie machen es mit gutem Erfolg. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Abg. Dr. Fiechtner zu? 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ja, selbstverständlich. Ich habe mich schon ge-
wundert. 

(Heiterkeit) 

Präsidentin Muhterem Aras: Bitte. 

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Ich wollte Sie 
nicht enttäuschen. 

(Heiterkeit) 

Herr Minister, die Aufnahmesequenz von 60 Sekunden und 
sofortiger Löschung hinterher erscheint mir sehr kurz, vor al-
lem wenn man noch in Rechnung stellen muss, dass der Po-
lizist das erst einmal aktivieren muss. Gäbe es denn keine län-
geren Aufnahmemöglichkeiten? Was spräche dagegen? Ich 
könnte mir vorstellen, dass fünf Minuten oder ähnliche Zeit-
abschnitte hier dann auch den Gesamtvorgang festhalten könn-
ten. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Wenn ständig eine Kamera läuft, haben Daten-
schützer und Juristen – im Übrigen auch Juristen im Justizmi-
nisterium dieser Landesregierung – immer Bedenken. Es ist 
auch in Ordnung, dass wir uns das sorgfältig anschauen. 

Diese datenschutzrechtlichen Bedenken gibt es bereits bei die-
sen 60 Sekunden. Das ist, Herr Abg. Dr. Fiechtner, immer ei-
ne Abwägungsentscheidung. Wenn ich richtig informiert bin, 
gibt es durchaus auch den Einsatz von Bodycams, bei denen 
dann nur 30 Sekunden abrufbar sind. Wir haben uns für den 
längeren Zeitraum entschieden. 

Wir werden – das will ich gar nicht verhehlen – aus daten-
schutzrechtlichen Gründen an diesem Gesetzentwurf mögli-
cherweise noch ein bisschen schleifen müssen, weil wir sozu-
sagen an der Grenze dessen sind, was datenschutzrechtlich 
möglich ist. Wir haben das maximal ausgeschöpft. Ich glau-
be, dass das so auch richtig ist. 
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Insofern kommt diese Vorlage dem Ziel, unseren Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten ein transparentes und ein wei-
teres gutes Instrument an die Hand zu geben, am nächsten. 

Es fügt sich im Übrigen in einen Gesamtrahmen ein. Wir, die 
Koalition, haben angekündigt, dass wir mehr Personal für die 
Polizei wollen, dass wir eine bessere Ausstattung für die Po-
lizei wollen, dass wir mehr Möglichkeiten für die Polizei wol-
len. All dem wird dieser Schritt, den wir jetzt gehen, auch ge-
recht. Er hilft auch als eine von mehreren Maßnahmen mit, 
unsere Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten besser vor Über-
griffen, vor Gewalt und vor Angriffen zu schützen. Das hat 
unsere Polizei bei Gott auch so verdient. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Vereinzelt Beifall bei der AfD und den fraktionslo-

sen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn wir vom ganz kleinen Karo spre-
chen, Herr Minister Strobl, dann muss ich sagen: Ich bin nach 
den ersten Sitzungen des Ständigen Ausschusses und auch der 
Sitzung des Innenausschusses eigentlich davon ausgegangen, 
dass wir, wenn wir uns in der Zielrichtung einig sind, dann 
auch miteinander reden, wenn wir gesetzliche Grundlagen 
schaffen, und darüber sprechen, wie wir, wenn uns inhaltlich 
nicht sehr viel trennt, zu einer gemeinsamen Linie kommen.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Sie haben doch den Ge-
setzentwurf eingebracht! Sie haben nicht mit uns ge-

redet!)

Nachdem wir diesen Gesetzentwurf eingebracht hatten, wäre 
es – da kann ich dem Kollegen Goll nur recht geben – das Nor-
malste der Welt gewesen, einen Änderungsantrag einzubrin-
gen. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Kleinkariert, Herr 
Kollege!)

Wir haben diesen Gesetzentwurf nicht deshalb eingebracht, 
um eine parteipolitische Diskussion zu führen, sondern um 
diese gesetzliche Grundlage zu schaffen –

(Abg. Martin Rivoir SPD: Schnell zu schaffen!)

nicht mehr als das, dem der Ministerpräsident in der letzten 
Legislaturperiode zugestimmt hat – und um genau einen Ab-
stimmungsbedarf zwischen CDU und Grünen zu reduzieren, 
um relativ schnell zu einer gesetzlichen Grundlage zu kom-
men. 

(Lachen des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

Es gab immer mal wieder auch in der Geschichte dieses Par-
laments Regierungen, die Gesetzentwürfen von Oppositions-
fraktionen zugestimmt haben. Einer Ihrer Vorgänger, Thomas 
Schäuble – –

(Minister Thomas Strobl: Wir hätten ja auch vorher 
sprechen können! – Gegenruf des Abg. Martin Rivoir 

SPD: Ruhe auf der Regierungsbank!)

– Das ist ja kein Widerspruch. – Das gab es immer mal wie-
der. Ihr Vorvorvorgänger Thomas Schäuble hat das auch schon 
einmal gemacht und hat bei dieser Gelegenheit die Gunst der 
Stunde genutzt, sich damals mit der Opposition gemein ge-
macht und diesem Gesetzentwurf zugestimmt, verbunden mit 
einem Lob an die SPD-Fraktion. Auch so kann man in diesem 
Parlament miteinander arbeiten. Sie haben sich für einen an-
deren Weg entschieden. Das wird uns aber nicht davon abhal-
ten, im Sinne der Sache im Innenausschuss diese beiden Ge-
setzentwürfe kollegial gemeinsam zu beraten und mit einer 
breiten Mehrheit zu verabschieden.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Hans Peter Stauch 
AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aus-
sprache beendet.

Ich schlage vor, die beiden Gesetzentwürfe Drucksachen 16/308 
und 16/334 zur weiteren Beratung an den Ausschuss für In-
neres, Digitalisierung und Migration zu überweisen. – Es er-
hebt sich kein Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Punkt 5 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜNE 
und der Fraktion der CDU – Gesetz zur Änderung des 
Landesbeamtengesetzes und des Landesbesoldungsgeset-
zes Baden-Württemberg – Drucksache 16/348

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind gestern Abend 
übereingekommen, den gestern eingebrachten Gesetzentwurf 
noch heute auf die Tagesordnung zu setzen. Folgende Rede-
zeiten wurden vereinbart: Für die Begründung fünf Minuten, 
für die Aussprache fünf Minuten je Fraktion und fünf Minu-
ten für den Zusammenschluss fraktionsloser Abgeordneter. 

Die den Gesetzentwurf einbringenden Fraktionen sind über-
eingekommen, die Begründung des Gesetzentwurfs in ihre 
Ausführungen zu integrieren. 

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich Herrn Abg. Sckerl das 
Wort. 

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir bedan-
ken uns zunächst für das Einvernehmen der Fraktionen, die-
sen Tagesordnungspunkt noch heute zu behandeln. Ich glau-
be, dass das Einvernehmen seinen wohlverstandenen Grund 
hat; denn die meisten Fraktionen in diesem Haus profitieren 
von dieser Gesetzesinitiative ganz ausdrücklich. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Mit dem Dritten Nachtrag, meine Damen und Herren, den wir 
vor wenigen Stunden beschlossen haben, wurden die Mittel 
für elf zusätzliche Stellen für den Landtag genehmigt. Für die-
se Stellen gab und gibt es interfraktionellen Konsens. Die Stel-
len dienen nämlich der Stärkung des parlamentarischen Be-
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ratungsdienstes in den Fraktionen. So werden zwei B-4-Stel-
len für Leitende Parlamentsräte, eine B-2-Stelle, drei A-16-Stel-
len, eine A-15-Stelle und vier A-14-Stellen geschaffen. 

Ich muss nicht darum herumreden, weil es für unsere Frakti-
on, für die CDU und, glaube ich, für das gesamte Haus eine 
Selbstverständlichkeit ist: Der AfD-Fraktion steht ein Groß-
teil dieser Stellen zu. Wir machen damit zum wiederholten 
Mal deutlich, dass sie als neue Fraktion in diesem Haus for-
mal so behandelt wird wie alle anderen Fraktionen. Sie be-
kommt die gleichen Rechte und selbstverständlich auch einen 
Beratungsdienst an die Seite gestellt. 

Alles andere verantworten Sie natürlich selbst. Ihre politische 
Bauchlandung im Landtag und die Turbulenzen, 

(Lachen der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

in die Sie Ihre angestellten Beraterinnen und Berater mittler-
weile gebracht haben, verantworten Sie natürlich selbst. Aber 
das hindert den Landtag nicht, Ihnen formal die Rechte, die 
Ihnen aufgrund Ihres Wahlergebnisses zustehen, zuzubilligen. 

Warum aber, meine Damen und Herren – diese Frage stellt 
sich vielleicht –, reicht das Nachtragsgesetz, das wir heute 
Vormittag beschlossen haben, nicht aus, um die Stellen zu 
schaffen? Warum schlagen wir Ihnen jetzt vor, auch das Lan-
desbesoldungsgesetz zu ändern? 

Es gibt z. B. bei der SPD – das ist sehr begründet und für uns 
nachvollziehbar –, aber auch bei der FDP/DVP den Wunsch, 
dass die Fraktionsgeschäftsführer in Zukunft eine neue Funk-
tionsbezeichnung bekommen sollen und ihnen damit auch die 
Perspektive einer höheren Besoldung eröffnet wird. 

Der parlamentarische Beratungsdienst, meine Damen und 
Herren, als Brückenpfeiler für die Funktionsfähigkeit des 
Landtags rechtfertigt diesen Schritt ausdrücklich. Deswegen 
ist meine Fraktion dafür, dass es künftig den Parlamentsrat in 
der Besoldungsgruppe B 2 sowie einen Leitenden Parlaments-
rat in der Besoldungsgruppe B 4 gibt. Diese beiden Funkti-
onsbezeichnungen gibt es bisher nicht, und wir fügen sie nun 
auf Wunsch aus dem Haus in das Landesbesoldungsgesetz ein. 

Außerdem – auch das gehört selbstverständlich dazu – schaf-
fen wir mit dieser Gesetzesinitiative die formalen Vorausset-
zungen für das Amt eines Beamten auf Lebenszeit als Staats-
sekretär bei der obersten Landesbehörde, deren Geschäftsbe-
reich der stellvertretende Ministerpräsident leitet. Auch das 
halten wir in der Sache für gerechtfertigt. 

Ich möchte darauf hinweisen und ganz deutlich sagen: Mei-
ne Fraktion – in den letzten Tagen war immer wieder von Vor-
teilsnahme und Absprache die Rede – profitiert von den Ver-
änderungen, die dieser Gesetzentwurf bringt, unmittelbar über-
haupt nicht. Es kann aber auch nicht das Motiv für solche Ge-
setzesinitiativen sein, ob man davon selbst profitiert oder 
nicht. Vielmehr müssen die vorgeschlagenen gesetzlichen Än-
derungen in der Sache gerechtfertigt sein. Sie müssen das Par-
lament voranbringen. Sie müssen aber auch Regierungstätig-
keit stützen. Davon sind wir überzeugt. Ich hoffe, Sie lassen 
sich auch überzeugen, und bitte Sie, diesen Gesetzentwurf zu 
unterstützen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Wald.

Abg. Tobias Wald CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die beiden Regierungs-
fraktionen bringen unter diesem Tagesordnungspunkt den Ge-
setzentwurf zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und 
des Landesbesoldungsgesetzes ein. Ich danke Herrn Kollegen 
Sckerl für seine Ausführungen und Begründungen, denen ich 
mich gern anschließe. Ich möchte aber auch noch einiges er-
gänzen. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute den Dritten Nach-
tragshaushalt besprochen und verabschiedet. Diesem Nach-
trag konnten wir wegen § 79 Absatz 3 unserer Landesverfas-
sung die mit diesem Gesetz erforderlichen Änderungen we-
gen des dort geregelten Bepackungsverbots nicht beifügen. 
Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf dient zur Änderung des 
Landesbeamtengesetzes und des Landesbesoldungsgesetzes 
zur Umsetzung der im Nachtrag 2016 vorgesehenen Personal-
maßnahmen. 

Im Dritten Nachtragshaushalt werden Stellen ausgebracht, die 
bislang im Landesbeamtengesetz und im Landesbesoldungs-
gesetz nicht enthalten sind. Mit der Gesetzesänderung werden 
die formalen Voraussetzungen für die Umsetzung dieser Stel-
len geschaffen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Genau! 
Darum geht es!)

Damit statten wir die Fraktionen hinreichend aus. Ich glaube, 
hierüber besteht auch entsprechend Konsens im Haus. Der 
Landtag ist dann formal vollständig arbeitsfähig. 

Das Gesetz verursacht keine zusätzlichen Kosten, weil diese 
bereits im Dritten Nachtrag etatisiert sind. Heute findet die 
erste Lesung des Gesetzentwurfs statt. Die zweite Lesung wird 
voraussichtlich am 28. September im Plenum stattfinden. 

Die zusätzliche B-10-Stelle gewährleistet Augenhöhe. Das 
Amt eines beamteten Staatssekretärs bei der obersten Landes-
behörde, deren Geschäftsbereich der stellvertretende Minis-
terpräsident leitet, derzeit das Ministerium für Inneres, Digi-
talisierung und Migration, weist eine zu der Funktion des 
Staatssekretärs als Chef der Staatskanzlei vergleichbare Ver-
antwortung auf. Diese ist auch durch eine Vielzahl der wich-
tigen Zukunftsthemen wie Digitalisierung usw. entsprechend 
gerechtfertigt.

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf eine gute Bera-
tung im Ausschuss. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Stickelberger.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und 
Herren! Zunächst darf ich mich noch einmal herzlich bedan-
ken für meine Wahl zum Vorsitzenden des Finanzausschusses 
und für die Glückwünsche, die heute Morgen geäußert wur-
den. Herzlichen Dank. Ich habe die Zusammenarbeit im Fi-
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nanzausschuss als sehr angenehm empfunden, und ich bin si-
cher, dass wir diesen Weg fortsetzen werden. 

Ich darf an die Worte unserer Finanzministerin von heute Mor-
gen erinnern. Sie hat darauf hingewiesen, wie speditiv, wie 
schnell wir diesen Nachtragshaushalt in den parlamentari-
schen Gremien, im Finanzausschuss, aber auch hier in zwei 
Lesungen, beraten haben – alles sehr zügig im Interesse der 
Sache. 

Umso mehr wundert es uns, die SPD-Fraktion, dass wir jetzt 
diesen Gesetzentwurf zur Änderung des Landesbeamtenge-
setzes sozusagen nachgeschoben auf den Tisch des Hauses be-
kommen. Was steckt eigentlich dahinter, warum man das nicht 
im regulären, im üblichen Verfahren gemacht hat? Waren das 
handwerkliche Fehler oder Schwierigkeiten? Oder wollte man 
uns die entsprechenden Stellen und damit verbundenen recht-
lichen Regelungen nur peu à peu schmackhaft machen? Die-
se Fragen stellen sich durchaus. 

Einvernehmen – Kollege Sckerl hat dies erwähnt – besteht 
zweifelsohne – davon gehe ich aus – im ganzen Haus, was die 
Stellen angeht, die den Landtag, die Landtagsverwaltung be-
treffen. Davon profitiert der Landtag, die parlamentarische Ar-
beit insgesamt. Dagegen ist nichts einzuwenden. Das begrü-
ßen wir umso mehr. 

Gleichwohl haben wir schon Bedenken, insbesondere was die 
B-10-Stelle im Innenministerium anbetrifft.

Wir haben heute bei der Zweiten Beratung des Nachtrags aus-
führlich darüber diskutiert, wie es sich mit den Stellen im 
Staatsministerium verhält. Dazu haben wir heute Morgen die 
Aufschlüsselung erhalten. Es hat sich gezeigt, dass es sich da-
bei im Wesentlichen um Leitungsstellen handelt – Kontroll-
stellen, Koordinationsstellen, also Stellen, die einer Leitungs-
funktion zuzuordnen sind. 

Im Zusammenhang mit den Geheimpapieren, über die wir ges-
tern diskutiert haben, stellt sich natürlich die Frage nach der 
Machtbalance in dieser Koalition. Ich möchte lediglich auf 
die Außenwirkung verweisen. In diesem Zusammenhang hat 
die „Stuttgarter Zeitung“ heute geschrieben:

Das Papier ist aber ein Dokument grüner Kontrollsucht. 

Da muss natürlich ein entsprechendes Pendant für das Innen-
ministerium kommen. Auch hier darf ich die Medienwelt zi-
tieren:

Die politische Verzwergung durch den ... Ministerpräsi-
denten ... treibt den Koalitionspartner CDU um. Vizere-
gierungschef Thomas Strobl kämpft vehement um Augen-
höhe mit dem Grünen-Politiker.

Uns drängt sich der Verdacht auf, dass hier sozusagen ein 
„StaMi 2“ oder – schwäbisch – ein „StaMile“ begründet wer-
den soll, um eben die Machtbalance entsprechend zu wahren. 

In der Tat geht es bei dieser Stellenausweisung um Macht. Da 
kann man jetzt sagen, dass es sich nur um einen Nachvollzug 
des Stellenplans im Haushalt handelt. Ich habe hierzu der Pres-
se entnommen, dass Sie, Herr Fraktionsvorsitzender Schwarz, 
dies als Lappalie bezeichnet haben.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Genau!)

Eigentlich stellt sich hier bereits die Machtfrage.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Die Machtfrage an 
einer Stellenbezeichnung?)

– Die Machtfrage, die man in dem Kontext sehen muss, dass 
zwischen den Koalitionspartnern die Machtbalance zu wah-
ren ist. Der Kollege Hofelich hat heute Morgen bereits das Er-
forderliche aus unserer Sicht dazu gesagt.

Wir werden deshalb sehr kritisch mit diesem Gesetzentwurf 
umgehen. Insbesondere Artikel 1 werden wir nach dem der-
zeitigen Stand ablehnen. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Was die Ausweisung der B-10-Stelle anbetrifft, werden wir 
den Weg ebenfalls kritisch weiterverfolgen.

Was uns bekümmert, ist, dass wir hier keinen offenen und 
transparenten Prozess wie bei einem ganz normalen Haus-
haltsverfahren durchführen, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Sehr gut!)

sondern hier peu à peu, Stück für Stück diese Gesetzentwür-
fe auf den Tisch bekommen. Regieren ist eine Stilfrage, und 
reguläres haushaltsmäßiges Gebaren geht noch weit hierüber 
hinaus.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FDP/
DVP, der AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Glück.

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Heute findet die erste Lesung eines 
Gesetzes mit zwei Teilen statt. Beim zweiten Teil, nämlich bei 
der Anpassung der Landtagsstellen, herrscht so weit Einig-
keit. Hierüber wurde bereits im Mai dieses Jahres der Kon-
sens zwischen den Fraktionen hergestellt. 

Der andere Teil allerdings betrifft die Schaffung einer zwei-
ten Stelle der Besoldungsgruppe B 10. Dieser Teil des Geset-
zes ist gewissermaßen ein Kuckucksei, versteckt zwischen 
konsensualen Vereinbarungen, die von den Fraktionen getrof-
fen wurden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren der Regierungsfrak-
tionen, waren Sie vielleicht selbst überrascht, dass Sie eine 
Änderung des Landesbeamtengesetzes notwendig machen, in-
dem Sie diese Stelle schaffen möchten? Oder haben Sie allen 
Ernstes geglaubt, wir würden Ihren Gesetzentwurf nicht or-
dentlich durchlesen, weil wir ihn erst gestern Abend erhalten 
haben? In diesem Fall, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, muss ich Sie enttäuschen, denn wir sind eine gewissen-
hafte Opposition.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der CDU, 
der AfD und fraktionslosen Abgeordneten – Zurufe 
von der CDU: Bravo! – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart 

CDU: Das erwarten wir auch, Herr Kollege!)
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Aus diesem Grund arbeiten wir gewissenhaft, und aus diesem 
Grund kritisieren wir auch diese Stelle. 

Die Stelle soll ja angeblich für den Geschäftsbereich des stell-
vertretenden Ministerpräsidenten eingesetzt werden. Obwohl 
es bereits seit Dekaden stellvertretende Ministerpräsidenten 
gibt, gab es eine solche Stelle in der Besoldungsgruppe B 10 
noch nie, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Aber 
jetzt musste sie sein!)

und zwar aus dem einfachen Grund: Diese Stelle ist unnötig 
und teuer. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Zuruf: Genau!)

Aber wenn man nach der Motivation für diese Stellenschaf-
fung fragt, könnte sich ja vielleicht auch ergeben, dass es gar 
nicht um die Notwendigkeit geht.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Es geht um die Per-
son!)

Vielmehr erinnert mich die Situation an ein weinendes Kind 
im Sandkasten, das feststellen muss, dass sein Sandkasten-
kumpel gegenüber ein größeres Schäufelchen hat, und darauf-
hin losbrüllt.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Nun wäre ja die Konsequenz der Eltern nicht unbedingt, gleich 
loszurennen und ein neues, größeres Schäufelchen teuer ein-
zukaufen. Vielmehr würden doch verantwortungsbewusste El-
tern versuchen, zu lehren, dass es okay ist, wenn ein anderer 
einmal etwas hat, was man selbst vielleicht nicht hat – nach 
dem Motto: Man kann eben nicht alles haben.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Aber liebevolle 
Eltern machen das anders! – Gegenruf des Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Liebevolle Eltern be-

reiten das Kind auf die Härten des Lebens vor!)

Was für die Sandkastenkonflikte die Eltern sind, ist für Regie-
rungseifersüchteleien das Parlament.

(Vereinzelt Beifall)

Deshalb rufe ich alle Abgeordneten im Haus auf: Stimmen Sie 
solchen Sandkastenspielchen im Landtag von Baden-Würt-
temberg nicht zu!

(Beifall bei der FDP/DVP, der AfD und den frakti-
onslosen Abgeordneten – Zuruf: Bravo!)

Denn es geht um nicht mehr als um eine gefühlte Waffen-
gleichheit – nach dem Motto „Strobl rüstet gegen Kretsch-
mann auf“ oder „Jeder will jetzt einen Murawski haben“.

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Hans Peter 
Stauch AfD)

Der Grund für dies alles scheint offensichtlich Neid zu sein. 
Herr Murawski, ein Wort an Sie: Sie sind eigentlich der Ein-
zige, der sich jetzt richtig freuen darf. Denn für Sie persön-
lich ist das ein Kompliment. Sie wissen nämlich: Neid ist an-
geblich die höchste Form der Anerkennung.

Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren der Koalition, 
sollten sich jedoch nicht Ihre Truppen schaffen und sich in-
nerhalb der Koalition einander gegenüberstellen, sondern Sie 
sollten sich um die Aufgaben, um die Probleme im Land küm-
mern. Das ist Ihre Aufgabe.

Auch aus finanzieller Sicht ist das Ganze ein Unding. In der 
vergangenen Woche hat Finanzministerin Sitzmann bei der 
Landespressekonferenz erklärt, man müsse für den Haushalt 
2017  800 Millionen € einsparen, und dazu müssten eben auch 
die Beamten ihren Beitrag leisten. Heute hingegen wollen Sie 
eine derart hoch vergütete Stelle neu schaffen. Eine Stelle 
nach Besoldungsgruppe B 10 wird mit 12 655 € im Monat 
brutto vergütet. Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei 
den Indianern zu sparen, aber bei den Häuptlingen das Geld 
mit beiden Händen zum Fenster hinauszuwerfen, ist ganz 
schlechter Stil, 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
SPD, der AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

zumal, wenn die einzige Begründung ist: Kretschmann hat ei-
ne solche Stelle, deswegen will Strobl jetzt auch eine.

(Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD) 

Es geht aber noch weiter. Auch bei dem Austausch der Regie-
rungspräsidenten hat sich ja gezeigt, dass aus diesen Spitzen-
beamten eines Tages teure Fußgänger werden, gewisserma-
ßen „B-10-Fußgänger“, wenn Sie so wollen,

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herr Schmalzl 
ist doch schon in neuer Funktion! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Aber es kön-

nen nicht alle zu Schäuble!)

sobald sich die Person oder die Farbe des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten wieder ändert. Das ist doch in der gegen-
wärtigen Zeit, in der wir so viel über den Haushalt diskutie-
ren, das falsche Zeichen, das Sie im Land setzen. 

Es war Ministerin Sitzmann selbst, die heute Morgen von der 
Opposition einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung einge-
fordert hat.

(Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Richtig!)

Frau Sitzmann – leider ist sie nicht mehr da – –

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, Sie sollten 
allmählich zum Ende kommen.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Er wird gerade richtig 
warm! – Weitere Zurufe)

Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Ja, so allmählich komme 
ich zum Ende. – Hier ist unser Beitrag: Verzichten Sie auf die 
Stelle. 

Ich komme zum Abschluss. Wenn Sie im Land Wasser predi-
gen, aber selbst Wein trinken, dann können Sie das aus Ihrer 
Machtposition heraus natürlich tun.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 
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Aber erwarten Sie nicht, dass wir gemeinsam mit Ihnen an-
stoßen. Wir lehnen diesen ersten Teil des Gesetzentwurfs de-
finitiv ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
SPD, der AfD und fraktionslosen Abgeordneten)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die AfD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Sänze das Wort. 

Abg. Emil Sänze AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich habe mich gestern Abend, als 
ich den Gesetzentwurf bekommen habe, kräftig amüsiert. Das 
muss ich sagen. Ich wusste nicht, wer wen befruchtet hat. 
Denn unter Buchstabe C auf dem Vorblatt des Gesetzentwurfs 
steht, dass es keine Alternativen gibt. Den Begriff Alternativ-
losigkeit habe ich jetzt schon sehr oft gehört. Ich weiß nicht, 
wer wen befruchtet.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie können gern 
auf parlamentarische Berater verzichten! – Weitere 

Zurufe)

– Ja, genau. Das ist gut.

Zu Herrn Sckerl: Vielen Dank, dass Sie sich als Samariter der 
AfD darstellen. Das finde ich gut. Das Lockmittel in Artikel 2 
haben wir sehr wohl gehört.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Der Hohn möge 
Ihnen im Hals stecken bleiben! – Heiterkeit – Verein-

zelt Beifall)

Vielen Dank. Aber wir sind gegen diese Versuche relativ re-
sistent.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Abg. Andreas Schwarz 
GRÜNE: Die klatschen sogar!)

Lassen Sie uns den normalen Weg gehen. Lassen Sie uns da-
rüber diskutieren, wie wir die Stellen ausgestalten können. 
Dann finden wir bestimmt einen gemeinsamen Weg.

Die B-10-Stelle halte ich auch für ein bisschen unangemes-
sen. Ich weiß nicht, was diesen Beamten befähigt, plötzlich 
so einen Sprung zu machen. Die 12 600 € sind übrigens gut 
recherchiert; die habe ich heute Morgen auch herausgefunden. 
Wenn es also hier nicht um die Versorgung verdienter Partei-
mitglieder geht,

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD)

wäre die Stelle vielleicht zu streichen.

Aber wir diskutieren im Finanzausschuss darüber, dann ge-
hen wir auf den geordneten Verfahrensweg, und dann kriegen 
wir das schon hin.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich Herrn Abg. Dr. Fiecht-
ner das Wort.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Es gibt Partei-
en, die die Politik noch ernst nehmen. Es gibt Parteien, für die 
die Meinung der Bürger noch wichtig ist. Und es gibt Partei-
en, die keine Geheimabsprache brauchen, um Ergebnisse zu 
generieren.

(Zuruf: Genau!)

Liebe Grüne, lieber Herr Sckerl, liebe CDU, lieber Herr Dr. 
Reinhart, es ist bezeichnend für das Verständnis von Transpa-
renz, wie Sie bei diesem Thema gerade wieder vorgehen. Wir 
haben schon erlebt, wie die Diätenerhöhung verkauft wurde. 
Die Indizierung der Abgeordnetenentschädigung kam ganz 
am Anfang als eines der wichtigen Dinge, was wir lernen durf-
ten. Und jetzt kommt ein Programm des Nepotismus, der Äm-
terpatronage, der Vetterleswirtschaft auch in letzter Minute,

(Abg. Winfried Mack CDU: Nein, das ist nicht Äm-
terpatronage! Politischer Beamter ist nicht Ämterpa-

tronage! Grottenfalsch!)

die Anfrage verschickt um 15:17 Uhr und den Text selbst um 
22 Uhr.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Das ist eine grandiose Respektlosigkeit vor diesem Parlament. 
Es muss möglich sein, dass wir genügend Zeit haben, Texte 
durchzuschauen.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Haben Sie doch! 
Heute ist nur die Erste Beratung! – Abg. Dr. Wolf-
gang Reinhart CDU: Herr Kollege, wann ist die zwei-

te und dritte Lesung?) 

– Das spielt überhaupt keine Rolle.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Doch! – Abg. 
Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Natürlich spielt das ei-

ne Rolle!)

Sie haben ein Druckszenario aufgesetzt,

(Abg. Tobias Wald CDU: Ach, hören Sie doch auf!)

um hier, wie der Kollege von der FDP/DVP schon gesagt hat, 
eine Position durchzusetzen, die nichts anderes bedeutet als 
Ämterpatronage.

(Zuruf von den Grünen: Es wird heute gar nicht be-
schlossen, Herr Kollege! – Abg. Tobias Wald CDU: 

Ach Gott!)

Ich wundere mich, dass Minister Strobl diese Art B-10-Po-
tenzverstärker überhaupt braucht.

(Heiterkeit)

Ich glaube, er braucht es in Wahrheit eigentlich nicht.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten)

Zur Frage der anderen Ämter: Herr Sckerl meinte, der AfD 
und den AfD-Abgeordneten ein Leckerchen hinwerfen zu 
müssen; wir brauchen das nicht.
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(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Gehören Sie noch 
zu den AfD-Abgeordneten? Ich denke, Sie gehören 
nicht mehr zu den AfD-Abgeordneten! – Unruhe – 

Glocke des Präsidenten)

Die AfD ist nicht für den Landtag angetreten, um sich den 
Staat zur Beute zu machen. 

(Lachen bei den Grünen und der CDU)

Das ist Ihr Programm. Das ist nicht unser Programm.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Das können zwei 
Fraktionen nicht! – Weitere Zurufe – Unruhe – Glo-

cke des Präsidenten)

Wenn hier mit demokratiefeindlichen Mitteln – nichts ande-
res ist es, wenn um 22 Uhr ein Gesetzentwurf ausgeteilt wird 
– vorgegangen wird, bleibt uns gar nichts anderes übrig, als 
dieses Gesetz abzulehnen.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Es wird heute gar 
nicht beschlossen! – Abg. Tobias Wald CDU: Zu faul 

zum Lesen!)

Vielen Dank.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD – Abg. Beate Böhlen GRÜNE: 
Wenn er AfD-Abgeordneter ist, hat er sich Redezeit 

erschlichen!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist 
die Aussprache beendet.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Halt!)

– Entschuldigung. Herr Minister.

(Heiterkeit)

Herr Innenminister, Sie haben das Wort. Bitte.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Präsident, es muss nicht unbedingt sein, 
aber ich wollte zumindest – – 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das war der 
Versuch einer fürsorglichen Maßnahme!)

Ich wollte zumindest etwas zu dem sagen, was hier aufgewor-
fen worden ist, und dann den Versuch unternehmen, der Op-
position ein paar Argumente zu sagen.

Aber ich weiß, dass das ein untauglicher Versuch sein wird. 
An dieser Pflichtübung müssen Sie sich jetzt abarbeiten. Das 
ist gar keine Frage.

Herr Kollege Stickelberger, Sie haben das Bild gemalt, wir 
würden im Innenministerium eine Gegenregierung aufbauen 
und Spiegelreferate usw. einrichten. Ich kann Ihnen wirklich 
versichern – glauben Sie es mir –: Wir werden im Innenmi-
nisterium keine Abteilung 9 machen. Wissen Sie auch, war-
um? Es wäre mir viel zu blöd, jeden Tag das ganze Zeug zu 
lesen, das die schreiben.

(Heiterkeit der Abg. Tobias Wald CDU und Dr. Hans-
Ulrich Rülke FDP/DVP – Zuruf: Das glauben wir!)

Also: Wir machen das nicht. Ich habe wirklich andere Sorgen 
und andere Probleme, als dieses zu tun.

Dem Kollegen Glück möchte ich sagen: Sie sind im Augen-
blick ein bisschen bei der falschen Debatte. Denn es geht nicht 
um B 10. Die B-10-Stelle ist bereits etatisiert. Es geht jetzt 
ausschließlich um die Amtsbezeichnung „Parlamentarischer 
Staatssekretär“.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Genau! – Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Beamteter!)

– Entschuldigung: „Beamteter Staatssekretär“. – Insofern ha-
ben Sie, mit Verlaub, ein bisschen am Thema vorbeigeredet.

(Abg. Andreas Glück FDP/DVP: Aber gesessen hat 
es, glaube ich, schon!)

– Ja, ist doch in Ordnung. Ich würde es doch nicht anders ma-
chen.

(Zuruf: Aber nicht so gut!)

Ich finde es allerdings bemerkenswert, wenn hier – das sind 
ja die, die auch immer wieder mit „Lügenpresse“ usw. kom-
men – von „Ämterpatronage“, „Vetterleswirtschaft“, „Versor-
gung“ gesprochen wird. Ich finde es schon steil, dass man, 
wenn man nicht einmal weiß, um wen es geht, schon solche 
Vorwürfe erhebt.

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Das zeigt, dass das, was Sie da von sich geben, ziemlich hohl 
ist.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Das können Sie ja sagen, wenn Sie wissen, wer es ist. Aber 
solange Sie nicht einmal wissen, wer es ist – –

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktionslos]: Sie kön-
nen ja den Betrag schon einstellen, bevor Sie es wis-

sen!)

Das zeigt, dass das einfach eine ziemlich dünne Geschichte 
ist – wieder einmal eine dünne Geschichte –, die Sie hier ab-
geliefert haben. Ganz dünn!

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Jetzt will ich den Versuch unternehmen, einfach zu erklären, 
warum es möglicherweise doch sinnvoll sein könnte. Das In-
nenministerium ist neben den klassischen Aufgaben, die es 
hat – also Kommunales, Polizei, Verfassungsschutz, Katast-
rophenschutz, Rettungsdienste, Krisenmanagement, Beauf-
sichtigung der Sparkassen –, jetzt auch zuständig für den Be-
reich Migration – neu –, Flüchtlingsaufnahme und für den Be-
reich der Digitalisierung, ein ganz entscheidendes Zukunfts-
thema und ein Thema, bei dem sich diese Landesregierung 
auf die Fahnen geschrieben hat, wirklich etwas zu machen.
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Dazu kommt, dass das Amt des stellvertretenden Ministerprä-
sidenten weitere Aufgaben der Koordinierung mit sich bringt, 
beispielsweise die Vertretung des Ministerpräsidenten im Ver-
mittlungsausschuss in Berlin. Ich habe heute mit Herrn Kretsch-
mann darüber gesprochen, dass ich ihn am 8. September – da 
soll wohl eine Vermittlungsausschusssitzung mit dem wichti-
gen Thema Erbschaftsteuer stattfinden, an der er nicht teilneh-
men kann – 

(Zuruf: Gott sei Dank!)

vertreten werde.

Dies macht eine zusätzliche Vorbereitung durch das Innenmi-
nisterium und auch eine Terminentlastung notwendig, und da-
mit nimmt der Staatssekretär beim stellvertretenden Minister-
präsidenten eine Funktion wahr, die mit der Verantwortung 
des Staatssekretärs als Chef der Staatskanzlei vergleichbar ist 
– wobei Herr Murawski natürlich unvergleichlich ist.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das heißt, 
er wird dann B 11, oder was?)

– Nein. Er soll daher in derselben Besoldungsgruppe angesie-
delt sein, Herr Abg. Dr. Rülke, und als ein statusrechtliches 
Amt bestimmt werden, bei dessen Ausübung die Amtsinha-
ber in fortdauernder Übereinstimmung mit den grundsätzli-
chen politischen Ansichten und Zielen der Regierung stehen 
müssen, also ein politischer Beamter, wie das bei den Minis-
terialdirektoren unzweifelhaft die Regel ist.

Der neue beamtete Staatssekretär, der beim stellvertretenden 
Ministerpräsidenten geschaffen werden soll, wird sich im 
Schwerpunkt fachlich um den gesamten Sicherheitsbereich 
im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 
kümmern. Damit meine ich im Einzelnen die Polizei, den Ver-
fassungsschutz, die Hilfsorganisationen und den Katastro-
phenschutz. Ich bitte um Verständnis dafür, dass diese Stelle 
sinnvoll und notwendig ist. Deswegen werden wir sie auch 
schaffen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Was macht 
denn dann noch der Herr Würtenberger?)

Die Opposition macht natürlich ihre Arbeit so, wie sie sie ma-
chen muss. – Ich hatte doch seherische Fähigkeiten. Es war 
mir klar, Herr Dr. Rülke, dass ich Sie in diesem Punkt nicht 
überzeugen kann.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ich weiß 
nicht, was der Herr Würtenberger noch macht!)

Aber gleichwohl bedanke ich mich für Ihre freundliche Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, jetzt liegen in der Tat keine Wortmeldungen mehr vor. 
Damit ist die Aussprache beendet.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 16/348 vor-
beratend an den Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und 
Migration und federführend an den Ausschuss für Finanzen 
zu überweisen. – Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen.

Punkt 6 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Umbesetzungen im Präsidium

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat vereinbart, in 
der heutigen Sitzung Umbesetzungen im Präsidium vorzuneh-
men, die sich aus dem veränderten Stärkeverhältnis der Frak-
tionen ergeben, das durch das Ausscheiden von 15 Abgeord-
neten aus der Fraktion der AfD entstanden ist.

Nach dem neuen Stärkeverhältnis der Fraktionen stehen der 
Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU jetzt jeweils ein 
weiteres Mitglied

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was?)

und ein stellvertretendes Mitglied zu. Die Fraktion der AfD, 
die bislang drei Mitglieder und drei stellvertretende Mitglie-
der in das Präsidium entsenden durfte, ist im Präsidium künf-
tig nur noch mit einem Mitglied und einem stellvertretendem 
Mitglied vertreten.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Und die SPD?)

Auf Ihren Tischen finden Sie Vorschläge für Umbesetzungen 
im Präsidium (Anlage). Wer den vorgeschlagenen Umbeset-
zungen zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gibt 
es Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Den vorgeschlagenen 
Umbesetzungen ist einstimmig zugestimmt worden.

Damit ist Punkt 7 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Landesregierung vom 28. Ju-
ni 2016 – Änderung der Abgrenzung der Geschäftsberei-
che der Ministerien – Drucksachen 16/219, 16/295

Berichterstatter: Abg. Dr. Ulrich Goll

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion und fünf Mi-
nuten für den Zusammenschluss fraktionsloser Abgeordneter 
festgelegt.

Das Wort erteile ich Herrn Abg. Sckerl für die Fraktion GRÜ-
NE.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich hoffe, Sie halten es 
aus, dass ich nun schon zum dritten Mal spreche.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Aber klar!)

Aber es geht halt auch um Themen organisatorischer Art, die 
jetzt nicht so die ganz großen politischen Debatten – hoffe ich 
jedenfalls – auslösen. Wir haben hier einen normalen Vorgang 
vor uns. Zu Beginn einer Wahlperiode und der Amtszeit einer 
neuen Landesregierung gibt es Änderungen in den Zuschnit-
ten und Abgrenzungen der Geschäftsbereiche der Ministeri-
en. Es gibt als Voraussetzung dafür Vereinbarungen in der Ko-
alition. Diese waren sehr transparent und wurden auch in al-
len Einzelheiten verkündet. Meine Fraktion ist überzeugt, dass 
die Lösungen, die gefunden worden sind, sachgerecht sind. 
Sie sind teilweise auch wirklich innovativ und etwas Neues 
für Baden-Württemberg. 
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(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los]) 

Sie haben teilweise auch, wenn mir der flapsige Hinweis er-
laubt ist, allseits für Zustimmung, für Freude und in den letz-
ten Wochen teilweise auch für Heiterkeit gesorgt.

(Heiterkeit des Abg. Sascha Binder SPD)

Aber Spaß beiseite. Ich möchte mich auf die wesentlichen 
Punkte beschränken: die Diskussion über drei Ministerien und 
ihre neuen Zuschnitte. 

Der Geschäftsbereich des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums wird wieder auf zwei selbstständige Ministerien aufge-
teilt. Ich glaube, das ist das logische Ergebnis eines Prozesses 
und einer Erfahrung, die in der Vorgängerregierung gemacht 
wurde. Es ist die richtige Konsequenz daraus, dass es wieder 
ein selbstständiges Wirtschaftsministerium in Baden-Würt-
temberg gibt, meine Damen und Herren.

Dem Wirtschaftsministerium werden zusätzlich – das war 
Quell einiger Kritik – aus dem Sozialministerium der Bereich 
Arbeit – so nenne ich ihn einfach einmal untechnisch – und 
aus dem Bereich des Ministeriums für Verkehr und Infrastruk-
tur einige weitere Bereiche übertragen. Befürchtungen aber, 
dass wegen einer anderen Ressortierung die Sozialpolitik und 
die Arbeiternehmerrechte künftig unter die Räder kommen 
könnten, sind wahrhaftig nicht angebracht.

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Das sehen wir aber ganz 
anders!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, es kann nicht 
Ihr Ernst sein, dass Sie glauben, dass für die Koalition die Fra-
ge der Ressortierung 

(Zurufe von der SPD: Doch!)

über die Bedeutung eines Themas, über die Bedeutung von 
Arbeitnehmerrechten und sozialer Gerechtigkeit entscheidet.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Es wird sogar auf-
gewertet!)

Das Gegenteil ist der Fall: Dieses Thema ist den Grünen und 
der CDU von enormer Wichtigkeit. Wir versprechen uns von 
der Ansiedlung im Wirtschaftsministerium, dass sich sozusa-
gen die Zusammenfassung von Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berinteressen unter einem Dach gegenseitig befruchten und 
beiden Seiten nützlich sein kann. Das ist unsere Erwartung, 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

und wir glauben, dass die neue Wirtschaftsministerin dieser 
Aufgabe auch gerecht werden wird, meine Damen und Her-
ren.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Das bisherige Integrationsministerium wird aufgelöst. Welch 
eine Legendenbildung folgte daraufhin bei der Opposition! Es 
hieß, die neue Koalition würde das Thema Integration strei-
chen. Das Gegenteil ist der Fall. Der Geschäftsbereich der In-
tegration geht auf das Sozialministerium über, das deswegen 
auch einen neuen Titel erhält. Ich verspreche Ihnen – Sie wer-

den es sehen, und wir lassen uns auch daran messen –: Das 
Thema Integration wird dadurch eine größere Rolle spielen 
als jemals zuvor, jedenfalls als in diesem Miniministerium, 
das es nun einmal leider in der vergangenen Wahlperiode auch 
durch Ihr Zutun gegeben hat. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Das waren große Fußstap-
fen! Da müssen Sie erst mal reintreten!)

Das ist sicher. Das Thema Integration steht ganz weit vorn auf 
der Agenda 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Schon seit fünf 
Jahren!)

dieser grün-schwarzen Regierung und dieser Koalition.

Dass die bisherigen Zuständigkeiten im Bereich der Migrati-
on auf das neu gefasste Ministerium für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration übergehen, ist auch eine relativ logische 
Angelegenheit, macht Lösungen aus einer Hand möglich.

Der Geschäftsbereich Europa – auch das ist für uns eine rich-
tige Entscheidung – geht vom Staatsministerium zum Justiz-
ministerium; das umfasst die beiden Bereiche für die Vertre-
tung des Landes bei der Europäischen Union. Jetzt hat der Jus-
tizminister auch noch den Tourismus dazubekommen – all-
seits Anlass für Heiterkeit und sarkastische Bemerkungen. Das 
hat aber, meine Damen und Herren, überhaupt nichts mit der 
bekanntlich guten Ausstattung der Justizvollzugsanstalten im 
Land und sonstiger Dinge zu tun, über die man im Vorfeld le-
sen konnte, sondern der Grund dafür ist ausschließlich der en-
ge sachliche Zusammenhang mit den europäischen Themen. 
Deswegen haben wir das gemacht und glauben, dass das eine 
gute Lösung wird. 

Die anderen Zuschnitte im Bereich des Verkehrsministeriums 
oder aber des Umweltministeriums mit Zuständigkeiten für 
Naturschutz und Landschaftspflege folgten dem gleichen Ge-
danken einer stringenten Zuordnung und einer guten Arbeits-
fähigkeit der neuen Ministerien. Ich glaube, die Sache ist rund, 
und bitte Sie deshalb, dem Antrag der Landesregierung heu-
te zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die CDU-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Lasotta.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Lieber Herr Präsident, ver-
ehrte Kolleginnen, werte Kollegen! Der neue Zuschnitt der 
Ministerien ist sinnvoll und zu begrüßen. Es werden in dieser 
neuen Landesregierung innovative Akzente gesetzt, die vor 
allem über den klassischen Ressortzuschnitt hinausgehen. Das 
ist auch völlig selbstverständlich, weil sich natürlich die Welt 
verändert hat und Baden-Württemberg sich verändert hat. Es 
werden vor allem auch Fehlentwicklungen aus den vergange-
nen fünf Jahren korrigiert. 

Ein Beispiel: Das kleine, nicht schlagkräftige, mit keinen nen-
nenswerten Finanzmitteln ausgestattete Integrationsministe-
rium, das überhaupt keine Wirkung innerhalb der Landesre-
gierung entfalten konnte 
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(Lachen der Abg. Sabine Wölfle SPD – Abg. Sabine 
Wölfle SPD: Das ist jetzt aber komisch! – Weitere 

Zurufe)

und damit auch oft zum Gegenstand von Spott in der Öffent-
lichkeit wurde, wird jetzt auf eine ganz andere Ebene geho-
ben.

(Zurufe der Abg. Sabine Wölfle und Sascha Binder 
SPD)

Der Bereich der Integration wird an das Sozialministerium an-
gegliedert – an ein großes, wichtiges Haus innerhalb der Lan-
desregierung – und kann damit auch Wirkung entfalten, weil 
die Stellung innerhalb der Landesregierung eine ganz andere 
ist und weil wir Integration als Querschnittsaufgabe begrei-
fen, nicht isoliert zu stehen, sondern eine Koordinierungsfunk-
tion innerhalb sämtlicher Bereiche der Landesregierung ein-
zunehmen. 

Insofern ist es eine richtige und wichtige Entscheidung, das 
Thema „Migration und Integration“ aufzuteilen, also die ge-
sellschaftlichen Wirkungen zu betrachten, zu schauen, wie das 
Ehrenamt, wie die Kommunen bei der besseren Eingliederung 
der zu uns Gekommenen, der Menschen mit internationalen 
Wurzeln, der Flüchtlinge unterstützt werden können, und den 
Bereich Migration im Innenministerium zu bündeln, wo ja 
auch die ausländerrechtlichen Bereiche mit angesiedelt sind. 
Das ist wesentlich innovativer und effizienter. Damit zeigt die 
Regierung, dass sie Fehlentwicklungen erkannt hat, die sie 
auch zu korrigieren bereit ist.

Ganz wichtig war es, das Finanz- und Wirtschaftsministeri-
um wieder zu trennen, um dem Bereich der wirtschaftlichen 
Entwicklung im Wirtschaftsministerium eine eigenständige 
Bedeutung zu geben und Akzente zu setzen. Das Wirtschafts-
ministerium wird aufgewertet durch den wichtigen Bereich 
Arbeit, aber auch die Bereiche Infrastruktur, Baurecht, Bau-
planungsrecht – viele Bereiche, die letzten Endes auch für die 
Steuerungsfunktion wichtig sind. 

Dieser künstliche Widerspruch zwischen Wirtschaft und Ar-
beit, der jetzt im Vorhinein diskutiert wurde, den gibt es doch 
in Baden-Württemberg überhaupt nicht, sondern das Entschei-
dende ist doch, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemein-
sam ihre Interessen vertreten. Jeder kluge Arbeitgeber achtet 
darauf, dass die Bedingungen für seine Arbeitskräfte gut sind, 
dass diese gut ausgebildet sind, dass sie gefördert und unter-
stützt werden, weil das letzten Endes auch den wirtschaftli-
chen Erfolg des Handwerks, des Mittelstands, unserer Wirt-
schaft sichert.

(Abg. Peter Hofelich SPD: Das steht in der Literatur 
anders!)

Genauso ist es andersherum: Die Menschen sind froh, wenn 
sich ein starkes Ministerium auch um die Arbeitsmarktförde-
rung kümmert, wenn Bereiche im Sozialministerium bleiben, 
die dann auch wichtig sind zur Absicherung der Rechte der 
Arbeitnehmer. Insofern ist das eine sehr kluge Aufteilung, die 
eher Bereiche zusammenfasst, als künstliche Widersprüche 
zu produzieren. Deswegen halte ich das für eine der wirklich 
innovativsten Entscheidungen dieser Landesregierung.

Der Bereich der Justiz wird mit dem Thema Europa deutlich 
aufgewertet. Die wichtigen gesetzgeberischen Entscheidun-

gen werden heute in Europa getroffen. Es ist daher wichtig, 
direkt vor Ort die Beobachtung der Gesetzgebungssituation 
zu haben. Insofern glauben wir, dass damit innovative Schrit-
te gesetzt werden können.

Viel wichtiger, als über den Bereich Tourismus zu diskutie-
ren, ist es, dass wir bei der Zahl der Richter und Staatsanwäl-
te, die jetzt schon nach den PEBB§Y-Bemessungen mit bis zu 
200 Stellen unterbesetzt sind, in der ordentlichen Gerichtsbar-
keit Nachsteuerung schaffen und genauso die Absenkung der 
Eingangsbesoldung, die gerade im Justizbereich zu Proble-
men geführt hat, qualifizierte Leute zu finden, wieder auflö-
sen. Auch das sind innovative Bereiche, die diese Landesre-
gierung anpasst. 

Die CDU-Landtagsfraktion freut sich, diese Abgrenzung der 
Geschäftsbereiche mittragen zu können. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Kollege Sckerl, Sie sagten gerade, bei ei-
ner Ressortaufteilung gehe es nicht um große politische De-
batten, sondern um rein organisatorische Dinge der Zusam-
menarbeit der Ministerien untereinander, der Verteilung der 
einzelnen Abteilungen und Referate. Wenn das so einfach wä-
re, wie Sie es beschrieben haben, dann frage ich mich, war-
um diese Landesregierung über zwei Monate gebraucht hat, 
um diese Ressortverteilung diesem Landtag vorzulegen. In 
der letzten Legislaturperiode haben wir bereits in der 5. Sit-
zung des Landtags die Ressortverteilung verabschiedet. Also 
kann es doch nicht nur um organisatorische Fragen gegangen 
sein, sondern um hochpolitische Diskussionen in Ihrer Koa-
lition, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Sascha, du warst 
auch schon besser!)

Vielleicht hat es auch damit zu tun, dass Sie gehofft haben, 
dass bis zur Debatte im Landtag, bis zum parlamentarischen 
Verfahren alle Witze zum Thema „Tourismus und Justiz“ ge-
macht worden sind. Ich habe heute bei dem, was Kollege La-
sotta und Kollege Sckerl hier berichtet haben, gelernt, dass 
nicht der Bereich Tourismus zum Justizministerium gekom-
men ist, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Das kam zu Euro-
pa!)

sondern dass der Bereich Europa dann dazugekommen ist, um 
eine Erklärung dafür zu finden, warum Tourismus im Justiz-
ministerium angesiedelt sein soll. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Tourismus kam zu 
Europa und Europa zur Justiz!)

Das ist eine Argumentation, der ich leider nicht folgen kann, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD)

Sie haben davon gesprochen, dass die Auflösung des Integra-
tionsministeriums eigentlich eine Petitesse sei, eine Notwen-
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digkeit, um eine Querschnittsaufgabe in der Landesregierung 
zu etablieren, und dass dieses Ministerium viel zu klein ge-
wesen sei, um schlagkräftige Arbeit zu leisten. Wir sehen das 
anders. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Das hat die Minis-
terin damals selbst gesagt!)

Sie merken es auch jetzt bei der Umressortierung, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des ehemaligen Integrati-
onsministeriums bis heute immer noch nicht wissen, in wel-
ches Ministerium sie jetzt kommen, ob sie ins Innenministe-
rium oder ins Sozialministerium kommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

Diese Umressortierung scheint also noch im Gang zu sein, 
und Sie sind sich im Detail nicht klar, wer jetzt für was zu-
ständig ist.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Winfried Mack 
CDU) 

In den Ausschussberatungen haben wir einige Fragen klären 
wollen, bei denen sich für uns im Hinblick auf die Nebenab-
reden noch Unklarheiten ergeben haben. Da war die Frage, 
wer denn in Zukunft für den Breitbandausbau in diesem Land 
zuständig ist, das Ministerium für Ländlichen Raum oder das 
Ministerium für Digitalisierung. Dazu gab es die Antwort, in 
Zukunft sei das Ministerium für Ländlichen Raum nach wie 
vor für den Breitbandausbau zuständig. Deshalb stellt sich mir 
schon die Frage, weshalb das Ministerium für Inneres, Digi-
talisierung und Migration im Digitalisierungspaket 150 Mil-
lionen € für den Breitbandausbau festlegen lassen wollte. Viel-
leicht können Sie das noch einmal aufklären. Wer ist jetzt für 
Digitalisierung zuständig: der Innenminister oder der Land-
wirtschaftsminister? Die Leute, die etwas von Digitalisierung 
verstehen, würden das sicher gern erfahren.

(Beifall bei der SPD – Abg. Andrea Lindlohr GRÜ-
NE: Ist Digitalisierung nur Breitband?)

Nun zu der Ansiedlung des Bereichs Arbeit im Wirtschafts-
ministerium. Herr Kollege Sckerl, wenn Sie das so sehen, wie 
Sie uns das vorhin eindrucksvoll begründet haben, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das sehen wir 
so, Herr Kollege, genau so!)

dann frage ich mich, warum es in Ihrer Koalition genau dar-
um einen Streit gab.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Keinen Streit! Es 
gab eine Diskussion, aber keinen Streit!)

Wer davon spricht, dass das Sozialministerium für den sozia-
len Zusammenhalt zuständig ist, der muss auch den Bereich 
Arbeit in diesem Ministerium ansiedeln, ganz allein deshalb, 
weil auch die übrigen Gesetzgebungszuständigkeiten für die-
sen Bereich im Sozialministerium vorherrschend sind. 

Sie, Herr Lasotta, versuchen, einen Widerspruch zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern und einen Widerspruch zwi-
schen Arbeit und Wirtschaft aufzulösen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU)

Diesen Widerspruch gibt es nicht, wenn die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Arbeit sind. Da sind für die Zusam-
menarbeit zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern die Ge-
werkschaften und die Arbeitgeberverbände als Tarifparteien 
zuständig. Es geht uns doch darum, was mit den Menschen 
passiert, die nicht auf dem Arbeitsmarkt unterkommen, denen 
wir helfen müssen, wieder auf den Arbeitsmarkt zu kommen. 
Da, glauben wir, ist die Zuständigkeit besser im Sozialminis-
terium angesiedelt als im Wirtschaftsministerium,

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Ohne die Wirt-
schaft geht es doch gar nicht!) 

in dem dieser Bereich eine untergeordnete Rolle spielt, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE: Wie kommen Sie zu dieser Behauptung?)

Insofern kommen wir zu dem Ergebnis, dass wir dieser Res-
sortverteilung nicht zustimmen können, weil sie eine falsche 
Widerspiegelung Ihrer Politik darstellt. Deshalb können wir 
dies heute nur ablehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Stefan Räpple 
AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Fraktion der FDP/
DVP erteile ich das Wort Herrn Abg. Weinmann.

Abg. Nico Weinmann FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Bewertung der Abgrenzung der 
Geschäftsbereiche der Ministerien fällt für die Freien Demo-
kraten durchaus ambivalent aus. Einerseits begrüßen wir die 
Auflösung des Integrationsministeriums und die Ressortie-
rung dieses Bereichs im Sozialministerium. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Sehr gut!)

Wir denken, dass dies eine wirtschaftlich vernünftige, aber 
auch der gesellschaftlich wichtigen Bedeutung der Integrati-
on dienliche Maßnahme ist. Dieser Bereich findet im Sozial-
ministerium eine solide Plattform. 

Auch begrüßen wir die Korrektur der Zusammenlegung des 
Finanz- und Wirtschaftsministeriums. Von vornherein waren 
der Zuschnitt deutlich zu groß und die Aufgabenvielfalt zu 
übermäßig, sodass das Superministerium keine sinnvolle Lö-
sung war. Aufgrund der Zukunftsherausforderungen ist es 
sinnvoll, dass die starke Wirtschaft in Baden-Württemberg ein 
eigenständiges Ministerium als Ansprechpartner hat.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Ein Wermutstropfen ist die Ressortierung der Digitalisierung 
im Innenministerium. Digitalisierung ist ein Querschnittsthe-
ma, welches am Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg nach 
unserer Auffassung im Wirtschaftsministerium angesiedelt 
sein sollte – eine Auffassung, die Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der CDU, zumindest noch bis zur Wahl geteilt ha-
ben. Die Befassung des Innenbereichs mit diesem Thema er-
folgt von vornherein unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit. 
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Dies ist ein sicherlich wichtiger Aspekt, aber er birgt zunächst 
die Gefahr, die Risiken groß- und die Chancen der Digitali-
sierung kleinzureden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Dass die Digitalisierung im Innenbereich fachfremd ist, zeigt 
sich auch daran, dass hierfür erst jetzt völlig neue und mitun-
ter kostspielige Strukturen im Innenministerium aufgebaut 
werden müssen. 

Schlicht nicht nachvollziehbar ist aber für unsere Fraktion die 
Aufnahme des Tourismus ins Justizministerium. Hier sind kei-
ne inhaltlichen Gründe erkennbar. Es geht hier offensichtlich 
nicht um die Sache, sondern um Personen. Insoweit ist die all-
gemein geäußerte Kritik richtig. Für viele stellvertretend darf 
ich den Vorsitzenden des Richterbunds, Matthias Grewe, an-
führen, der zunächst an einen Witz glaubte. Er könne – so sag-
te er einer Stuttgarter Zeitung – keinen inhaltlichen Zusam-
menhang zwischen Justiz und Tourismus erkennen. Und die 
Zugabe wertet er als Geringschätzung der Aufgaben der Jus-
tiz. 

Aber auch die Tourismusbranche reagiert wenig amüsiert. 
Man fühlt sich als politische Verschiebemasse. Der Präsident 
des Hotel- und Gaststättenverbands, Fritz Engelhardt, stellt 
klar, dass man den Tourismus mit gut 20 Milliarden € Umsatz 
in erster Linie als wichtigen Wirtschaftsfaktor für Baden-
Württemberg sehe. Für den Umzug ins Justizministerium kön-
ne er keinen sachlichen Grund erkennen. 

Für uns Freie Demokraten ist klar: Es darf keine weitere 
Schwächung der Justiz oder gar eine Entwertung durch den 
neuen Bereich Tourismus im Justizministerium geben. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Um Gottes willen! 
Das wird auch nicht passieren!)

Ich bin dem Justizminister insoweit dankbar, dass er sich da-
ran messen lassen möchte, dass eine Geringschätzung der Auf-
gaben der Justiz eben nicht eintreten wird. Allerdings steht die 
bekannt gegebene Geheimabsprache, die Nebenabrede zum 
Koalitionsvertrag, die Strukturen der Justiz und der Gerichte 
sowie die mögliche Zusammenfassung von Gerichten zu über-
prüfen, im Widerspruch zum Koalitionsvertrag, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das ist kein Wi-
derspruch, Herr Kollege! – Gegenruf des Abg. Dr. 

Bernhard Lasotta CDU)

in dem bekanntlich die Aufrechterhaltung einer bürgernahen 
Justiz durch den Erhalt der Zahl der Amts- und der Landge-
richte – der Zahl, Herr Kollege Sckerl –, die durch eine Zu-
sammenfassung beeinträchtigt würde, zugesichert wurde. Die 
damit eingetretene Verunsicherung in der Justiz ist gleichwohl 
ein denkenswert schlechter Start. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Dr. Bernhard La-
sotta CDU: War aber leicht auflösbar, weil die Zahl 

der Gerichte nicht reduziert wird!)

Die Aufgaben in der Justiz sind immens. In der Tat werden 
wir hier ein waches Auge darauf werfen, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Sehr gut!)

dass die wichtigen Belange der Justiz nicht unter dem war-
men Scheinwerferlicht des Tourismus unter die Räder kom-
men. 

Insgesamt bei der Abwägung und in Summe können wir da-
her dem Antrag nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie der Abg. Rainer Hin-
derer und Sascha Binder SPD – Zuruf des Abg. Dr. 

Bernhard Lasotta CDU)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die AfD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Grimmer das Wort. 

Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Politiker können al-
les. Das Problem dabei ist: Nur sie selbst sehen es so. Dem 
Bürger selbst wird es nur alle paar Jahre nahegebracht, näm-
lich dann, wenn nach Wahlen ein wildes Revirement der Res-
sorts veranstaltet wird und man sieht, dass völlig fremde Sach-
bereiche zusammen- oder auseinandergewürfelt werden. Die 
Bürger registrieren das dann mit großer Verwunderung – aber 
die Zeit geht ja darüber. 

Das hat eine lange Tradition. Schon vor einem halben Jahr-
hundert gab es einen Innenminister Höcherl, der vom Innen-
ressort zum Landwirtschaftsressort migrierte. Ich habe ihn 
deshalb herausgesucht, weil er mit der Aussage berühmt wur-
de, die Beamten könnten nicht den ganzen Tag mit dem Grund-
gesetz unter dem Arm herumlaufen. Aktuell haben wir eine 
Bundesministerin, die vom Frauenministerium ins Verteidi-
gungsministerium katapultiert wurde. Jetzt haben wir eine Ar-
mee mit Kinderbetreuung, allerdings wenig abwehrbereit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD und fraktionslo-
sen Abgeordneten)

Gemessen an diesen Gepflogenheiten des Bundes sind die 
Ressortverteilungen hier in Baden-Württemberg auf den ers-
ten Blick geradezu bodenständig. 

(Zuruf: Jetzt!)

Wer sollte sich da noch an Kleinigkeiten stören, z. B. dass dem 
Justizministerium – für uns schwer nachvollziehbar – der eu-
ropapolitische Bereich zugeschlagen und ihm dann noch die 
schwere Last des Tourismussektors aufgebürdet wurde? Ir-
gendwo kommt einem dann in den Sinn, dass das alles mehr 
mit Koalitionsarithmetik zu tun hat als mit sachlichen Bezü-
gen. 

(Beifall bei der AfD)

Hier, meine Damen und Herren, setzt unsere Kritik an. Es ist 
schon fraglich, dass Ressorts hin- und hergeschoben werden, 
nur damit sich keiner der Koalitionspartner benachteiligt fühlt. 
Finanzielle Abwägungen oder gar sachliche Fragen treten da-
bei anscheinend in den Hintergrund. Es erschließt sich uns 
nicht, warum manche Ministerien plötzlich umgebaut werden, 
die scheinbar über Jahre hinweg gut gearbeitet haben. 

Da wird beispielsweise der Naturschutz – das wurde jetzt noch 
nicht genannt –, ein zentraler Bereich bei der Ausgestaltung 
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der Politik für den ländlichen Raum, aus ebendiesem Ressort 
ausgelagert und den Grünen übertragen. 

(Abg. Dr. Markus Rösler GRÜNE: Wir haben das 
schon vorher gehabt!)

Wenn die CDU weiterhin die Interessen des ländlichen Raums 
vertreten will, sollte sie sich das nicht aus der Hand nehmen 
lassen. 

Hier werden Ministerien aus Prestigegründen und Parteiinte-
ressen zerrissen; praktische Überlegungen treten in den Hin-
tergrund. 

Auch wenn wir die Abschaffung des eigenständigen Integra-
tionsministeriums befürworten, verwundert es vor dem Hin-
tergrund der gestrigen Debatte dennoch, dass das Ressort In-
tegration nun gerade ins Sozialministerium eingegliedert wur-
de. Gestern war man sich hier im Haus noch einig, dass Inte-
gration ein Thema über alle Ressorts – angefangen beim Ar-
beitsressort – ist. Dies betrifft natürlich auch die Sozialpoli-
tik, aber nicht nur. Integration kann nicht nur die Einschleu-
sung in Sozialsysteme bedeuten. 

(Beifall bei der AfD)

Diese Zuordnung darf daher als mehr als unpassend bezeich-
net werden. 

Die Aufteilung der Ressorts und die Aufteilung der Zustän-
digkeiten erfolgte hier – zumindest in Teilen – nach parteipo-
litischen Interessen und nicht nach rationalen Überlegungen, 
die auch den Bürgern dienen. Bei einer solchen Schwerpunkt-
setzung kann das von uns nicht mitgetragen werden. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Stefan Herre [frak-
tionslos])

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich das Wort Herrn Abg. 
Dr. Meuthen.

Abg. Dr. Jörg Meuthen (fraktionslos): Herr Präsident, sehr 
geehrte Abgeordnete! „Ministerium für Allerlei“ titelte die 
„Süddeutsche Zeitung“, „Bizarr“ nennt es die „Badische Zei-
tung“, „Der Justizminister – größter Hotelier des Landes“ 
schreibt die „Stuttgarter Zeitung“ und greift dabei eine Aus-
sage von Günther Oettinger auf. Das Zusammenlegen der Be-
reiche Tourismus und Justiz sorgt bei vielen für Kopfschüt-
teln, selbst in den eigenen Reihen der CDU. Herr Strobl – lei-
der gerade nicht da – erntete von den Journalisten höhnisches 
Gelächter, als er kürzlich sagte – wörtliches Zitat –:

... das hat doch irgendwie miteinander zu tun.

Aber so abwegig ist das tatsächlich vielleicht gar nicht. Ka-
barettist Volker Pispers hat einmal durchgerechnet, wie viel 
wir pro Monat für die Unterbringung von Häftlingen in unse-
ren Justizvollzugsanstalten zahlen, und kam zu dem interes-
santen Ergebnis, dass es uns Steuerzahler weit weniger kos-
ten würde, alle Strafgefangenen permanent all-inclusive in 
türkischen Hotels unterzubringen, als sie in unseren JVAs ein-
zuquartieren.

(Lachen des Abg. Winfried Mack CDU – Abg. Wolf-
gang Drexler SPD: Ist das Ihr Vorschlag?)

Wer weiß, vielleicht ist das ja der Ursprung des Gedankens 
der CDU, beides habe irgendwie miteinander zu tun.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Wer weiß, wenn jetzt die Ministerien der Justiz und für Tou-
rismus zusammenlegen, können wir es vielleicht so machen 
wie damals England mit Australien und sparen dabei noch ei-
ne Menge Geld. Vielleicht ist das der Vater des Gedankens; 
ich weiß es nicht.

Aber einmal ernsthaft: Ich finde das Versöhnungsgeschenk an 
Herrn Wolf großzügig. Ich bin mir nicht sicher, ob ich einen 
Parteikollegen nach einem so desaströsen Wahlkampf auch 
noch derart belohnen würde. Nun ja, dafür durfte Herr Strobl 
ja auch in die erste Reihe rücken. 

Aber allen parteiinternen Nettigkeiten zum Trotz müssen wir 
uns doch genau überlegen, was wirklich zielführend ist. So 
halte ich z. B. die Ausgliederung des Bereichs Europa aus dem 
Staatsministerium für höchst problematisch. Jetzt fehlt die An-
bindung an den Ministerpräsidenten. Das sehe ich ja nicht al-
lein sehr kritisch. Auch der Politologe Wolfgang Seibel etwa 
sieht in der Neuverteilung eine Abwertung des Themas, und 
die wird ihm nicht gerecht. 

Es muss für Herrn Wolf ein harter Schlag gewesen sein, als 
die Vertreter der Arbeitgeberverbände eine Kampagne starte-
ten, um zu verhindern, dass er – wie zunächst beabsichtigt – 
Wirtschaftsminister wird. Ist der neue Ministerposten für dies 
und das also ein Trostpreis? Vielleicht. Aber sehen Sie es auch 
als Chance, zu wachsen. Ihr Herz schlägt für Fragen der eu-
ropäischen Integration. Darum passen Sie eigentlich sogar 
recht gut zu diesem Themengebiet. Nur die Sache mit dem 
Tourismus kann man drehen und wenden, wie man will: Das 
bleibt wirklich schräg. 

Reden Sie einmal mit den Betroffenen; das ist ja schon ange-
klungen. Die Tourismusbranche sieht sich selbst zur politi-
schen Verschiebemasse degradiert. Mehr als 300 000 Beschäf-
tigte und gut 20 Milliarden € Umsatz – sollte so ein Geschäfts-
bereich nicht eigentlich dem Wirtschaftsministerium zugeord-
net werden? Gehört er da nicht hin? 

Auch Aussagen wie die des Vorsitzenden des Richterbunds, 
Matthias Grewe, sollte doch gerade Herr Wolf als ehemaliger 
Richter ernst nehmen. Erst wollte Herr Grewe gar nicht glau-
ben, was da stattgefunden hat, nur um dann festzustellen, wie 
gering die Wertschätzung gegenüber den Aufgaben der Justiz 
ist, die sich dahinter verbirgt. Gerade in diesem Themenfeld 
ist ein Minister aber stark gefordert. 

Herr Wolf ist leider nicht da. Ich wollte ihn fragen, ob er wirk-
lich so viele Ressorts unter sich braucht, um sich auf der Spiel-
wiese der Politik zu profilieren. Er sollte doch lieber ein The-
mengebiet wahrnehmen – und das richtig –, sonst endet das 
am Ende wie sein Wahlkampf. 

Auch dass die Themenbereiche Migration und Integration, die 
zueinander gehören, auf zwei verschiedene Ressorts verteilt 
werden, deren Chefs auch noch aus unterschiedlichen Partei-
en sind, halte ich für wenig zielführend. Herr Seibel geht so-
gar noch einen Schritt weiter. Er bezeichnet die Trennung die-
ser beiden Themen als Sollbruchstelle. 
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Immerhin: Das unsägliche eigene Integrationsministerium der 
letzten Legislaturperiode gibt es nun nicht mehr. Das ist bei 
allem, was an neuen Ressortzuschnitten zu kritisieren ist, doch 
ein Erfolg, ebenso übrigens wie die vorgenommene erneute 
Trennung des Finanz- und Wirtschaftsministeriums; auch die-
se ist richtig. 

So sind alte Fehler bei der neuen Abgrenzung der Geschäfts-
bereiche beseitigt worden, um sogleich andere, neue zu schaf-
fen. Es bleibt wohl ein frommer Wunsch, dass die Ressortzu-
schnitte, wie es eigentlich sein müsste, allein nach fachlichen 
Kriterien vorgenommen werden und dabei parteipolitische Be-
gehrlichkeiten und persönliche Eitelkeiten schlicht außer Be-
tracht bleiben. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Hört, hört!)

Hoffen wir, dass es für diese Regierung keine weitere Chan-
ce der Heilung nach den nächsten Wahlen geben wird, und le-
ben wir nun mit den neu geschaffenen Mängeln. Was bleibt 
auch? Machen wir es so. 

Danke. 

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Staatsminister Murawski das Wort. 

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete! Ich darf 
zu den vorgetragenen Argumenten zur Geschäftsabgrenzung 
der Landesregierung kurz Stellung nehmen. Ich glaube, ich 
kann mir eine Einführung in den Sachverhalt ersparen, und 
verweise insofern auf die Ihnen vorliegende Vorlage. 

Zunächst zum Argument, dass die Zuordnung des Bereichs 
Arbeitsmarktpolitik, des Themas Arbeit zum Wirtschaftsmi-
nisterium eine Ausblendung der sozialen Fragen der Arbeits-
losigkeit bedeuten würde. Das ist keinesfalls der Fall. Der Ar-
beitsmarkt ist so zu gestalten, dass es nicht zur Arbeitslosig-
keit kommt. Das ist eines der zentralen Themen der Wirt-
schaftspolitik. Weil es ein zentrales Thema der Wirtschafts-
politik ist, Arbeitslosigkeit zu verhüten und Arbeitslosigkeit 
durch Dynamik aufzuheben – nicht zu verwalten –, war das 
eine bewusste und richtige Entscheidung der Landesregierung. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Meine Damen und Herren, es wurde darüber hinaus infrage 
gestellt, wie die Federführung des Themas Digitalisierung 
beim Innenministerium zu bewerten sei. Ich darf darauf hin-
weisen, dass Federführung bei der Landesregierung das Nor-
malste der Welt ist. Natürlich ist in irgendeiner Weise fast je-
des Ministerium mit der Digitalisierung befasst, nach wie vor 
auch das Ministerium für Ländlichen Raum. Es ist aber not-
wendig, die Aufgabe zu bündeln und mit einer Federführung 
zu versehen. Das haben wir im Innenministerium getan. Ich 
halte das für sachlich absolut zu rechtfertigen. 

Ich darf darauf hinweisen, dass wir bei dem, was im Moment 
zwischen dem Ministerium für Ländlichen Raum und dem In-
nenministerium diskutiert wird, noch eine unterschiedliche 
Ebene haben. Die bisher bestehenden und noch immer beste-
henden Zuständigkeiten des Ministeriums für Ländlichen Raum 

sind eine Frage des Geschäftsverteilungsplans. Das hat nie die 
hohe Ebene der Geschäftsbereichsabgrenzung erreicht, über 
die wir hier reden. Deswegen ist es nicht bis in dieses Hohe 
Haus gelangt, sondern wird zwischen den Ministerien auf 
fachlicher Ebene erledigt werden.

Ich darf auch betonen, dass die Landesregierung eine hohe 
Achtung und großen Respekt vor allen Einrichtungen der Jus-
tiz hat. Die Zuordnung des Bereichs Tourismus zum Ministe-
rium der Justiz und für Europa hat nicht mit diesem wesent-
lichen zentralen Bereich, sondern, wie vorhin schon von Abg. 
Sckerl ausgeführt worden ist, mit den europapolitischen Ver-
netzungen und Beziehungen zu tun.

Es ist zwar so, dass der Tourismus in Baden-Württemberg 
stattfinden soll – übrigens da nicht nur im ländlichen Raum, 
sondern sehr wohl auch in den Städten; daran allein sehen Sie 
schon, dass immer eine gewisse Auswahl notwendig ist, um 
dieses Thema zuzuordnen, weil es viel zu viel umfasst, um in 
einem großen Ministerium endgültig und abschließend rich-
tig angesiedelt sein zu können –, aber wir wollen die Men-
schen, die in unser Land kommen, um sich hier zu erholen 
oder seine Schönheiten zu genießen, vor allem im europäi-
schen Raum ansprechen. Deswegen ist die Verbindung zu Eu-
ropa unzweifelhaft gegeben. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wenn man sie schafft!)

Jedenfalls ist der Respekt und die Ehrerbietung gegenüber der 
Justiz damit in keiner Weise angesprochen – die Unterstüt-
zung der Justiz übrigens auch nicht; das hat der Ministerprä-
sident eigentlich schon klargestellt. Selbst in dem Papier, das 
gestern diskutiert worden ist, ist von „Gebäudezentren“ die 
Rede. Es geht darum, das Facility Management der Gerichts-
barkeit zu verbessern, und nicht darum, die Zahl der Gerich-
te zu reduzieren. Das ist eine der selbstverständlichsten Aus-
nutzungen von Effizienzsteigerungsmöglichkeiten, die man 
auch bei ehrwürdigen Einrichtungen wie den Gerichten hin-
terfragen darf. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Diese Landesregierung hat sich vorgenommen, die sogenann-
ten PEBB§Y-Vergleichszahlen, also die Vergleichszahlen des 
Bedarfs an Richterinnen- und Richter- sowie Staatsanwälte-
stellen, die bundesweit erhoben werden, zur Grundlage ihrer 
Stellenschaffungsanträge zu machen, wie die Vorgängerregie-
rung auch. Wir wollen schrittweise 213 Stellen für Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwälte in den Staatshaushalts-
plänen verwirklichen. Daraus kann man wirklich sehen, dass 
wir die Arbeit für notwendig, verstärkungswürdig und respek-
tabel halten.

Meine Damen und Herren, eine letzte Bemerkung zur Integ-
ration und Erstaufnahme: Die Erstaufnahme ist in erster Li-
nie eine Frage der Registrierung, der Zuordnung, der Erfas-
sung und deswegen auch auf Bundesebene beim Bundesmi-
nister des Innern angesiedelt. Insofern ist es völlig richtig, dass 
dies dem Landesinnenministerium übertragen worden ist. Hier 
ist eine starke Zusammenarbeit mit der Polizei und mit Ord-
nungsbehörden der Kommunen notwendig. 

Die Integration geht erstens über Menschen, die als Flüchtlin-
ge zu uns kommen, weit hinaus. Gemeint ist mit diesem The-
ma bei der Landesregierung ein umfassender Integrationsbe-
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griff, der die ganze Gesellschaft umfasst. In diesem Sinn ist 
das Sozialministerium auch weitaus mehr als ein Ministerium 
für Sozialfälle. Es ist im eigentlichen Sinn ein Lebensminis-
terium. 

(Zuruf des Abg. Daniel Born SPD) 

Minister Lucha ist zuständig für existenziell relevante Situa-
tionen – ich zitiere da gern Markus Söder – „von der Wiege 
bis zur Bahre“.

(Zuruf des Abg. Daniel Born SPD)

Er hat mit diesen das reale Leben unmittelbar ansprechenden 
Aufgaben die Instrumente in der Hand, um die Gesellschaft 
zusammenzuführen. Das ist in diesem Sinn ein Ministerium 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Dr. 
Bernhard Lasotta CDU: Sehr gut!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ständigen Ausschusses, Drucksache 16/295. Wer dieser 
Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Be-
schlussempfehlung des Ständigen Ausschusses ist damit mehr-
heitlich zugestimmt.

Damit ist Tagesordnungspunkt 8 erledigt.

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu 

a) dem Antrag der Landesregierung vom 5. Juli 2016

b) dem Antrag der Landesregierung vom 12. Juli 2016

Zugehörigkeit von Mitgliedern der Landesregierung zu 
Organen wirtschaftlicher Unternehmen – Drucksachen 
16/274 (Geänderte Fassung), 16/307, 16/296 

Berichterstatter: Abg. Andreas Stoch

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, dass die Lan-
desregierung am 19. Juli 2016 im Nachgang der Sitzung des 
Ständigen Ausschusses vom 14. Juli 2016 den Antrag der Lan-
desregierung, Drucksache 16/274 (Geänderte Fassung), vor-
gelegt hat. Dieser liegt auf Ihren Tischen und wurde auch be-
reits unmittelbar nach Eingang an die Fraktionen und den Zu-
sammenschluss fraktionsloser Abgeordneter verteilt. 

Die Drucksache 16/274 (Geänderte Fassung) ist damit aufge-
rufen. Die Änderung betrifft Herrn Minister Thomas Strobl 
und Frau Ministerin Edith Sitzmann, die beide dem Verwal-
tungsrat der Landeskreditbank Baden-Württemberg angehö-
ren. Ihre Funktionen werden getauscht. Frau Ministerin Edith 
Sitzmann MdL ist Vorsitzende des Verwaltungsrats, Herr Mi-
nister Thomas Strobl ist stellvertretender Vorsitzender des Ver-
waltungsrats.

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion und fünf Mi-
nuten für den Zusammenschluss fraktionsloser Abgeordneter 
festgelegt. 

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Frau Kollegin 
Lindlohr.

Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir beraten heute im Plenum über 
den Antrag der Landesregierung, den der Präsident gerade auf-
gerufen hat. Die Beratungen im Ständigen Ausschuss liegen 
auch noch nicht lange zurück. 

Ich möchte noch einmal in dieses Thema einführen. Es geht 
um Artikel 53 Absatz 2 der Landesverfassung, den ich gern 
zitieren möchte:

Die hauptamtlichen Mitglieder der Regierung dürfen kein 
anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf 
ausüben. Kein Mitglied der Regierung darf der Leitung 
oder dem Aufsichtsorgan eines auf wirtschaftliche Betä-
tigung gerichteten Unternehmens angehören. Ausnahmen 
kann der Landtag zulassen.

Dies lassen wir auch in aller Regelmäßigkeit zu, nämlich bei 
den Unternehmen, die dem Land ganz oder teilweise gehören, 
oder bei Landesinstitutionen in einer privaten Rechtsform. 
Das ist natürlich höchst sinnvoll.

Zum einen handelt es sich dabei um wirtschaftlich tätige Un-
ternehmen, die auf die eine oder andere Weise in den Besitz 
oder den teilweisen Besitz des Landes gelangt sind, wie bei-
spielsweise die EnBW oder die Rothaus AG. 

Zu diesen kommen Unternehmen mit landespolitischen Akti-
vitäten hinzu, bei denen der Landtag in der Vergangenheit be-
schlossen hat, dass sie in einer privaten Rechtsform geführt 
werden, wie z. B. die Baden-Württemberg Stiftung, die in der 
Rechtsform einer gGmbH geführt wird, oder die e-mobil BW 
GmbH. Diese Agenturen haben in der Wirtschaftsförderung 
den Vorteil, dass sehr gut weitere Akteure aus den Forschungs-
instituten und der Wirtschaft eingebunden werden können – 
ein Instrument, das sich bewährt hat. 

Die Besetzungsvorschläge der Landesregierung liegen vor. 
Die Landesregierung entscheidet selbst darüber, welches Mit-
glied welchem Gremium angehören soll. Meine Fraktion und 
ich sehen diese Besetzungen als sachgerecht an. Außerdem 
wird in einem weiteren Schritt üblicherweise die Exekutive, 
die Landesregierung, auf das Parlament zugehen und einen 
Teil der Sitze in den Gremien der landesbeteiligten Unterneh-
men auch der Legislative anbieten, sodass wir den einen oder 
anderen Kollegen in Zukunft auch in solchen Gremien finden 
werden. 

Ich bin mir sicher, dass die Mitglieder der Landesregierung, 
denen wir heute diese Genehmigung erteilen wollen, dort zum 
Wohle unseres Landes handeln werden – verlässlich, nachhal-
tig und innovativ.

Die Fraktion GRÜNE wird dem vorliegenden Antrag zustim-
men.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)
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Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die CDU-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Lasotta.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Lieber Herr Präsident, ver-
ehrte Kolleginnen, werte Kollegen! Ich glaube, der Sachver-
halt ist weitgehend ausgeführt und bekannt. Ihnen liegen zu-
dem die entsprechenden Besetzungsvorschläge der Regierung 
vor. 

Die Zustimmung wird üblicherweise ohne größere Diskussi-
on hier im Parlament erteilt. Aber jetzt gab es auch noch Be-
richterstattungen und Fragen, und es wurde um bestimmte Be-
setzungen herum schon auch ein bisschen nebulös etwas auf-
gebauscht, was im Grunde überhaupt nicht sachgerecht ist. 

Die Verteilung der entsprechenden Besetzungen spiegelt die 
große Kompetenz der Landesregierung wider, der Ministerin-
nen und Minister, der Staatsekretärinnen und Staatssekretäre, 
die im Interesse des Landes die Aufgaben wahrnehmen. Da-
ran haben wir alle als Parlamentarier und hat die CDU-Land-
tagsfraktion im Besonderen ein großes Interesse.

Eignung, Befähigung, hohe Einsatzbereitschaft zeichnen die 
Regierungsmitglieder aus. Deswegen halten wir die Beset-
zung auch für sachgerecht. Es werden analog zu den Kompe-
tenzen, die auch in den Ministerien verändert wurden, letzten 
Endes Schwerpunkte gebildet. Damit glauben wir, dass das 
Land Baden-Württemberg auch eine hervorragende Vertre-
tung in den landeseigenen Unternehmen und den entsprechen-
den Instituten und Organen haben wird.

Wie harmonisch das Ganze innerhalb der Landesregierung ab-
gelaufen ist, zeigt auch der Wechsel, der innerhalb des Ver-
waltungsrats der L-Bank zwischen der Finanzministerin und 
dem stellvertretenden Ministerpräsidenten jetzt noch stattge-
funden hat. Denn weil die Sachkompetenz auch im Finanzmi-
nisterium und in der Persönlichkeit von Edith Sitzmann liegt, 
bestand der berechtigte Wunsch, dass sie hier den Vorsitz 
führt. Ich finde, es ist sehr respektabel, lieber Herr Innenmi-
nister Thomas Strobl, dass darüber kein Streit entstanden ist, 
sondern man sich innerhalb der Landesregierung selbstver-
ständlich geeinigt hat.

Was ich nicht verstehen kann, ist der Popanz, der darum her-
um aufgebaut wurde, ob tatsächlich eine Eignung des Innen-
ministers vorhanden sei oder nicht.

(Abg. Sascha Binder SPD: Das ist legitim!)

Die Eignung ist nach den entsprechenden Vorschriften klipp 
und klar gegeben; das hat das Innenministerium auch deutlich 
gemacht. Sowohl in seiner Tätigkeit als Rechtsanwalt als auch 
in seiner langjährigen Tätigkeit im Verwaltungsrat der Kreis-
sparkasse Heilbronn sind Zuverlässigkeit, Sachkunde und im 
Übrigen auch Zeitbudget gegeben. Insofern wäre jede der bei-
den Besetzungen möglich gewesen. Das ist überhaupt kein 
Thema. Ich halte es im Grunde wirklich für einen Popanz, da 
jetzt irgendetwas aufzubauen.

Ich will es mir jetzt ersparen, die SPD-Minister zu nennen, 
die auch in entsprechenden Verwaltungsräten und sonstigen 
Institutionen saßen. Ich glaube, manche Angriffe, die jetzt in 
ungerechtfertigter Weise gegen die Landesregierung laufen, 
fallen dann eher auf einen selbst zurück. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Zuruf des 
Abg. Sascha Binder SPD) 

Insofern kann man sich in manchen Bereichen auch eher ein-
mal beschränken. Man sollte sich auch überlegen, mit wel-
chen Begrifflichkeiten man da arbeitet. Wir kennen Thomas 
Strobl als jemanden, der zuverlässig und sachkundig ist und 
der viel arbeitet. Insofern hat er diese Angriffe nicht verdient. 
Ich finde es aber respektabel, dass da – unabhängig von der 
Frage der Eignung – eine entsprechende Einigung zustande 
gekommen ist.

Die CDU-Landtagsfraktion wird die entsprechenden Beschlüs-
se selbstverständlich mittragen.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Binder das Wort.

Abg. Sascha Binder SPD: Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich kann es relativ kurz machen. Die SPD-
Fraktion wird den Anträgen zustimmen, weil die Frage, die 
wir gestellt haben – ich komme später noch einmal darauf zu-
rück –, nun beantwortet worden ist.

Wir hätten auch gern noch mehr Regierungsmitgliedern eine 
Befreiung erteilt. Wir hätten es beispielsweise als absolut 
nachvollziehbar empfunden, wenn derjenige, der in dieser 
Landesregierung die größte Kompetenz in der Frage der Ener-
gie und des Klimawandels hat, in den Aufsichtsrat der EnBW 
gekommen wäre.

Wir haben von der Landesregierung gehört, es sei eine politi-
sche Entscheidung gewesen – auf die Frage von mir, ob recht-
liche Gründe dagegen gestanden hätten, dass er in diesen Auf-
sichtsrat kommt. Es wurde dann die Antwort daraus gemacht, 
dass es politische Gründe waren. Diese politischen Gründe 
kennen wir nicht. 

Insofern wären wir bereit gewesen, noch mehr Regierungs-
mitgliedern hier eine Befreiung zu erteilen. Aber Sie haben es 
vorgezogen, ehemaligen Regierungsmitgliedern etwas Start-
hilfe in ihrer neuen Selbstständigkeit zu geben. Es ist wahr-
scheinlich Ihre Art der Wirtschaftsförderung, dass man einem 
Start-up-Unternehmen monatlich 5 000 € gibt. Wir hören 
zwar, dass dieses Land sparen muss, aber das Land hätte mehr 
davon gehabt, wenn mehr Regierungsmitglieder in diesen 
Aufsichtsrat gekommen wären.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist Ri-
sikokapital!)

Zur L-Bank: Ich habe gar keinen Popanz aufgebaut, Herr Kol-
lege Lasotta. Ich habe im Zusammenhang damit, ob wir Herrn 
Strobl eine Befreiung erteilen, im Ausschuss lediglich die Fra-
ge gestellt, ob er die aufsichtsrechtlichen Voraussetzungen – 
da geht es nicht darum, ob ich ihn persönlich für kompetent 
halte, sondern es gibt aufsichtsrechtliche Voraussetzungen – 
erfüllt. Die Landesregierung konnte diese Frage nicht beant-
worten.

(Zuruf von der SPD: So war es!)

Die Staatssekretärin sagte, dazu hätte sie zurzeit keine Infor-
mation. Das spricht also nicht unbedingt dafür, dass jeder in 
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der Landesregierung weiß, ob das, was Sie hier am Redner-
pult gerade über Herrn Strobl erzählt haben, stimmt. Deshalb 
habe ich nicht einen Popanz aufgebaut, sondern eine, wie ich 
finde, legitime Frage gestellt, vor allem, wenn Regelungen – 
auch für die Aufsichtsratstätigkeit bei der L-Bank – erst ver-
schärft worden sind. Und dann würde mich jenseits dessen, 
was Sie sich denken, interessieren, was letztendlich dazu ge-
führt hat, dass es jetzt doch einen Wechsel an der Spitze des 
Verwaltungsrats der L-Bank gibt.

Aber, wie gesagt, wir stimmen den Anträgen zu, weil unsere 
Frage nun endlich beantwortet worden ist.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die FDP/DVP-Frakti-
on erteile ich Herrn Abg. Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir stimmen den Anträgen auch zu. 
Das ist ein üblicher Vorgang. Dagegen ist nichts einzuwen-
den. 

Pikanterweise ist es in der Tat so, dass Herr Kollege Binder 
den einzigen Vorgang, der zumindest eine Glosse wert wäre 
und der nicht in dem Papier steht, schon angesprochen hat. 
Dabei darf man das nicht falsch verstehen. Frau Krebs ist ei-
ne sympathische Frau, und an Neiddiskussionen beteiligen 
wir uns grundsätzlich nicht. 

Aber es stimmt schon, was Kollege Binder gesagt hat. Man 
muss an 2021 denken. Für das Land ist diese Lösung nicht be-
sonders billig – es sei denn, Frau Krebs würde auch abführen. 
Dann würde ich natürlich alles zurücknehmen.

Außerdem darf man sagen, die Behandlung ehemaliger Re-
gierungsmitglieder war schon immer ein etwas heikles The-
ma. Ich möchte jetzt nicht etwas zitieren, was uns früher von 
Ihnen entgegengehalten wurde, wenn ehemalige Regierungs-
mitglieder Positionen – gleich, welcher Art –, die die Landes-
regierung zu besetzen hat, eingenommen haben. 

Ich sage mal: Schwamm drüber! Sie haben auch hier eine an-
dere Praxis, als sie früher üblich war. Gestern haben wir bei 
der Rede des Ministerpräsidenten mitbekommen, dass es bei 
den Grünen nichts mehr mit Transparenz war. Dass Sie zu die-
ser Art von Kritik nicht mehr neigen, kann man als positiven 
Punkt des Ganzen auffassen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die AfD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Grimmer das Wort.

Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Politiker können alles. Wie 
Sie dem Satz entnehmen, bleibe ich heute meinem Thema 
treu. Dieser soeben formulierte Grundsatz gilt natürlich nicht 
nur für den politischen Bereich. Er ist allumfassend und gilt 
insbesondere auch für die Wirtschaft, die einem besonders in-
teressante, auch pekuniäre Chancen eröffnet. 

Freilich klappt es manchmal nicht ganz so geschmeidig. Man 
denke nur an die Landesbanken, von denen es manche wegen 
schlechtem Management, aber auch wegen schlechter Auf-
sicht und anderer finanzieller Abenteuer gar nicht mehr gibt. 
Ganz hautnah denke ich an das EnBW-Geschäft, das nicht un-
bedingt der allergrößte Knaller war.

Aber wenn irgendetwas schiefgeht, ist das ja nicht so schlimm: 
Dann gibt es ja den Steuerzahler. Und in jedem Fall gibt es ei-
nen Nebenverdienst für die betreffenden Personen.

Meine Damen und Herren, ich habe nach den Vorreden den 
Eindruck, dass wir hier in der Beurteilung eine Sonderstel-
lung einnehmen. Vielleicht liegt das auch daran, dass wir bis-
her noch nicht in Regierungsverantwortung sind. Aber ich 
denke, wir sollten das wirklich ernsthaft und grundsätzlich an-
gehen.

Wir haben uns gestern über das Vertrauen der Bürger in die 
Politik und über Mauscheleien unterhalten. Es ist durchaus zu 
befürworten, wenn die Politik ein gutes Verhältnis zur Wirt-
schaft pflegt – wie übrigens zu jeder anderen Interessengrup-
pe. Es stellt sich nur die Frage, wie man sich auf ein solches 
freundschaftliches Verhältnis einlässt, ob man sich in den 
Dienst des Partners stellt.

(Beifall bei der AfD und fraktionslosen Abgeordne-
ten)

Der Verfassungsrechtler Professor von Arnim schreibt dazu – 
ich darf zitieren –:

Es gilt als ganz normal und selbstverständlich, dass ein 
Abgeordneter neben seinem Einkommen, das er vom Steu-
erzahler bezieht, auch noch Einkommen von an der Ge-
setzgebung interessierten Unternehmen oder Verbänden 
bezieht, sich also quasi in die bezahlten Dienste eines 
Lobbyisten begibt, ...

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Es geht um lan-
deseigene Unternehmen! Was reden Sie denn? – Abg. 
Winfried Mack CDU: Thema verfehlt! – Weitere Zu-

rufe)

– Ja, das gilt als ganz normal, obwohl es eigentlich ein Skan-
dal ist.

(Zurufe, u. a. Abg. Reinhold Gall SPD: Das Land ist 
der Eigentümer!)

– Ich komme gleich noch darauf. Ich weiß, was ich meine.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Liebe Kollegen, wenn et-
was unklar ist, dann stellen Sie eine Zwischenfrage.

Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Ich werde es gleich aufklä-
ren. – Natürlich gilt das, was hier gesagt wurde, für die Exe-
kutive und für die Legislative gleichermaßen. Es steht im po-
litikwissenschaftlichen Bereich sogar die Forderung im Raum, 
dass sich Politiker, die im Aufsichtsrat eines Unternehmens 
sitzen, nicht mehr in den entsprechenden Themenfeldern en-
gagieren dürfen. Unter dieser Voraussetzung würde die Liste 
gewaltig zusammenschrumpfen.
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(Abg. Winfried Mack CDU: Nein! Sie haben es nicht 
kapiert!)

Ich sage gar nicht – jetzt kommt die Antwort –, dass alle denk-
baren Positionen, die hier infrage stehen, damit gemeint sind. 
Aber ich sage: Die Liste würde zusammenschrumpfen. Als 
problematisch sehe ich das insbesondere im Bereich der Geld-
institute an.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Das sind doch lan-
deseigene Unternehmen! – Abg. Winfried Mack CDU: 
Herr Kollege, wovon reden Sie? – Abg. Reinhold 
Gall SPD: Sie sollten zunächst einmal Beispiele nen-

nen, nicht nur daherreden! – Weitere Zurufe)

– Die Liste liegt Ihnen ja vor. Die habe ich ja nicht vorzule-
sen.

Ich sage: Ich sehe insbesondere im Bereich der Geldinstitute 
Probleme. Vor diesem Hintergrund möchte ich die Landesre-
gierung auffordern: Konzentrieren Sie sich auf Ihre verant-
wortungsvolle Tätigkeit im Land, und verzichten Sie auf die 
zwar althergebrachten, aber durchaus gefährlichen Betätigun-
gen in anderen Bereichen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 
SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für den Zusammenschluss 
fraktionsloser Abgeordneter erteile ich das Wort Herrn Abg. 
Dr. Meuthen.

(Abg. Winfried Mack CDU: Jetzt bin ich gespannt, 
was der weiß!)

Abg. Dr. Jörg Meuthen (fraktionslos): Herr Mack ist ge-
spannt, was „der da“ jetzt wieder sagt.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Für wel-
che der drei Fraktionen sprechen Sie denn? – Weite-

re Zurufe)

– Das geht jetzt aber noch nicht von der Redezeit ab, Herr Prä-
sident.

Der Flughafen Berlin-Brandenburg – Sie wissen schon: „Nie-
mand hat die Absicht, einen Flughafen fertigzustellen“ –, der 
VW-Abgasskandal, die Kölner Messe und zahlreiche Finanz-
krisen bei Landesbanken – immer wieder entstehen neue Af-
fären, und alle haben eines gemeinsam: Politiker in Aufsichts-
räten, Politiker, die entweder aufgrund mangelnder Kompe-
tenz oder aufgrund fehlender Zeit oder aufgrund einer Mi-
schung aus beidem die Unternehmen nicht richtig beaufsich-
tigen.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten und Ab-
geordneten der AfD)

Ob die in den Drucksachen aufgeführten Kollegen wirklich 
Erfahrungen im Lesen von Bilanzen haben, kann ich nicht be-
urteilen. Aber gerade die unzureichende Qualifizierung wird 
in internationalen Vergleichen immer wieder kritisiert. Das 
kann man nicht übersehen.

Wenn man sich die Liste mit den Namen der Kollegen an-
schaut, wird einem ganz anders. Allein Ministerin Dr. Hoff-
meister-Kraut bringt es auf stattliche sechs Posten. Dabei ist 

sie nicht immer einfach nur Mitglied des Aufsichtsrats, son-
dern teilweise sogar dessen Vorsitzende.

Der renommierte Wirtschaftswissenschaftler Manuel Theisen 
hat einmal durchgerechnet, dass ein einfaches Aufsichtsrats-
mandat mindestens 20 Arbeitstage im Jahr erfordert, die Po-
sition eines Aufsichtsratsvorsitzenden das Doppelte bis Drei-
fache. Im Fall von Frau Dr. Hoffmeister-Kraut – exemplarisch 
– wären das folglich, wenn man es zu ihren Gunsten rechnet, 
200 Arbeitstage. Da stellt sich die Frage, ob sie die Verant-
wortung als Aufsichtsrat wirklich ernst nimmt bzw. überhaupt 
ernst nehmen kann.

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Sie hat ja auch 
noch eine Staatssekretärin!)

– Na ja.

(Abg. Winfried Mack CDU: Gucken Sie doch mal 
die Liste an! Dann gehen wir sie gemeinsam durch!)

– Nein, wir gehen die Liste jetzt nicht durch.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Die Zeit haben wir auch nicht. Das wollen Sie nicht, und das 
will ich jetzt auch nicht. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Wir wollen es!)

Es ist auch bei den Ministern Untersteller, Frau Bauer, Frau 
Sitzmann und den meisten anderen kaum anders. Allein schon 
aufgrund der Anzahl der Posten und der Verantwortung ihrem 
Amt als Minister gegenüber ist eine ernsthafte Wahrnehmung 
einer solch verantwortungsvollen Aufgabe gar nicht möglich.

(Beifall bei den fraktionslosen Abgeordneten)

Sie müssen sich schon entscheiden: Wollen Sie in die Wirt-
schaft, oder wollen Sie ein Land regieren? Beides parallel 
geht, zumindest als Aufsichtsrat, für meine Begriffe nicht.

(Abg. Winfried Mack CDU: Das sind doch Manda-
te! Die stehen doch im Gesetz so drin!)

Wie fraglich Politiker in Aufsichtsräten sind, haben übrigens 
nicht zuletzt Aussagen Ihres Parteifreunds Peer Steinbrück ge-
zeigt, als er mit den Mitgliedern des Aufsichtsrats von thys-
senkrupp zusammensaß und gesagt hat: „Ich bin gern zur po-
litischen Unterstützung bereit.“ Das war ein wörtliches Zitat. 
Das ist nicht seine Aufgabe.

Natürlich erscheint es erst einmal lobenswert, wenn sich die 
öffentliche Hand für die Verwendung von Steuergeldern inte-
ressiert; das ist ja richtig. Aber wie schnell handelt man ei-
gentlich nicht mehr im allgemeinen Interesse, sondern be-
ginnt, Sonderinteressen durchzusetzen, ob nun aus Kalkül 
oder aus Naivität? Wir dürfen die Macht, die wir als Politi- 
ker haben, nicht unterschätzen. Deshalb ist es immer zweifel-
haft – – 

(Abg. Winfried Mack CDU: Landesstiftung Baden-
Württemberg! Das haben wir als Landtag von Baden-
Württemberg uns erkämpft, dass da jemand von uns 

drinsitzt!)

– Ja, das ist mir wohl bewusst. Die Frage ist, ob das klug ist.
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(Abg. Winfried Mack CDU: Sie wissen gar nicht, wo-
rum es hier geht!)

Ich habe mit Politikern in Aufsichtsräten vielleicht gerade, 
weil ich Ökonom bin, so meine Nöte, und es gibt genügend 
Beispiele, wo das tüchtig schiefgeht. 

(Unruhe – Glocke des Präsidenten) 

Für uns, die Alternative für Baden-Württemberg, ist die Tä-
tigkeit von Politikern im Aufsichtsrat eine Einladung zum 
Machtmissbrauch.

(Abg. Winfried Mack CDU: Was? – Zuruf von der 
SPD: Was für ein dummes Geschwätz! – Zuruf des 

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

Denn wenn Sie Ihr politisches Mandat wirklich ernst nehmen, 
dann würden Sie eine solche Tätigkeit schon aus zeitlichen 
Gründen ablehnen.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Sie haben von sich selbst 
und Ihrem Mandat keine hohe Meinung, meine ich!)

– Doch, gerade weil ich die habe, habe ich auch keine Neben-
tätigkeit. Die habe ich nämlich alle gecancelt.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Wen würden Sie denn in 
die Gremien schicken?)

– Leute, die etwas von Bilanzen verstehen.

(Zurufe von der CDU und der SPD)

Wir fordern darum, wenn nicht einen vollständigen Verzicht 
auf solche Zugehörigkeiten zu Aufsichtsräten – dieser wird 
nicht immer gehen –, so doch zumindest – das ist eine ver-
gleichsweise moderate Forderung – eine äußerst restriktive 
Handhabung und eine sehr strikte quantitative Begrenzung.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Eine wirklich verantwortungsbewusste Aufgabenwahrneh-
mung gebietet das zwingend. Ein Ministerposten in einer Lan-
desregierung ist kein Nebenjob, der zahlreiche weitere Ne-
bentätigkeiten als Aufsichtsrat zulässt.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD)

Das überschreitet ziemlich schnell und fließend die Grenze 
zum Amts- und Machtmissbrauch.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Bösartige Unterstellun-
gen!)

Die einschlägigen Resultate – ich habe ja Beispiele genannt; 
denken Sie einmal an den BER-Skandal – haben sehr viel mit 
völlig fehlerhafter Aufsichtsratstätigkeit von Politikern zu tun.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Das hat etwas mit 
persönlicher Verantwortung zu tun!)

Das sind Beispiele, die eine deutliche Sprache sprechen. Wir 
fordern Sie deshalb auf, sich schnellstmöglich von dieser un-
guten und schädlichen Praxis zu verabschieden.

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordneten und Abge-
ordneten der AfD – Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sol-

len wir die Landesunternehmen verkaufen?)

– Bitte? Ich sage es noch einmal: Sie müssen nicht zwingend 
Abgeordnete dort hineinsetzen. Das ist der Punkt.

Danke.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Herrn Staatsminister Murawski.

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren Abgeordneten! Ich darf 
unmittelbar an das gerade Gesagte anknüpfen. Die Landesre-
gierung oder das Land Baden-Württemberg hat überhaupt 
nicht die Wahl, Herr Abg. Dr. Meuthen, die Sie unterstellen, 
da die landesbeteiligten Unternehmen zu den Pflichtaufgaben 
der Landesregierung gehören – 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Zuruf von der CDU: So!)

wegen des beachtlichen Teils des Landesvermögens, den sie 
darstellen, wegen der unmittelbaren Auswirkungen auf den 
Staatshaushalt, sei es durch Dividendenzahlungen, Ausschüt-
tungen oder andere Zahlungen.

Bei der Beteiligung an Unternehmen in einer privaten Rechts-
form schreibt § 65 Absatz 1 Nummer 3 der Landeshaushalts-
ordnung daher ausdrücklich vor, dass das Land einen ange-
messenen Einfluss insbesondere im entsprechenden Überwa-
chungsorgan erhalten muss. Das heißt, wenn wir so handeln 
würden, wie Sie es uns empfehlen, würden wir gegen die Lan-
deshaushaltsordnung verstoßen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Martin Rivoir SPD: Schöne Vorlesung, Herr 

Professor!)

– Ich meine, man darf doch mal auf Fakten hinweisen, wenn 
diese in der Argumentation offensichtlich nicht bekannt sind. 
Das ist doch auch einmal ganz nett.

Die Regierungsmitglieder müssen daher wissen, was in den 
Unternehmen operativ vor sich geht. Sie müssen auf die Kon-
troll- und Aufsichtsaufgaben für das Land als Miteigentümer 
achten. Sie haben die strategischen Entscheidungen der Un-
ternehmen zu überwachen und haben damit sehr komplexe 
und vielfältige Aufgaben.

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Stickelberger?

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Aber sehr gern.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte schön, Herr Abg. Sti-
ckelberger.

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Bitte „Herr Staatsmi-
nister“, nicht „Herr Minister“. Darauf lege ich großen Wert, 
damit es korrekt ist.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Herr Staatsminister, Sie ha-
ben gerade betont, dass das Land über die Entsendung von 
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Mitgliedern in diese Gremien seinen Einfluss wahrnimmt. 
Können Sie mir erklären, wie das im Fall der Vertretung des 
Landes durch Frau Krebs bei der EnBW der Fall sein soll, da 
sie nach meiner Kenntnis keinem Gremium des Landes ver-
antwortlich ist?

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Frau Krebs ist Nach-
folgerin auf der Position eines ausgeschiedenen externen Mit-
glieds dieses Aufsichtsgremiums. Sie ist nominiert worden 
wegen ihrer fünfjährigen, bei allen Mitgliedern des Aufsichts-
rats hoch angesehenen Arbeit in diesem Gremium und der da-
bei vertieft gesammelten Erfahrung. Das heißt, sie ist nicht 
Vertreterin der Landesregierung in diesem Sinn, sondern auf 
einer externen Position, die die Landesregierung vorschlagen 
kann. 

Ganz abgesehen davon darf ich darauf hinweisen, dass Frau 
Krebs ohnehin schon von der Hauptversammlung gewählt ist 
und es hier darum geht, ob man sie bitten würde, zurückzu-
treten. Dazu sieht die Landesregierung keinen Anlass, weil sie 
sich in außerordentlich hervorragender Weise als Mitglied die-
ses Aufsichtsrats bewährt hat.

Meine Damen und Herren, ich will aber noch etwas zur Lan-
desbank sagen, weil ich in diesem Zusammenhang etwas be-
sonders ärgerlich finde. Natürlich ist es richtig – das kann nie-
mand bestreiten –, dass die Landesbanken in der Finanzkrise 
2007/2008 im Zentrum der unangenehmen Nachrichten stan-
den. Das hatte sicherlich auch etwas mit politischen Fehlent-
scheidungen zu tun. Aber dass gerade Baden-Württemberg bei 
seiner Landesbank die richtigen Entscheidungen getroffen hat, 
sehen Sie doch zum einen an der offenbar richtigen Auswahl 
des Vorstandsvorsitzenden, zum anderen aber auch daran, wie 
gut diese Bank saniert worden ist.

(Zuruf von der SPD: Stimmt!)

Wissen Sie, dass die Landesbank Baden-Württemberg heute 
als das drittseriöseste Unternehmen – sowohl vom Eigenka-
pital als auch von den Geschäftserfolgen her – in Europa gilt, 
das erfolgreichste Unternehmen in Deutschland im Geschäft 
der Unternehmensanleihen ist, eine Eigenkapitalquote von 
14,7 % bei tatsächlich notwendigen 9,5 % besitzt? Diese Er-
folge sind bis zum heutigen Tag eingetreten. Heute diskutie-
ren wir eher über den Vorwurf der Aufsicht, die Landesbank 
sei zu vorsichtig bei ihren Geschäften. Wenn bei diesen Erfol-
gen von einem Nachweis gesprochen wird, dass in Baden-
Württemberg bei dieser Entsendung nicht gut gearbeitet wor-
den sei, ist das völlig neben den Tatsachen und eine Missach-
tung – verzeihen Sie mir das – der Ergebnisse dieser Arbeit 
aller Beteiligten. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD – Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abg. Räpple? 

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Aber gern.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Abg. Räpple, bitte.

Abg. Stefan Räpple AfD: Herr Staatsminister, danke für das 
Zulassen der Frage. – Die Frage lautet: Gibt es eine Auf-

wandsentschädigung für so ein Amt im Aufsichtsrat, und, 
wenn ja, ist irgendwo nachlesbar, wie viel das ist, in welcher 
Höhe sie liegt?

Staatsminister Klaus-Peter Murawski: Ja. Erstens ist das 
nachlesbar, zweitens sind die Höhen je nach Beteiligung sehr 
unterschiedlich. Es gibt auch Mandate, die mit überhaupt kei-
ner Aufwandsentschädigung ausgestattet sind. Die Mitglieder 
der Landesregierung haben sich selbst verpflichtet – ähnlich 
wie die Beamtinnen und Beamten des Landes –, alles, was an 
Aufwandsentschädigungen über 6 100 € im Jahr hinaus ein-
genommen werden könnte, an das Land abzuführen. Darüber 
wird dem Finanzausschuss von der Landesregierung einmal 
im Jahr umfassend berichtet. Dieser Bericht ist Ihnen zugäng-
lich. 

Ich wollte aber noch etwas zur Frage eines Aufsichtsratsman-
dats von Herrn Minister Untersteller bei der EnBW sagen: 
Herr Minister Untersteller verfügt unbestreitbar über eine ho-
he Kompetenz. Hier handelt es sich schlicht und ergreifend 
darum, dass Herr Minister Untersteller auch schon vor fünf 
Jahren für Funktionen bei der EnBW nicht in Betracht kam, 
weil er atomaufsichtsrechtliche Funktionen qua Amt erfüllen 
muss und Interessenkollisionen vermieden werden müssen. 
Das ist eigentlich klipp und klar. Das war auch schon vor fünf 
Jahren der Grund.

Ich will auch noch sagen, dass es keineswegs so ist, dass die 
Landesregierung nicht ausdrücklich auch zur Befähigung von 
Herrn Minister Strobl Stellung genommen hätte. Die ist ohne 
jeden Zweifel gegeben; das haben wir auch schriftlich nach-
gereicht. Herr Strobl hat umfassende Erfahrungen in 16-jäh-
riger Tätigkeit als Verwaltungsratsmitglied einer Sparkasse 
und außerdem als Rechtsanwalt. 

Ich will vielleicht zu den Bankentätigkeiten sagen – meine 
Damen und Herren, was viele von Ihnen vielleicht gar nicht 
wissen –: Wer heutzutage nach der Finanzkrise für eine Bank 
in einem Aufsichtsrat tätig wird, wird von der BaFin und von 
der Bundesbank auf Herz und Nieren überprüft, und zwar 
nicht nur aufgrund der Aktenlage, sondern da werden Sie ein-
bestellt und richtiggehend geprüft.

(Zuruf des Abg. Emil Sänze AfD) 

– Ja, wunderbar. Dann wissen Sie ja, wie es geht, und dann 
können Sie sich vielleicht vorstellen, dass nicht jeder Idiot 
diesen Test besteht.

(Heiterkeit)

Ich bitte, das Wort zu verzeihen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor.

Wir kommen daher zur Abstimmung. Abstimmungsgrundla-
ge sind die Anträge der Landesregierung, Drucksache 16/274 
(Geänderte Fassung) und Drucksache 16/307. Wer diesen An-
trägen der Landesregierung auf Erteilung von Ausnahmege-
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nehmigungen und Haftungsfreistellungen zustimmt, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? 
– Den Anträgen Drucksache 16/274 (Geänderte Fassung) und 
Drucksache 16/307 ist damit mehrheitlich zugestimmt.

Eine Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Ständi-
gen Ausschusses, Drucksache 16/296, die durch die Vorlage 
des geänderten Antrags der Landesregierung zwischenzeitlich 
überholt ist, hat sich damit erledigt.

Tagesordnungspunkt 9 ist hiermit auch erledigt.

Ich rufe die Punkte 10 bis 22 der Tagesordnung gemeinsam 
auf: 

Punkt 10:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung der Landesregierung vom 5. Ju-
li 2016 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegen-
heiten; hier: Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
im Hinblick auf sich verändernde Marktgegebenheiten – 
Drucksachen 16/260, 16/302 

Berichterstatter: Abg. Nico Weinmann

Punkt 11:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
vom 3. März 2016, Az.: 1 GR 21/16 – Normenkontrollver-
fahren gegen das Gesetz über den kommunalen Finanz-
ausgleich, soweit es keinen Ausgleich für die Betrauung 
der Landratsämter mit der Umsetzung von naturschutz-
rechtlichen Managementplänen vorsieht – Drucksache 
16/298 

Berichterstatter: Abg. Jürgen Filius

Punkt 12: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu dem Schreiben des Verfassungsgerichtshofs 
vom 12. April 2016, Az.: 1 VB 15/16 – Verfassungsbe-
schwerde gegen die §§ 10 und 23 des Privatschulgesetzes 
und Nr. 12 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. f der Vollzugsordnung zum 
Privatschulgesetz über die Anforderungen an die wissen-
schaftliche Ausbildung von Lehrkräften an Ersatzschulen 
– Drucksache 16/299 

Berichterstatter: Abg. Dr. Bernhard Lasotta

Punkt 13: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 7. Ju-
ni 2016 – Information über Verwaltungsabkommensent-
würfe; hier: Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern gemäß Artikel 91 b Absatz 1 des Grundgesetzes 

– zur Förderung von Spitzenforschung an Universitäten 
– „Exzellenzstrategie“ 

– über ein Programm zur Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses 

– zur Förderung des forschungsbasierten Ideen-, Wis-
sens- und Technologietransfers an deutschen Hochschu-
len – „Innovative Hochschule“ 

Drucksachen 16/62, 16/269 

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 14: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
13. April 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2012 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 25: Kostener-
stattung der Universität Heidelberg an die Klinikum 
Mannheim GmbH – Drucksachen 15/8116, 16/264

Berichterstatter: Abg. Alexander Salomon

Punkt 15: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 3. Ju-
ni 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2012 des Rechnungshofs 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Ba-
den-Württemberg – Beitrag Nr. 28: Württembergische 
Philharmonie Reutlingen und Stuttgarter Philharmoniker 
– Drucksachen 16/89, 16/270 

Berichterstatter: Abg. Alexander Salomon

Punkt 16: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Ap-
ril 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2013 des Rechnungshofs 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Ba-
den-Württemberg – Beitrag Nr. 17: Kommunaler Stra-
ßenbau – Ausbau der Kreisstraße zwischen Rust und 
Ringsheim – Drucksachen 15/8123, 16/265 

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 17: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Mai 
2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rechnungshofs 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Ba-
den-Württemberg – Beitrag Nr. 17: Abwicklung von Fis-
kalerbschaften – Drucksachen 16/11, 16/267 

Berichterstatter: Abg. Joachim Kößler

Punkt 18: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Mai 
2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rechnungshofs 
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zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Ba-
den-Württemberg – Beitrag Nr. 18: Schwimm- und Sport-
halle des Bildungszentrums Schwäbisch Gmünd – Druck-
sachen 16/10, 16/266 

Berichterstatter: Abg. Joachim Kößler

Punkt 19: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 17. Ju-
ni 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rechnungshofs 
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Ba-
den-Württemberg – Beitrag Nr. 20: Nahverkehrsgesell-
schaft Baden-Württemberg mbH – Drucksachen 16/165, 
16/271 

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 20: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zu der Mitteilung 
der Landesregierung vom 6. April 2016 – Bericht der Lan-
desregierung zu einem Beschluss des Landtags; hier: Kul-
turwirtschaft in Baden-Württemberg – Drucksachen 15/8110, 
16/225 

Berichterstatter: Abg. Georg Wacker

Punkt 21: 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Kultus, Jugend und Sport vom 24. Juni 2016 – 
Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenheiten; hier: 

Europäischer Qualifikationsrahmen für lebenslanges Ler-
nen – Drucksachen 16/217, 16/284 

Berichterstatter: Abg. Andreas Deuschle

Punkt 22: 

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 16/304, 
16/305, 16/306

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
Ausschüssen fest. – Es ist so beschlossen.

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der heu-
tigen Tagesordnung angelangt.

Die nächste Sitzung findet am Mittwoch, 28. September, um 
9:00 Uhr statt. 

Zur Einstimmung auf die parlamentarische Sommerpause la-
de ich Sie jetzt – auch im Namen der Frau Präsidentin – ganz 
herzlich zum bereits traditionellen Sommerfest des Landtags 
ein. 

Aufgrund der Witterungsverhältnisse – wenn ich jetzt hinaus-
schaue, sehe ich, dass die Sonne scheint – findet das Sommer-
fest nicht im Königin-Olga-Bau, sondern hier im Haus des 
Landtags im Erdgeschoss statt.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Völlig falsche Ent-
scheidung!)

Ich wünsche Ihnen und Ihren Angehörigen schöne und erhol-
same Ferientage und schließe die Sitzung.

Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Schluss: 18:01 Uhr
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Anlage 

Umbesetzungen im Präsidium

Vorschlag der Fraktion GRÜNE

Funktion scheidet aus tritt ein

ordentliches Mitglied –  Bay

stellvertretendes Mitglied Bay  Filius 
 –  Schwarz, Andrea

19.07.2016

Andreas Schwarz und Fraktion

Vorschlag der Fraktion der CDU

Funktion scheidet aus tritt ein

ordentliches Mitglied – Beck

stellvertretendes Mitglied Beck N. N. 
 – N. N.

19.07.2016

Dr. Reinhart und Fraktion

Vorschlag der Fraktion der AfD

Funktion scheidet aus tritt ein

ordentliches Mitglied Dr. Meuthen Dr. Merz 
 Dr. Grimmer – 
 Klos –

stellvertretendes Mitglied Dr. Balzer Dr. Grimmer 
 Baron  – 
 Sänze –

19.07.2016

Dr. Merz und Fraktion


